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mdsatztreu und zukunftsoffi 

, Wortlaut des Beschlusses „Unsere Verantwor- 
üng in der Welt" (grüner Teil) — Eröffnungsrede des Bundesvorsit- 

*enden Helmut Kohl sowie Redebeiträge von Alfred Dregger, Walter 
^allmann, Rudolf Luster und Franz Josef Strauß. 

I dokumentieren wir den Beschluß „Poli- 
llk auf der Grundlage des christlichen Menschenbildes" und die 
Richtigsten Debattenbeiträge des zweiten Tages einschließlich des 
^mführungsreferates von Generalsekretär Heiner Geißler. 
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Helmut Kohl 

Unserem Land die Zukunft sichern 
Im Mittelpunkt des ersten Tages beim 
36. Bundesparteitag in Wiesbaden (13. 
bis 15. Juni 1988) stand der Antrag 
des Bundesvorstandes „Unsere Verant- 
wortung für die Welt". Nach einer aus- 
giebigen Diskussion, die über den 
ersten Tag hinausging und am zweiten 
Tag fortgesetzt wurde, verabschiedeten 
die Delegierten den Leitantrag ein- 
stimmig. Den genauen Wortlaut finden 
Sie im grünen Teil dieser Ausgabe. 

Zu Beginn des Bundesparteitages in der 
Rhein-Main-Halle in Wiesbaden hatte 
der hessische Ministerpräsident Walter 
Wallmann in seiner Eigenschaft als 
Tagungspräsident dem Bundeskanzler für 
seine 15jährige Tätigkeit als Parteivorsit- 
zender der Christlich-Demokratischen 
Union gedankt und seine vielfältigen Ver- 
dienste um die Partei gewürdigt (den 
Redetext von Walter Wallmann finden 
Sie an anderer Stelle dieser Ausgabe). 

Helmut Kohl bedankte sich für diese 
ehrenden Worte und dankte insbesondere 
all denjenigen Parteifreunden, die ihm 
geholfen haben, diese nicht immer leichte 
Wegstrecke gemeinsam zurückzulegen. 
Danach hielt der Kanzler das Einfüh- 
rungsreferat und stellte fest: 

Liebe Freunde, wir sind heute in Wiesba- 
den zum 36. Bundesparteitag der CDU 
Deutschlands zusammengekommen, um 
zentrale Herausforderungen gemeinsam 
zu diskutieren. Ungeachtet aller Diskus- 
sionen präsentiert sich auch in diesen 
Tagen in Wiesbaden die CDU Deutsch- 
lands als die stärkste und bestimmende 
Kraft in der Koalition der Mitte. Wir dis- 
kutieren die Themen, auf die es 
ankommt, wir werden Orientierungs- 

punkte setzen, an denen sich andere aus- 
richten können. 

Gerade weil ich durch zahlreiche Jahre 
mit vielen gemeinsam den Weg der Partei 
gegangen bin, kenne ich unsere Partei 
und ihre Stimmungen. Ich weiß im Rück- 
blick auf manche Mißhelligkeiten und 
Rückschläge der letzten Wochen, daß wir 
gegenwärtig eine Durststrecke zurückle- 
gen. Nach den Aufräumungsarbeiten und 
nach den großartigen Konsolidierungser- 
folgen der vergangenen Legislaturperiode 
stehen wir jetzt in einer wichtigen Phase 
für das Land existentieller Reformvorha- 
ben. 

Wir haben, liebe Freunde, 1982 die 
Regierungsverantwortung mit dem Ziel 
und dem Versprechen übernommen, dem 
Land die Zukunft zu sichern — wenn 
nötig, auch gegen Widerstand und gegen 
Trägheit des Denkens. Ich habe mich 
immer dagegen gewandt, den Wege des 
geringsten Widerstandes zu gehen und 
dem jeweiligen Zeitgeist zu folgen. Vor 
der Geschichte werden wir nur bestehen, 
wenn wir die Zukunft im Blick haben und 
das Richtige tun, und nicht, wenn wir 
dem Gerede des Tages erliegen. Heute -" 
viel zu wenige haben es begriffen — geht 
es darum, die wirtschaftliche und 
humane Qualität des Standorts Bundesre- 
publik Deutschland für die 90er Jahre 
und darüber hinaus zu, sichern. Liebe 
Freunde, das ist eine Gestaltungsaufgabei 
die unsere ganze Kraft fordert, die den 
Einsatz jedoch lohnt. Mit diesem großen 
Vorhaben erfüllen wir unseren Wähler- 
auftrag. Wir haben versprochen, Zukunft 
zu gewinnen: eine sichere Zukunft für 
alle und eine Zukunft vor allem für die 
junge Generation. 
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In vier Jahren, 1992, vollenden wir den 
europäischen Binnenmarkt. Dies ist ein 
epochales Ereignis. Nicht nur für die 
Wirtschaft, sondern in unserer ganzen 
^Seilschaft wird sich ein gewaltiger 
Wandel einstellen. Er ist aus gutem 
^rund mit der Entscheidung zur Wäh- 
rungsreform 1948 verglichen worden. Wir 
nahen gestern den 40. Geburtstag unserer 
^"Mark begangen. Wir haben an das 
Wagnis Ludwig Erhards erinnert. Wir 
naben den Mut der Männer und Frauen 
Jener Tage gefeiert, denen wir es verdan- 
*en, daß wir heute mit der freiheitlichsten 
Erfassung in der Geschichte der Deut- 
^•hen im freien Teil Deutschlands leben 
j^nnen, daß wir einen beachtlichen 
Wohlstand und — trotz aller Kritik — ein 
h°hes Maß an sozialer Gerechtigkeit 
deicht haben. 

'ebe Freunde, ich kann Ihnen allen nur 
^"•ufen. Warum sollten wir nicht heute die 

Reiche Kraft aufbringen an einer neuen 
^gscheide deutscher Geschichte wie jene 

Männer und Frauen im Jahre 1948? 
er nur darüber redet, wie er mehr Frei- 

e,t bekommt, wer immer nur über noch 

»Nach den Aufräumungsarbeiten 
nd nach den großartigen Konsoli- 
lerungserfolgen der vergangenen 
fSislaturperiode stehen wir jetzt in 

e*ner wichtigen Phase für das Land 
**istentieller Reformvorhaben" 
auf ddeskanzler Helmut Kohl 

^dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

rzere Arbeitszeit spricht, wer nur 
von spricht, wie seine Gruppe und sein 
rsönliches Schicksal gedeihen können, 
d wem es gleichgültig ist, wie es ande- 

rn in diesem Land geht, der setzt nicht 
nur seine, sondern die Zukunft des gan- 
*en Landes auf das Spiel. 

01 die Zukunft zu gewinnen, müssen wir 

auch zum Umdenken fähig sein und die 
Kraft zu notwendigen Reformen aufbrin- 
gen — ob das die Steuerreform ist, die 
Neuordnung des Post- und Fernmeldewe- 
sens, die Reform unseres Gesundheitswe- 
sens, die Reform unserer Alterssicherung, 
um nur einmal diese vier wichtigen Pro- 
jekte neben vielen anderen zu nennen, 
die jetzt die Diskussionen beherrschen. 

Liebe Freunde, für keine dieser großen 
Aufgaben hat die SPD ein tragfähiges 
Konzept, weder zur Steuerreform noch 
zur Reform des Gesundheitswesens noch 
zur langfristigen Sicherung der Rentenfi- 
nanzierung. Und bei der Post bleibt die 
SPD ganz der Vergangenheit verhaftet, 
während der Rest der Welt längst mit der 
Informationstechnologien in die 90er 
Jahre startet. 

Die Wahlen — das spreche ich mit 
Bedacht aus — im Jahre 1990 werden aber 
danach entschieden, wer wirklich die 
Zukunft des Landes sichert. Nach meiner 
Erfahrung aus vielen Jahrzehnten wird die 
Wahl derjenige gewinnen, der mit Weit- 
sicht, mit Mut und mit Standfestigkeit die 
richtigen Entscheidungen trifft, sie den 
Bürgern erklärt und damit Stimme für 
Stimme erkämpft. 

Liebe Freunde, wir haben seit 1982 gute 
Arbeit geleistet. Das gibt auch Grund zu 
vernünftigem Selbstbewußtsein. Nur 
wenige — das ist wahr — sahen schon am 
1. Oktober 1982 voraus, wieviel Kraft es 
tatsächlich kosten würde, das als richtig 
Erkannte durchzusetzen. Natürlich ist es 
auch wahr, daß nicht jeder auf dieser 
Wegstrecke das Maß an Solidarität 
bewiesen hat, das eigentlich selbstver- 
ständlich sein sollte. Wie die meisten von 
Ihnen — Walter Wallmann hat das eben 
gesagt und viel Beifall dafür bekommen 
— ärgere auch ich mich über den oft 
unnötigen Streit, der nicht selten nur der 
Befriedigung persönlicher Eitelkeiten 
dient. 
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Es braucht Zeit und es braucht Stehver- 
mögen, bis sich die positiven Wirkungen 
politischer Entscheidungen — auch und 
gerade jener, die im Streit durchgesetzt 
wurden — voll zeigen. So können wir 
jetzt, liebe Freunde, in der Außen- und 
Sicherheitspolitik die Früchte unseres 
Stationierungsbeschlusses von 1983 ern- 
ten: In diesen Tagen werden die ersten 
Raketen abgebaut. 
Fragen Sie doch bitte einmal im Kreis 
unserer Freunde in den Orts- und Kreis- 

„Wer immer nur über noch kürzere 
Arbeitszeit spricht, setzt nicht nur 
seine, sondern die Zukunft des gan- 
zen Landes auf das Spiel." 
(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

verbänden, wie viele daran geglaubt 
haben, dieses Ziel sei fünf Jahre nach die- 
sem Beschluß erreicht. Das ist eine groß- 
artige Bestätigung unserer Politik. 
Auch bei den großen Reformvorhaben in 
der Innenpolitik können wir nicht erwar- 
ten, daß sie „Selbstläufer" sind. Bei allen 
notwendigen Entscheidungen stoßen wir 
täglich auf mächtige, gut organisierte 
Interessengruppen, die einen gewaltigen 
Druck ausüben. Mich hat die Erfahrung 
meines politischen Lebens gelehrt, daß 
ich mich dem Druck nicht beuge. Mit 
Verzagtheit werden wir unserer geschicht- 
lichen Verantwortung nicht gerecht. 

Keine der wegweisenden Entscheidungen in 
der Geschichte unserer Republik — den- 
ken Sie nur an die Währungsreform vor 40 
Jahren — wäre möglich gewesen, wenn die 
jeweils maßgeblichen Männer und Frauen 
nicht Mut und Standfestigkeit aufgebracht 
hätten. 
Wir machen Politik für alle. Unser 
Gemeinwesen ist mehr als die Summe 
von Einzelinteressen. 

Wir brauchen die Kraft zur Zukunftsge- 
staltung. Wir brauchen die Kraft zu Visio- 
nen, die gegen Widerstände im politi- 
schen Alltag durchgesetzt werden müs- 
sen. Dabei haben wir einen Kompaß, der 
uns Orientierung gibt: das christliche 
Menschenbild. Ich verwende bewußt den 
Ausdruck Kompaß. Das christliche Men- 
schenbild liefert uns keine Patentrezepte 
für den politischen Alltag. In erster Linie 
ist es eine Aussage über das Wesen des 
Menschen, über seine unveräußerliche 
Würde, seine Möglichkeiten und Gren- 
zen, seine Stärken und Schwächen, über 
seine Fähigkeit, Verantwortung für den 
Mitmenschen, für die uns anvertraute 
Schöpfung wahrzunehmen. 

Im christlichen Menschenbild wurzelt die 

Idee der Freiheit, die auch in Zukunft 
unser Handeln in der Innen- wie in der 
Deutschland- und Außenpolitik bestim- 
men muß. Zum christlichen Verständnis 
vom Menschen gehört ebenso, daß sich 
sein Handeln stets im sozialen Raum, 
d. h. in Verantwortung gegenüber der 
Gemeinschaft seiner Mitmenschen voll- 
zieht. Deshalb gehören Freiheit und Ver- 
antwortung, Rechte und Pflichten für uns 
untrennbar zusammen. 

Nur Scharlatane verheißen eine Welt, in 
der es keine Verantwortung füreinander 
mehr gibt und in der Frieden und Frei- 
heit — im Innern wie nach außen — zum 
Nulltarif zu haben sind. Das müssen wir 
immer wieder sagen; dafür müssen wir 
einstehen. 
Niemand darf sein Leben ohne Rücksien1 

auf das Leben anderer gestalten. Eine 
Gesellschaft, die nicht verantwortungs- 
voll mit dem menschlichen Leben 
umgeht, verwirkt einen Teil ihrer 
Zukunft. Das gilt auch für das ungebo- 
rene menschliche Leben. 
Im Mittelpunkt unserer Politik der 
Zukunftsgestaltung steht daher die Fami- 
lie. Kinder sind Leben, sind Zukunft. D,e 
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Familie ist der erste und der wichtigste 
^rt individueller Geborgenheit. Sie ver- 
mittelt grundlegende Werte menschlichen 
~usammenlebens. Partnerschaft zwischen 
Mann und Frau, Liebe zu den Kindern, 
Solidarität zwischen den Generationen — 
das alles kann unsere Gesellschaft nur 
Prägen, wenn es sich zu Hause in der 
Familie bewährt. 
*^'f haben deshalb sofort nach der Regie- 
jjuigsübernahme 1982 damit begonnen, die 
«"amilie wieder in den Mittelpunkt der 
Politik zu rücken. Unser Ziel steht fest: 
^ir wollen wieder ein familien- und kin- 
flerfreundliches Land werden. 
*/urch die Einführung des Erziehungsgel- 
es für alle Eltern und die erstmalige 

. ei*ücksichtigung von Erziehungszeiten 
01 Rentenrecht haben wir mit der Aus- 

grenzung der nicht erwerbstätigen Frauen 
cnluß gemacht. Wir haben neue Wege 
eschritten, ganz im Sinne unseres Lud- 
'gshafener Grundsatzprogramms. 

Ur>sere Politik hat dafür gesorgt, daß 

>>Die Wahl wird derjenige gewinnen, 
*ei" mit Weitsicht, mit Mut und mit 
Standfestigkeit die richtigen Ent- 
Scheidungen trifft, sie den Bürgern 
e*klärt und damit Stimme für 
Stimme erkämpft:' 
j^ndeskanzler Helmut Kohl 

dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

k* "nder nicht mehr sozialen Abstieg 
edeuten. Warum, liebe Freunde, reden 
lr nicht häufiger über diese wegweisen- 
en Reformen, die überall im Land auf 

8r°ße Zustimmung stoßen? 

r,eld allein löst die Probleme nicht. Wir 
rauchen einen Bewußtseinswandel. Wie 

Jot'g er ist, zeigt die anhaltend hohe Zahl 
°n Abtreibungen, von Kindern also, 
enen ihr Recht auf Leben verweigert 
,fd. Hier geht es um ein Thema, das 

natürlich für das Selbstverständnis von 
uns Christlichen Demokraten eine beson- 
ders wichtige Rolle spielt. 
Wir haben dafür gesorgt, daß schwange- 
ren Frauen in Not hinsichtlich ihrer 
materiellen Probleme Erleichterung 
geschaffen wurde. Das genügt nicht: 
Beratung und Aufklärung müssen noch 
weiter verbessert werden; ihnen kommen 
zentrale Bedeutung zu. 
Hier liegt ein wesentlicher Teil eines 
erfolgversprechenden Bemühens um den 
Schutz des ungeborenen Lebens. Deshalb 
wollen wir ein Beratungsgesetz. 
Meine lieben Freunde, unter der Leitidee 
der verantworteten Freiheit sind die gro- 
ßen Herausforderungen an der Schwelle 
zum 21. Jahrhundert zu bestehen. Unser 
Ziel muß es sein, die wirtschaftliche und 
humane Qualität des Standortes Bundes- 
republik Deutschland zu sichern — für 
die nächsten Jahre und über die Schwelle 
des Jahrhunderts hinaus. 
Im Kern handelt es sich dabei vor allem 
um eine geistige Herausforderung: Gefor- 
dert ist unsere Bereitschaft umzudenken. 
Das gilt insbesondere für jene beiden gro- 
ßen Aufgabenfelder, die ich von mir aus 
heute hier ansprechen will: die wirt- 
schaftlichen Herausforderungen — vor 
allem auch im Blick auf die Vollendung 
des europäischen Binnenmarktes bis 1992 
— sowie die demographischen Heraus- 
forderungen, bei denen es um so unter- 
schiedliche Fragen wie Alterssicherung, 
Bildungswesen, Wohnungsmarkt oder 
Personalstärke der Bundeswehr geht — 
um nur einige Aspekte dieses Themas 
deutlich zu machen. 

Eine nüchterne Bestandsaufnahme — und 
auch das sollten wir unseren Mitbürgern 
sagen — macht deutlich, daß unsere wirt- 
schaftliche Ausgangsposition durchaus 
ermutigend ist. Im sechsten Jahr unserer 
Regierungsverantwortung stehen wir 
zugleich im sechsten Jahr einer stetigen 
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und stabilen wirtschaftlichen Entwicklung 
nach oben. Es geht kontinuierlich auf- 
wärts, und das müssen wir den Bürgern 
sagen, weil sie es sonst vergessen und glau- 
ben, dies alles geschehe von allein. 
Liebe Freunde, das ist eine großartige 
Leistung, die ringsum in der Welt auch 
anerkannt wird. Wir müssen es immer 
wieder deutlich machen, und wir müssen 
dankbar dafür sein, daß uns hier so viele 
geholfen haben: viele Menschen guten 

„Wir machen Politik für alle. 
Unser Gemeinwesen ist mehr als die 
Summe von Einzelinteressen." 
(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

Willens in Betriebsräten, in Unterneh- 
mungsleitungen, bei Gewerkschaften, 
überall im Mittelstand, auch bei den Bau- 
ern, mögen viele von diesen auch wegen 
neuer Entwicklungen schimpfen. Die 
Mehrheit der Bürger dieses Landes ist 
guten Willens und ist hilfreich auf diesem 
Weg in die Zukunft. 

Daß sich eine solche dauerhafte Auf- 
wärtsentwicklung nicht von selbst ver- 
steht, haben die Turbulenzen an den 
Finanz- und Devisenmärkten im letzten 
Herbst deutlich gezeigt. Aber auch und 
gerade in dieser schwierigen Zeit hat sich 
doch gezeigt, daß sich die Wachstums- 
kräfte in der Bundesrepublik Deutsch- 
land durchsetzen können — allen Kata- 
strophengemälden zum Trotz. Jetzt wer- 
den die wirtschaftlichen Prognosen nach 
oben korrigiert. Im ersten Quartal dieses 
Jahres lag die Wachstumsrate bei 4,2 Pro- 
zent. Ich finde, diese Zahl sollte uns zur 
Gelassenheit gegenüber manchen aufge- 
regten Unheilspropheten raten. 

Ein wichtiger Aktivposten unserer 
Anstrengungen ist der Zugewinn von 
über 780 000 neuen, zusätzlichen Arbeits- 

plätzen. Wahr ist auch, daß die Arbeitslo- 
sigkeit trotz der erheblichen Ausweitung 
der Beschäftigung eben nicht entspre- 
chend zurückgeführt werden konnte; 
denn etwa in dem Umfang, in dem neue 
Arbeitsplätze entstanden sind, ist auch 
die Zahl derer gewachsen, die sich als 
Arbeitssuchende melden, was im übrigen 
in vielen Fällen ein Vertrauensbeweis in 
die Zukunftsentwicklung unserer Wirt- 
schaft und damit in unsere Politik ist. 

Vor allem junge Leute — das sind jetzt 
die letzten aus den geburtenstarken Jahr- 
gängen — und Frauen drängen zusätzlich 
auf den Arbeitsmarkt. Gerade ihre Chan- 
cen haben sich durch unsere Politik ver- 
bessert. So liegt die Zahl der arbeitslosen 
Jugendlichen unter 20 Jahren zum ersten- 
mal seit sieben Jahren bei weniger als 
100000. Zu keinem Zeitpunkt, liebe 
Freunde, hat es in der Bundesrepublik 
Deutschland mehr Arbeitsplätze für 
Frauen gegeben als heute. 

Das heißt: unsere Politik hat für den 
Arbeitsmarkt greifbare Fortschritte 
gebracht. Aber dies kann uns alle nicht 
davon ablenken, daß wir noch wichtige 
strukturelle Aufgaben zu lösen haben — 
Aufgaben, die in diesen Tagen für mei- 
nen Geschmack etwas zu schroff disku- 
tiert wurden — und was die Dimensionen 
der Probleme in den Regionen der Bun- 
desrepublik angeht, vielleicht auch etwas 
zu einseitig. Aber es ist doch einfach 
wahr, daß wir Verwerfungen haben. Sie 
sind unübersehbar — nicht nur im Nor- 
den und im Westen. Ich denke auch an 
das Saarland und an andere Bereiche. 
Dabei weiß ich, daß das nicht einfach 
eine Frage der Geographie ist, struktu- 
relle Probleme gibt es auch innerhalb ein- 
zelner Bundesländer. Wenn dieser Bun- 
desstaat Zukunft haben soll — und wir 
wollen dies als überzeugte Föderalisten 
—, müssen wir Lösungen finden, bei 
denen die fortgeschrittenen Gebiete auch 
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bereit sind, denen zu helfen, die zurück- 
geblieben sind. Solche Zahlen, in denen 
atrukturentwicklung zum Ausdruck 
Kommt, können sich ja auch sehr rasch 
andern, wie wir in den letzten Jahrzehn- 
ten erlebt haben. 
wlr kennen auch die strukturellen Pro- 
bleme in bestimmten Branchen. Wir alle 
Wlssen, daß wir uns auf diesem Feld man- 
cherlei Torheit leisten. Sie werden bei 
"nseren Arbeitsämtern ziemlich wenig 
Aussicht auf Erfolg mit dem Versuch 
Jjäben, einen zwei-, drei- oder vierund- 
unfzigjährigen kaufmännischen Ange- 

bellten unterzubringen. Ein törichter 
Jugendkult hat dazu geführt, daß jemand 
^'t zwei-, drei- oder vierundfünfzig Jah- 
ren zu alt ist, obwohl die Lebenserwar- 
)*ng eines solchen Mannes in der Bun- 
desrepublik jetzt bei 76 Jahren liegt. Wir 
gössen hier umdenken und vernünftige 
Lösungen für die Zukunft finden. 

^n wichtiger Aktivposten unserer Wirt- 
Schaftspolitik darf gerade heute, 40 Jahre 

ach der Währungsreform, nicht uner- 

»Jm Mittelpunkt unserer Politik der 
y*kunfisgestaltung steht die 
**ntilie. Kinder sind Leben, sind 
^vkunft." 
auf Hdeskanzler He,mut Kohl 

dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

ahnt bleiben: die Rückgewinnung der 
e>sstabilität. Es ist schon erstaunlich, 

aß wir jetzt gelegentlich auch im Aus- 
nd fast in die Lage kommen, uns wegen 
•eser Politik der Preisstabilität verteidi- 

gen zu müssen. Ich sage meinen ausländi- 
nen Gesprächspartnern immer wieder: 

.Nation ist für die Deutschen nicht 
r8endein Thema. Zwei Generationen — 
J*ch dem ersten und nach dem zweiten 

eltkrieg — haben erlebt, was es bedeu- 
*» wenn über Nacht die Ersparnisse ver- 

schwunden waren, oft Lohn für Lebens- 
leistung und das, was sozialen Halt gab. 
Wir wissen: das Aufkommen der Nazis 
hat viele Gründe. Aber einer der Gründe 
war sicherlich die Vernichtung einer gan- 
zen Mittelschicht zu Beginn der 20er 
Jahre. 

Wenn wir für dieses Thema sensibel sind, 
dann zeigt das ja nur, daß wir geschichts- 
bewußt geworden sind. Deswegen setzen 
wir auf eine Politik der Preisstabilität. 
Das ist im übrigen auch die größte soziale 
Tat, die wir gegenüber den breiten Schich- 
ten unseres Volkes erbringen können. 

Liebe Freunde, wir haben einen ganz 
ungewöhnlich starken Anstieg der Real- 
einkommen erreicht, und zwar in den 
letzten beiden Jahren um nicht weniger 
als 100 Milliarden DM. Das hat es in die- 
ser Dimension noch nicht gegeben. Diese 
Tatsachen stehen in einem krassen 
Gegensatz zu dem öffentlichen Lamento, 
das manche Leute anstellen; auch in 
einem krassen Gegensatz zu jener Stim- 
mungslage, in der viele sich zu wenig 
bewußt sind, was wir erreichen konnten, 
was auf dem Spiele steht und was wir 
sichern müssen, wenn wir Zukunft gewin- 
nen wollen. 
Die Politik der SPD hat in den 70er Jah- 
ren Inflation herbeigeführt und damit 
Einkommen und Ersparnisse der Bürger 
wieder entwertet. Wir haben mit Stabilität 
für wachsende Einkommen und Erspar- 
nisse gesorgt. Dies kommt — und das ist 
Politik und Tradition Ludwig Erhards — 
den breiten Schichten unserer Bevölke- 
rung zugute. Es ist ein Stück neuer Wohl- 
stand im Lande entstanden. Sie können 
es unschwer überall selbst erfahren. — 
Warum, liebe Freunde, reden wir nicht 
mehr darüber, daß dies unsere gemein- 
same Leistung ist? 
Für uns ist und bleibt die Soziale Markt- 
wirtschaft Leitbild und Gütesiegel unse- 
rer Politik. Wir nehmen großartige gesell- 
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schaftspolitische Entwicklungen und 
Ideen auf. Wir wissen, worauf es 
ankommt: Es geht um die Wettbewerbs- 
position der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Es geht jetzt im Blick auf die 
zukünftige Entwicklung im neuen Kräfte- 
dreieck: Vereinigte Staaten und Kanada, 
Ostasien — insbesondere Japan — und 
EG, um die Wettbewerbsposition Euro- 

„Es geht kontinuierlich aufwärts, 
und das müssen wir den Bürgern 
sagen, weil sie es sonst vergessen und 
glauben, dies alles geschehe von 
allein." 
(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

pas gegenüber den anderen großen Wirt- 
schaftsregionen. Es geht um zusätzliche 
Chancen für Wachstum und Beschäfti- 
gung in den 90er Jahren. Es geht um das 
Zusammenwachsen der europäischen 
Volkswirtschaften im Bereich der EG. Es 
geht natürlich vor allem und letztlich um 
einen weiteren entscheidenden Schritt in 
den 90er Jahren zur politischen Einigung 
Europas. 

Für uns geht es bei alledem zugleich um 
den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. 
Gerade wir in der Bundesrepublik 
Deutschland werden von all diesen Ände- 
rungen in besonderer Weise betroffen. 
Als führende Handelsnation der Welt 
verkaufen wir mehr Waren jenseits unse- 
rer Grenzen als jedes andere Land dieser 
Erde. 

Mit dieser ungewöhnlichen Einbindung 
in die Weltwirtschaft eröffnen sich natür- 
lich große Chancen, aber eben auch 
besondere Aufgaben. 

Was wir zuallererst brauchen, liebe 
Freunde, sind der Leistungswille und die 
Einsatzbereitschaft unserer Menschen. 

Das ist der eigentliche Reichtum unseres 
Landes. 
Das ist letztlich auch der entscheidende 
Ansatzpunkt für die Steuerreform 1990. 
Sie ist ein Kernstück unserer Politik. 
Wenn zusätzliche Anstrengungen im 
wesentlichen durch zusätzliche Steuern 
bestraft statt durch eine verbesserte Ein- 
kommenslage honoriert werden, dann is1 

schwer zu erkennen, woher wir in 
Zukunft die Initiativen und das Engage- 
ment für die Lösung schwieriger 
Zukunftsaufgaben erwarten sollen; ich 
sage das mit Bedacht. Auch die notwen- 
dig gewordene Erhöhung der Verbrauchs' 
steuern ändert nichts an dieser Feststel- 
lung. Wir investieren dieses Geld in die 
Zukunft — in die Europäische Gemein- 
schaft und für die Stärkung struktur- 
schwacher Regionen bei uns. 

Ich will in diesem Zusammenhang auch 
gleich ein anderes, heftig umstrittenes 
Thema nennen: die Gesundheitsreform- 
Liebe Freunde, daß hier gehandelt wer- 
den muß, sagt eigentlich jeder. Die Zah- 
len sind so katastrophal, daß man sie 
nicht mehr zu kommentieren braucht: 
1960 gab die Krankenversicherung 9 Mi'' 
Harden DM aus, 1970 waren es 24 Mil- 
liarden DM, 1980 86 Milliarden DM, un<> 
heute, 1988, sind es 125 Milliarden DM- 

Angesichts dieser Zahlen, liebe Freunde, 
kann ich über manche Kampagne und m3"' 
chen Versuch, Stimmung gegen uns zu 
machen, wirklich nur den Kopf schütteln- 
Daß es mit der Kostenentwicklung so nid1' 
weitergehen kann, muß doch jeder erken- 
nen, der bei klaren Sinnen ist. 
Diejenigen unserer politischen Gegner, 
die glauben, sie könnten in dieser Sache 
ein Geschäft machen, werden 1990 sehe11, 

daß sie sich getäuscht haben: Die über- 
wältigende Mehrheit unserer Mitbürger 
hat längst erkannt, daß es so nicht weitef' 
gehen kann. Wer Besitzstandsdenken un 
Gruppeninteressen höher stellt als alles 
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andere und dabei noch mit blanker Diffa- 
mierung und mit Unwahrheiten arbeitet, 
aer hat eben nicht begriffen, was die Vor- 
ussetzung unseres Wohlstandes — und 
arnit auch unserer sozialen Sicherheit — 

ausmacht. Wer meint, er könne die Soli- 
^argemeinschaft als Selbstbedienungsla- 

en mißbrauchen, der wird auf unseren 
entschlossenen Widerstand treffen. Wir 
Russen es ertragen, daß wir uns so nicht 

ei jedem beliebt machen; denn uns muß 
es darauf ankommen, daß die Richtung 
stimmt. 
^'r können den Standort Bundesrepublik 

.e"tschland für die 90er Jahre nur 
'ehern, wenn wir nicht über unsere Ver- 
a'tnisse leben, weder in unserer Wirt- 
chaft noch im Bereich der sozialen Siche- 
Ung. Auch das ist ein Schlüsselsatz aus 
e&i politischen Vermächtnis Ludwig 

Shards. 
lebe Freunde! Die Bilanz ist doch ein- 
mütig : Wir haben die höchsten Löhne, 
je kürzeste Arbeitszeit und den längsten 
naub. Wenn das so bleiben soll, wenn 
lr diesen Wohlstand sichern wollen, 

>>tin wichtiger Aktivposten unserer 
Kstrengungen ist der Zugewinn von 

**& 780 000 neuen, zusätzlichen 
ybfitsplätzen. Das heißt: Unsere 

ol*tik hat für den Arbeitsmarkt 
^ei/bare Fortschritte gebracht." 
aüJ"deskanzler Helmut Kohl 

dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

nn müssen wir bereit sein, Strukturen 
die veränderten weltwirtschaftlichen 
aingUngen anzupassen. Wir haben 
Jahre lange hart für den Spitzenplatz 
arbeitet, den wir jetzt innehaben. Im 

Ur°päischen Binnenmarkt der 90er Jahre 
erden wir diesen Platz nur halten kön- 
n' Wenn wir — ich sage es noch einmal 

- fähig sind, auch umzudenken. 

Das heißt, wir brauchen mehr Offenheit 
für neue technische und wirtschaftliche 
Lösungen. Wir dürfen nicht immer nur 
nach dem Staat rufen. Wir haben viele 
Bereiche, wo Privatinitiative sehr viel 
mehr bewirken kann als jede staatliche 
Bürokratie. Wenn ich mir die Diskussion 
im Zusammenhang mit der Postreform 
betrachte, dann meine ich, daß ein Teil 
der Kritiker die Post nicht in die Zukunft, 
sondern in die Vergangenheit führen will 
und damit die Arbeitsplätze in den 90er 
Jahren vernichten würde. 
Wir brauchen mehr Offenheit für indivi- 
duelle Wünsche zur Gestaltung der 
Berufstätigkeit. Deshalb müssen die 
Tarifpartner für ein wesentlich größeres 
Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen sorgen. 

Die neu auf den Arbeitsmarkt kommen- 
den Arbeitskräfte — vor allem Frauen — 
suchen gerade in diesem Bereich neue 
Chancen. Wenn Sie die Prozentzahlen im 
Vergleich zu anderen Industrienationen 
sehen, wissen Sie, daß wir hier noch weit 
zurückliegen. Hier ist in der Tat viel zu 
tun. Das ist nicht primär eine Sache des 
Staates, diese Frage richtet sich vielmehr 
an die Innovationsbereitschaft der Tarif- 
partner, die ich dazu herzlich einladen 
möchte. 
Wir brauchen mehr Chancen für eigen- 
verantwortliche Initiative, für Markt und 
für Wettbewerb. Das ist auch der Grund- 
gedanke der Steuerreform. Nicht immer 
mehr staatliche Regelungen sind das Ziel. 
Alle, Unternehmer wie Gewerkschaften, 
müssen hier ihren Beitrag leisten. 

Dazu gehört auch — wenn wir über den 
Standort Bundesrepublik Deutschland 
reden — ein klares Wort zu dem wichti- 
gen Thema Lohnnebenkosten. Liebe 
Freunde, sagen Sie das auch zu Hause in 
den Podiumsdiskussionen: 60 Prozent 
der Lohnnebenkosten beruhen auf tarifli- 
chen oder betrieblichen Vereinbarungen. 
Diese tragen immer zwei Unterschriften: 
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die der Arbeitgeber und die der Gewerk- 
schaften. Viele, die in diesen Tagen in 
großen öffentlichen Veranstaltungen die 
Verbesserung des Standorts Bundesrepu- 
blik Deutschland anmahnen, finden hier 
ein breites Feld für eigenverantwortliches 
Handeln. 
Wenn die Tarifpartner ihrer Verantwor- 
tung bei den Lohn- und Lohnnebenkosten 
nicht gerecht werden, wenn die Arbeits- 
plätze auf diesem Weg immer teurer wer- 
den, dann werden wir — trotz aller 
Anstrengungen in der Politik — nicht 
mehr, sondern weniger Arbeitsplätze 
haben. 
Liebe Freunde! Diese Art von Arbeitstei- 
lung akzeptieren wir nicht: daß in der 
Sozialen Marktwirtschaft dort, wo es 

„Für uns ist und bleibt die Soziale 
Marktwirtschaft Leitbild und Güte- 
siegel unserer Politik.** 
(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

schwierig wird, der Staat und natürlich 
wir als Regierungspartei gefordert sind, 
und dort, wo es angenehm ist, die Tarif- 
partner. 
Niemand will die Tarifautonomie anta- 
sten: Sie ist eine große Errungenschaft. 
Was wir jedoch verlangen, ist die Bereit- 
schaft der Tarifpartner, ihre Verantwor- 
tung für das Ganze wahrzunehmen. Wir 
haben hier notwendige Erfahrungen 
gemacht — Erfahrungen, die selbst mich 
gelegentlich verblüfften. Ich habe erlebt, 
daß wir in Bonn in einer großen Konfe- 
renz über die Zukunft des Ruhrgebiets 
miteinander diskutierten. Alle waren am 
Tisch: Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Es 
kam auch etwas Vernünftiges heraus. Wir 
waren uns einig, daß eines der Probleme 
an Rhein und Ruhr die Frage der Lohn- 
nebenkosten, die Frage der zu hohen 

Kosten ist. Das änderte nichts an der Tat- 
sache, daß genau einen Tag später eben 
jene Tarifpartner, die an der Konferenz 
teilgenommen hatten, einen Tarifvertrag 
abschlossen, der in gar keiner Weise 
mehr dem entsprach, was wir am Tag vof' 
her besprochen hatten. 
Liebe Freunde, es geht hier nicht um 
Gewerkschaftsschelte oder Arbeitgeber- 
schelte. Das bringt uns nicht weiter. Es 
geht mir darum, daß jeder den Satz auf 
sich bezieht: Wer Rechte hat, der hat 
auch Pflichten. Daraus erwächst auch 
Verantwortung etwa im Bereich der 
Lohnnebenkosten. Wir sind verpflichtet 
— auch wenn es manchem nicht gefällt 
—, diese Wahrheiten auszusprechen. 

Ich denke hier an die zweite große Her- 
ausforderung, nämlich an die Frage der 
demographischen Entwicklung. Liebe 
Freunde, hier ist eine ganz unge- 
schminkte Bestandsaufnahme notwendig- 
Das Ergebnis muß uns zutiefst betroffen 
machen. Alfred Grosser, ein Mann, der 
Deutschland kennt wie wenige, hat vor 
einiger Zeit in Paris erklärt — ich zitiere 
es mit meinen Worten —, er verstünde 
die Deutschen nicht ganz: Sie beschäftig' 
ten sich überwiegend mit Fragen des 
Umweltschutzes. Das sei zwar verständ- 
lich, aber über das Wichtigste würden sie 
nicht reden, nämlich über die Tatsache, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland 
so wenig Kinder geboren werden — mit 
all den negativen Folgen, die das für uns 
haben wird. Der Mann hat recht, meine 
Damen und Herren. Der Mann hat recht- 

Ein paar Zahlen zeigen das: Die Zahl der 

Geburten pro Jahr hat sich von über einef 

Million Mitte der 60er Jahre bis heute 
fast halbiert. Von 1980 bis 1987 ist die 
Zahl der Schüler um fast ein Viertel 
zurückgegangen. Allein im laufenden 
Schuljahr sind es gut 270000 weniger als 
im Schuljahr davor. Die Zahl der deut- 
schen Bevölkerung hat sich in den letzten 
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^ Jahren um fast zwei Millionen verrin- 
gert. 

Jeder weiß, daß diese Entwicklung über- 
*upt nicht kurzfristig zu verändern ist. 
Ie Dramatik liegt ja vor allem darin — 

nd das begreifen nur sehr wenige —, daß 
'c"> diese Entwicklung noch beschleunigt. 
as muß doch Besorgnis erregen. Das ist 

"och ein Thema, das uns aufrütteln muß 
nd das wichtiger ist als die Diskussion 

«arüber ist, ob wir 40, 39 oder 38'/2 Stun- 
fle« in der Woche arbeiten. 
jjlr müssen doch sehen, was für 

^Schichtungen hier vonstatten gehen. 
,e Zahl der über 60jährigen wächst kon- 

•nuierlich an. 1950 gab es noch zweiein- 
^lbrnal soviel Personen unter 15 Jahren 

^le solche über 65. Heute sind beide 
^Hippen ungefähr gleich groß. Die Zahl 

er über 80jährigen ist im gleichen Zeit- 
raum von 500000 auf mehr als 2 Millio- 
**n gewachsen. 

er dies betrachtet und dieses Zahlen- 
aterial in sich aufnimmt, der weiß: hier 
ehen wir vor schweren Herausforderun- 

gen bei der Entwicklung unseres Landes. 
^ler steht letztlich die Frage - das muß 

an aussprechen — des sozialen Frie- 
ds mit auf dem Prüfstand. Denn unser 
2,ales Sicherungssystem kann doch bei 

J?fe Steuerreform 1990 ist ein 
*ernstück unserer Politik" 
aüJ"deskanzler Helmut Kohl 
^    em 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

,esen Zahlen — etwa im Blick auf die 
£entenformel des Jahres 1957 - über- 
auPt nicht mehr funktionieren. 

j^esnalb setzen wir jetzt eine Reform des 
pentensystems durch. Das ist auch eine 
y. age der gerechten Lastenverteilung. 

""müssen hier miteinander reden und 
^. nchtigen Ergebnissen kommen, und 

r dürfen nicht aufschreien, wenn bei- 

spielsweise Norbert Blüm mit meiner 
Unterstützung im Herbst sagen wird: Wir 
müssen die Lebensarbeitszeit flexibler 
gestalten. 

Wir müssen unser Verhältnis gegenüber 
den Älteren insgesamt einmal bedenken. 
Für die Partei haben wir es ja mit der 
Gründung der Seniorenunion getan. 
Viele unserer älteren Mitbürger können 
auch weiterhin etwas in der Gesellschaft 
leisten. Geben wir ihnen doch die 
Chance, verantwortliche Aufgaben zu 
übernehmen. Wir brauchen in der Tat 
nicht nur im Rentenrecht, sondern auch 
im Alltag unserer Republik den 
3-Generationen-Vertrag: die Älteren, die 
im Berufsleben stehende aktive Genera- 
tion und die Generation unserer Kinder 
können nur im Miteinander die Probleme 
lösen. 
Es kann doch kein Zweifel darüber beste- 
hen, liebe Freunde, daß die absehbaren 
Belastungen in der gesetzlichen Renten- 
versicherung nicht einseitig von den Bei- 
trags- und Steuerzahlern oder von den 
Rentnern aufgebracht werden können. 
Alle Beteiligten müssen einen Beitrag zur 
Strukturreform leisten. Auch hier gilt: 
Wir werden es nicht schaffen, wenn wir 
nicht fähig sind, umzudenken und die 
notwendige Generationensolidarität auf- 
zubringen. Ich bin überzeugt, daß dies 
gelingt und daß wir den Konflikt, der 
zwischen den Generationen droht, ver- 
meiden können. Deshalb muß jetzt die 
Kraft der gesamten Partei dafür einge- 
setzt werden, daß wir in diesem Sinne 
gemeinschaftliche Lösungen finden. 

In bezug auf das, was der Oberbürgermei- 
ster von Wiesbaden in seiner Begrü- 
ßungsansprache ausführte, kann ich nur 
sagen: Wir laden alle anderen herzlich 
ein, mitzutun. Es war 1956/1957 eine 
großartige Sache, daß damals das große 
Rentenreformwerk, eine der größten 
sozialen Taten der deutschen Geschichte, 



Seite 12 •  UiD 19/1988 36. BUNDESPARTEITAG 

gemeinsam möglich war. Allerdings 
werde ich mich allem widersetzen, was 
dazu führt, daß wir nur um der Gemein- 
samkeit willen nicht das Richtige tun. 
Wir müssen jetzt das Richtige tun, auch 
wenn es im Moment nicht sofort populär 
ist. 
Liebe Freunde, es entspricht einer guten 
Tradition, daß die Deutschland- und die 
Außenpolitik auf unseren Parteitagen 
und damit auch im Bericht des Bundes- 

„ Wir können den Standort Bundes- 
republik Deutschlandför die 90er 
Jahre nur sichern, wenn wir nicht 
über unsere Verhältnisse leben/* 
(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

Vorsitzenden einen wichtigen Platz ein- 
nimmt. Ich will damit zugleich auch den 
Leitantrag des Bundesvorstandes einfüh- 
ren, über den wir beraten werden. 
Wie Sie wissen, hat der erste Diskussions- 
entwurf eine Debatte ausgelöst, und zwar 
innerhalb wie außerhalb der Partei. Ich 
hätte es sehr begrüßt, wenn alle, die disku- 
tiert haben, zunächst einmal die Diskus- 
sionspapiere gelesen hätten. Das wäre ein 
ganz wesentlicher Fortschritt gewesen. 
Die Entwicklung in unserer Gesellschaft 
schreitet immer weiter fort. Aber bei man- 
chen hat man den Eindruck, daß gleich- 
zeitig die eigene Anstrengung, auch im 
intellektuellen Bereich, immer geringer 
wird. Ich rate für die Zukunft, erst 
Papiere zu lesen und dann darüber zu 
diskutieren. Übrigens glaube auch ich 
nicht, daß jeder, der schon morgens um 
6.00 Uhr ein Interview gibt, schon wirk- 
lich dazu in der Lage ist. 
Ich hätte es beispielsweise sehr begrüßt, 
wenn in diesen Papieren von möglichst 
vielen die klaren Aussagen zur Europa-, 
zur Sicherheits- und zur Entwicklungshil- 

fepolitik stärker beachtet worden wären- 
Hier zeigt sich doch die klare konzeptiO' 
nelle Kraft unserer Partei. 
Wir als CDU müssen uns immer wieder 
klar machen, daß der Zusammenhang 
zwischen Außen- und Sicherheitspolitik 
unseres Landes unlösbar ist. Wir mussel 
— ich sage es als Verantwortlicher der 
deutschen Politik mit einem großen 
Bedauern — eine zunehmende Provinz!3' 
lisierung der deutschen Politik verzeich- 
nen. 
Es ist zwar eine erfreuliche Tatsache, d$ 
in diesem Jahr 26, vielleicht sogar 27 M'1' 
Honen Bundesbürger ihren Urlaub im 
Ausland verbringen. Aber gleichzeitig 
beobachten wir ein unübersehbares 
Nachlassen des Interesses an internatiO' 
naler Politik. Während unser Gewicht i" 
der Welt wächst, wenden wir uns im eigc' 
nen Land nicht selten Fragen zu, die bei 
dieser oder jener Entscheidung nach ac*1 

Tagen längst vergessen sind. 
Alle innen- und gesellschaftspolitischer1 

Reformen der von mir geführten Bunde5' 
regierung haben unmittelbar oder mitte'' 
bar Bezüge zu unserer Außenpolitik, l^ 
will das Ganze auf einen einfachen Ne1)' 
ner bringen: Je stabiler unser demokrat1' 
sches Staatswesen, je gefestigter der 
innere Friede und je dynamischer Wirt' 
schaft und Gesellschaft sind, desto hör>ef 

ist unser Ansehen in der Welt, desto gfö' 
ßer ist unser Gewicht in der internatioA 
len Politik und desto mehr haben wir e"1 

Chance, unsere außenpolitischen Inter6 

sen wirksam wahrzunehmen. 

Konkret heißt das: Wir müssen unser eig 
nes Haus in Ordnung halten, wenn wir 
Ansehen und Einfluß draußen gewinnen 
wollen. Das ist eine alte Bauernregel, d>e 

in jedem Dorf bekannt ist und die man g" 
in die Politik übernehmen kann. 
Wir haben in den letzten Jahren eine ^e 

tere Erfahrung machen müssen. Immer 
häufiger sind wichtige innenpolitische 
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Aufgaben und Herausforderungen unse- 
res Landes eben nicht mehr von uns 
a'lein, d. h. national, zu bewältigen, son- 
dern wir sind in die internationale 
Zusammenarbeit eingebunden. Wirt- 
schaftliches Wachstum und die Überwin- 
dung der Arbeitslosigkeit setzen die 
txPortfähigkeit der deutschen Industrie 
und — beispielsweise — die weltweite 
Überwindung des Protektionismus vor- 
aUs. Wir können noch so viel arbeiten — 
^enn wir draußen auf protektionistische 
dauern stoßen, ist alles umsonst gewe- 
sen. Auch das ist eine der klassischen 
Lehren Ludwig Erhards, die wir jetzt 
^wa in der EG gegen alle Widerstände 
durchsetzen müssen. 
Wlr wissen gerade auch nach den Erfah- 
rungen von Tschernobyl, daß Umwelt- 
schutz nur in einer grenzüberschreitenden 

»Wir sind Exportland Nr. 1. Wir 
z*hlen mit den USA und Japan zu 
^en fuhrenden Industrienationen 
«er Welt. Wenn wir Spitze bleiben 
Sollen, müssen wir fähig und bereit 
Sein, notfalls auch etwas früher auf- 
stehen und zu arbeiten, um diesen 

'Qtzfur die Zukunft behaupten zu 
k°nnen." 
auf Hdeskanzler Helmut Kohl 

^^jern 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

°operation denkbar ist. Wir wissen aus 
e'en bitteren Erfahrungen, daß sich bei- 

Pielsweise die Geißel des Terrorismus 
.international wirksam bekämpfen 

J-iebe Freunde, im nächsten Jahr, 1989, 
'rd unsere Bundesrepublik Deutschland 
Jahre alt. Wir sind heute ein Land von 

j=r°ßern internationalen Gewicht. Wir 
aben politisch, wirtschaftlich und militä- 

ch eine entscheidende Funktion im 
Etlichen Bündnis und in Europa. Ohne 

daß wir viel darüber reden: Wir sind 
Exportland Nr. 1. Wir zählen mit den 
USA und Japan zu den führenden Indu- 
strienationen der Welt. Aber wenn ich 
dies sage, muß ich hinzufügen, was dies 
wirklich bedeutet: Wir haben diesen 
Stand erreicht, obwohl wir nur die Hälfte 
der Einwohner Japans und ein Viertel der 
Einwohner Amerikas haben. 
Das heißt, wenn wir Spitze bleiben wollen, 
müssen wir fähig und bereit sein, notfalls 
auch etwas früher aufzustehen und zu 
arbeiten, um diesen Platz für die Zukunft 
behaupten zu können. 
Wir sind ein gesuchter Partner für viele 
Staaten in der Dritten Welt. Das ist ein 
wichtiger Punkt, gerade für Christliche 
Demokraten. In Lateinamerika, in Asien 
und in Afrika gibt es viele, deren Hoff- 
nungen auf Europa und nicht zuletzt auf 
den Deutschen ruhen. Wir dürfen diese 
Hoffnungen nicht enttäuschen! 

Liebe Freunde, die Erwartung wächst, 
daß die Bundesrepublik Deutschland 
mehr internationale Verantwortung über- 
nimmt. Das wollen nicht nur unsere west- 
lichen Freunde, die es ja immer deutli- 
cher fordern; das meinen auch viele unse- 
rer Nachbarn, übrigens auch im Osten, 
und nicht zuletzt — vielleicht sogar vor 
allem — unsere Partner in der Dritten 
Welt. 
Wir werden im Ausland im gleichen 
Atemzug mit den Vereinigten Staaten und 
Japan genannt, wenn es um wirtschaftli- 
che Stabilität, wenn es um die Sicherung 
von Wechselkursen, wenn es um interna- 
tionale Hilfs- und Unterstützungsaktio- 
nen geht. Ich weiß, manche dieser Erwar- 
tungen gehen zu weit und übersteigen 
unsere Kraft, aber wir müssen genau 
bedenken, was auf dem Spiel steht. Ver- 
pflichtungen, denen wir gerecht werden 
können, dürfen wir uns nicht entziehen. 
Als freiheitliches, als rechtsstaatliches und 
als sozial verpflichtetes Gemeinwesen ist 
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die Bundesrepublik Deutschland unlösbar 
mit der Wertegemeinschaft des westlichen 
Bündnisses und mit der Europäischen 
Gemeinschaft verbunden. 
Liebe Freunde, gerade in den letzten zwei 
Jahren, angesichts der gewachsenen Zahl 
menschlicher Begegnungen mitten in 
Deutschland, ist uns noch mehr bewußt 
geworden: Wir sind ein geteiltes Volk an 
der Trennlinie sich gegenseitig ausschlie- 
ßender Staats- und Gesellschaftssysteme: 
freiheitliche Demokratie auf der einen, 
kommunistische Einparteiherrschaft auf 

„ Von Konrad Adenauer stammt der 
Satz, der auch für uns gültig ist: 
Freiheit ist Bedingung der Einheit, 
nicht ihr Preis.'* 
(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

der anderen Seite. Deshalb müssen 
unsere Sinne für die geistigen und für die 
moralischen Herausforderungen, die hier 
in besonderer Weise entstehen, geschärft 
sein. Wir wissen aus unserer eigenen 
Geschichte, daß eine Außenpolitik ohne 
moralische Grundlagen nicht nur zum 
Verderben des eigenen Volkes führt, son- 
dern auch zum Verderben anderer Völ- 
ker. Als Christliche Demokraten bleiben 
wir der Freiheit, den Menschenrechten, 
dem Recht eines jeden Volkes auf Selbst- 
bestimmung verpflichtet. Das ist für uns 
Orientierung und Handlungsanweisung! 

Liebe Freunde, für uns gilt überall in der 
Welt: Wer zu Menschenrechtsverletzun- 
gen schweigt, ermutigt die Diktatur. Ich 
weiß — und weiß es gerade als Regie- 
rungschef —, daß es Zeiten und 
Umstände gibt, in denen die Klugheit es 
gebietet, sich im Interesse betroffener 
Menschen öffentlich zunächst zurückzu- 
halten. Aber dennoch gilt für uns der 
Satz: Eine Politik der Leisetreterei gegen- 

über Diktaturen, wie auch immer sie 
gefärbt sein mögen, gibt es für uns als 
CDU Deutschlands nicht! 
Freiheit, Menschenrechte und das Recht 
auf Selbstbestimmung, das sind die Ziele 
unserer Deutschlandpolitik. Wir können 
diese Rechte weltweit nur dann überzeu- 
gend vertreten und einfordern, wenn wir 
auch in Deutschland dafür eintreten. Wir 
müssen es doch zunächst für unsere 
Landsleute, für Deutsche tun, denen sie 
verwehrt sind. 
Von Konrad Adenauer stammt der Satz, 
der auch für uns gültig ist, ja, der zeitlos 
gültig ist: Freiheit ist Bedingung der Ein- 
heit, nicht ihr Preis. Dies sage ich auch 
im Blick auf manche Diskussionen der 
letzten Monate. 

Wir tragen Verantwortung dafür, die Fol' 
gen der Teilung für die Menschen weni- 
ger beschwerlich zu machen. Wir wollen, 
daß möglichst viele Deutsche zueinander 
kommen können. In den letzten sechs 
Jahren hat sich durch unsere Politik für 
Deutschland viel bewegt. Im letzten Jahr 
konnten in Deutschland mehr als fünf 
Millionen Menschen in beide RichtungeI1 

reisen. Damit haben wir mehr für den 
Zusammenhalt der Deutschen bewirkt, 
als jemals nach dem Bau der Mauer mög' 
lieh war. Es kommt darauf an, daß Men- 
schen in Deutschland zueinander kom- 
men, daß wir uns in dieser Zeit der Tei- 
lung nicht auseinanderleben. Bei all die 
sen Reisen erfahren die Menschen mill'0' 
nenfach, wie widernatürlich die Teilung 
Deutschlands ist und wie widerrechtlich 
Mauer und Stacheldraht sind. Wir wer- 
den uns mit diesem Unrecht niemals 
abfinden! 

Liebe Freunde, es hat uns sehr bewegt, 
daß Präsident Reagan im vergangenen 
Jahr vor dem Brandenburger Tor Gene- 
ralsekretär Gorbatschow aufforderte, er 
solle die Mauer niederreißen. Ronald 
Reagan hat diese Aufforderung bei der 
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^'pfelbegegnung in Moskau vor zwei 
Jochen wiederholt. Er bestand auf der 
Achtung der Menschenrechte, und er 
etete sich für die Deutschstämmigen in 

Qer Sowjetunion ein. Wir sollten ihm 
Uch hier auf diesem Parteitag herzlich 
ür diesen Akt der Freundschaft und der 

Menschlichkeit danken! 
lese Appelle des amerikanischen Präsi- 
enten sind Ausdruck einer engen — und 
,es kann ich bezeugen — freundschaft- 
cn-herzlichen Beziehung zu unserem 
°'K. Sie sind zugleich die Einforderung 
0n Rechten, die weltweit gelten, also 

auch und selbstverständlich für alle Deut- 
schen. 

•ebe Freunde, mit besonderem Nach- 
fück setzen wir uns dafür ein, daß sich 
,e Lage der in Mittel-, Ost- und Südost- 
yropa lebenden Deutschen verbessert. 
,e müssen auch, wenn sie wollen, zu uns 

preisen können. Weil dies unser 
unsch ist, lassen Sie mich hier auch ein 

jj °z offenes Wort zur Diskussion in der 
putschen Öffentlichkeit über die Aus- 

ec^'er sagen: Mein Wunsch ist, daß wir 
,ese Landsleute mit offenen Armen 

fangen. 
,emand von uns sollte vergessen, daß es 
n meisten von uns gut, ja, sehr gut geht, 

»Abrüstung ist kein Wert an sich, am 
Qnde von Abrüstung muß die 
Werheit größer sein. Das muß 
a* Ziel unserer Politik sein." 

auf 5deskanz,er Helmut Kohl 

^   eiT1 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

a
aß aber diese Landsleute in der Regel 

s Bedrückung und Not zu uns kom- 
^ en. Wir sollten dabei nicht nur über 
fa K ar'tät reden, sondern sie ganz ein- 

ch Praktizieren. 
lr sollten das Menschenmögliche dafü 

> daß diese Menschen hier eine neue 

Heimat finden, und wir werden das tun. 
Vergessen wir auch nicht, welches 
Zukunftskapital diese Menschen für 
unser Land bedeuten. 
75 Prozent von ihnen sind zwischen 20 
und 45 Jahre alt. Sie haben viele Kinder. 
Diese Aussiedler sind für uns keine Last. 
Sie sind ein Stück Zukunft dieser Bundes- 
republik Deutschland! 
Wer mit Recht — und ich bin dafür — 
immer wieder für Verständnis für unsere 
ausländischen Mitbürger fordert, die bei 
uns leben, der soll auch ebenso klar und 
deutlich für die deutschstämmigen Aus- 
siedler eintreten, die zu uns gekommen 
sind und noch kommen werden. 

Ich bin fest entschlossen, noch vor der 
Sommerpause gemeinsam mit unseren 
Freunden in den Bundesländern Rege- 
lungen — auch im finanziellen Bereich — 
zu finden, die das Notwendige sicherstel- 
len. Auch im Blick auf Steuererhöhun- 
gen, die jetzt diskutiert werden, sage ich: 
Wenn die Kosten steigen, weil Sprachun- 
terricht nun plötzlich nicht mehr für 
15000 oder 20000, sondern möglicher- 
weise für 50000 junge Leute gegeben 
wird, dann sollte diese Hilfe selbstver- 
ständlich sein unter Deutschen, selbstver- 
ständlich für uns, die wir sozusagen auf 
der „Sonnenseite" leben. 
Liebe Freunde, wenn heute unsere natio- 
nalen Anliegen im Ausland wieder mehr 
Unterstützung finden, so ist dies eine 
Bestätigung unserer Politik. Wir haben 
das Thema „Freiheit und Menschen- 
rechte" für alle Deutschen immer wieder 
auf die Tagesordnung gesetzt und auch 
wieder in das Bewußtsein unserer Partner 
gebracht. 
Wir wissen natürlich auch, daß der 
Schlüssel zur Lösung der deutschen 
Frage letztlich in Moskau liegt. Wir 
haben auch dort an unserem Standpunkt 
nie einen Zweifel aufkommen lassen. 
Unsere Gesprächspartner haben — ich 



Seite 16  •   UiD 19/1988 36. BUNDESPARTEITAG 

selbst habe es erlebt — lange Zeit einfach 
nur auf die bestehende Lage verwiesen, 
von der man ausgehen müsse. 
Wenn neuerdings Generalsekretär Gor- 
batschow hinzufügt: „Was in hundert 
Jahren sein wird, das soll die Geschichte 
entscheiden", dann wird dort zum ersten- 
mal — zumindest von ihm persönlich — 
eingeräumt, daß Geschichte nicht deter- 
miniert ist und daß es einfach stimmt, 
was ich allen unseren Bürgern zurufe: 
Die deutsche Frage ist offen, und sie bleibt 
offen. 

Heute sind in der Sowjetunion und in 
den meisten Warschauer-Pakt-Staaten 
Entwicklungen in Gang gekommen, 
deren Endpunkte niemand absehen kann. 
Die West-Ost-Beziehungen haben eine 
Dynamik erhalten, die noch vor zwei Jah- 
ren die wenigsten für möglich hielten. 
Deutschland, liebe Freunde, kann davon 
nicht unberührt bleiben. Es gibt nicht den 
geringsten Grund zu der Annahme, die 
gegenwärtige Lage Deutschlands für eine 
dauerhafte Entscheidung des Schicksals 
zu halten. Für mich gilt, was ich General- 
sekretär Honecker bei meiner Tischrede, 
die Sie fast alle mitverfolgt haben, gesagt 
habe: „Das Bewußtsein für die Einheit 
der Nation ist wach wie eh, und ungebro- 
chen ist der Wille, sie zu bewahren." Dies 
habe ich auch vor ein paar Tagen hun- 
dertfach aus dem Mund vieler mir völlig 
unbekannter Landsleute in der DDR 
bestätigt bekommen. 

Für die CDU bleibt deshalb der Verfas- 
sungsauftrag maßgebend, die nationale 
und staatliche Einheit zu wahren und in 
freier Selbstbestimmung die Einheit und 
Freiheit Deutschlands zu vollenden. 
Ohne die Unterstützung unserer europäi- 
schen und amerikanischen Partner kön- 
nen wir dieses Ziel nicht erreichen. Alles 
andere ist blanke Illusion. Auch, wenn es 
um die Einheit Deutschlands geht, sind 
wir auf ihr Vertrauen und ihre Freund- 

schaft angewiesen. Die Westintegration 
der Bundesrepublik Deutschland und die 
Vollendung der Einheit Deutschlands 
sind keine Gegensätze. Wer meint, wir 
müßten zwischen beiden wählen, der wird 
am Ende alles verlieren, nach der Einheit 
auch die Freiheit. Diese Erkenntnis ist 40 
Jahre alt. Es hat sich nichts daran geän- 
dert. 
Die Erfolge in der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle und die konstruktive 
Entwicklung der West-Ost-Beziehungen 

„Wir wollen Frieden mit weniger 
Waffen schaffen. Aber wir wollen vof 
allem unsere Freiheit sichern, denn 
die Sicherung des Friedens in Frei' 
heit ist und bleibt unser entscheide/t' 
des Ziel." 
(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

beruhen auch darauf, daß das Atlantisch 
Bündnis 1983 seine entscheidende 
Bewährungsprobe bestand. Es erwies sie" 
als fähig, den NATO-Doppelbeschluß 
durchzusetzen. Das war ganz maßgeblich 
ein Verdienst von uns, der Union in 
Deutschland. Wir können deshalb heute 
mit Genugtuung feststellen, daß auch die 
Abrüstungserfolge vor allem auch unsere 
Erfolge sind. 
Meine Damen und Herren, ich habe nie 
geleugnet — und dies gehört zu den bitfe' 
ren Stunden, von denen ich sprach —, 
wie schwer es war, eine Entscheidung 
durchzustehen, wenn gleichzeitig über 
300 000 Menschen dagegen demonstrie- 
ren. Ich spreche jetzt nicht von jenen, d'e 

„nützliche Idioten" waren oder die eine 
andere Republik wollten, sondern von 
jenen, die in Sorge um den Frieden, nid1 

zuletzt oft geprägt durch ihre religiöse 
Überzeugung, demonstrierten. Wir habe" 
in dieser schwierigen Zeit Kurs gehalten- 
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'ch habe aber doch nur Kurs halten kön- 
nen, weil Sie mir geholfen haben, überall, 
draußen in den Orts- und Kreisverbän- 
den. Dies ist doch ein hervorragender 
Hinweis darauf, daß wir auch andere 
schwierige Probleme lösen können, wenn 
^»r in der gleichen Weise zueinanderste- 
hen. 

trst durch die Festigkeit des Bündnisses 
bekam der amerikanische Präsident den 
"ückhalt und den Bewegungsspielraum 
*u einer offensiven Politik gegenüber der 
^owjetunion, die uns jetzt allen zugute 
f°mmt. Liebe Freunde, wir müssen auch 
ln Zukunft dafür sorgen, daß wir nicht 
durch nationale Egoismen, durch Eifer- 
süchteleien und ein nutzloses Hin- und 
"erschieben von Lasten und Verpflich- 
tUngen innerhalb der NATO dieses 
|erneinsame Kapital gefährden. Die 
Erfahrung der letzten Jahre hat doch 
»elehrt, daß Verteidigungsfähigkeit und 
Bereitschaft, daß Abrüstung und Ent- 
mannung in einer unmittelbaren Bezie- 
hung zueinander stehen. Wer Sicherheit 
Ur,d Abrüstung voneinander trennt, 
p'ährdet am Ende beides und damit 
^tetlich den Frieden. Wir müssen beides, 
j^orüstung und Sicherheit, im Auge 

ehalten. Abrüstung, liebe Freunde, ist 
ein Wert an sich, am Ende von Abrü- 

stüng muß die Sicherheit größer sein. Das 
•nuß das Ziel unserer Politik sein. 

nter diesem Gesichtspunkt betrachten 
lr auch die Frage der Modernisierung 
°n Waffensystemen. Sie ist eben nicht 
Usschließlich aus dem Gesichtswinkel 
er Abrüstung zu entscheiden. Vielmehr 
Ussen wir auch die Notwendigkeit der 
erteidigung im Blick behalten. Wir wer- 
en auch in Zukunft alles tun, was zur 
erteidigung unseres Landes und des 
Ur>dnisses notwendig ist. 

'ebe Freunde, das schulden wir nicht 
. uietzt unserer Bundeswehr. Es sind 
JUnge Leute, unsere Söhne, die dort ihren 

Dienst tun. Von ihnen verlangen wir, daß 
sie ihren Dienst für Frieden und Freiheit 
zur Verteidigung der Gemeinschaft lei- 
sten. Sie müssen wissen, daß dieser 
Dienst für den Frieden und für die Frei- 
heit notwendig ist. Das bedeutet, daß wir 
ihnen die bestmögliche Ausbildung und 
die bestmögliche Ausrüstung geben. Frie- 
den und Freiheit gibt es nicht zum Null- 
tarif. 
Ich sage das auch in die eigene Partei hin- 
ein, weil ja manches vom Zeitgeist auch bei 
uns zu spüren ist. Wenn ich gelegentlich 
höre, man müsse Verteidigungspolitik und 
Sozialpolitik in einen Gegensatz oder in 
eine entsprechende Relation setzen, so 
kann ich nur sagen: Uns nützt die beste 
Sozialpolitik überhaupt nichts, wenn wir 
den Frieden und die Freiheit des Landes 
nicht erhalten. Und dies kostet Opfer, es 
kostet das Opfer junger Leute und es 
kostet Geld. Dieses Geld muß zur Verfü- 
gung gestellt werden, wenn Frieden und 
Freiheit erhalten bleiben sollen. 
Ich sage das so eindringlich, weil bei vie- 
len hierzulande und draußen in der Welt 
die Sorge wächst, ob angesichts der 
neuen Politik von Generalsekretär Gor- 
batschow und angesichts der ersten Abrü- 
stungserfolge das jetzt zur Verteidigung 
Notwendige noch politisch durchsetzbar 
ist. Liebe Freunde, warum eigentlich die- 
ser Kleinmut? Das ist doch im Prinzip 
das gleiche Argument wie 1982/83. 
Damals wurde uns auch gesagt, erst müßt 
ihr die Stationierung verweigern, und 
dann bekommt ihr die Abrüstung. Genau 
umgekehrt ist ein Schuh daraus gewor- 
den. Wir müssen der anderen Seite sagen: 
Bis hierher und nicht weiter. Dann wer- 
den wir bei den C-Waffen, im konventio- 
nellen Bereich, im START-Bereich die 
Verträge erhalten, die wir brauchen. Das 
muß das Ziel unserer Politik sein. 
Wären wir den Sozialdemokraten gefolgt, 
hätten wir heute kein INF-Abkommen, 
das weiß doch jeder. 
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Wir hätten niemals die Abschaffung einer 
ganzen Waffenkategorie erreicht. Die 
Sozialdemokraten haben nichts dazuge- 
lernt. Wir werden sie in den Landtags- 
wahlen und in der Bundestagswahl 1990 
stellen. Wenn Herr Vogel sich jetzt in 
Moskau hinter die sowjetischen Vor- 
schläge einer Denuklearisierung Europas 
stellt, ist es die gleiche Spiel- und 
Machart wie 1982/83. Ich kann uns nur 
warnen: Bleiben wir standhaft, so werden 
wir nicht nur die Wahl gewinnen, son- 
dern uns auch in der Sache selbst durch- 
setzen. 
Wir haben im Bündnis mit Erfolg auf 
Abrüstung und Sicherheit gedrängt. Ich 
bin sicher, wir werden weiter erfolgreich 
sein, auch deswegen, weil jetzt mit Man- 
fred Wörner zum erstenmal ein Deutscher 
als NATO-Generalsekretär in das Amt 
einzieht. Ich möchte ihm bei der Gelegen- 
heit auch für seine Arbeit bei uns herzlich 
danken. 

Ich bin sicher, daß ein umfassendes Kon- 
zept für Abrüstung und Entspannung 
gefunden wird und daß Entscheidungen, 
wie die uns besonders berührende über 
die Modernisierung neuer Systeme, nicht 
vereinzelt und nicht isoliert, sondern in 
einem Gesamtkonzept, getroffen werden. 
Wir wollen mit Vernunft und mit Augen- 
maß beiden Aufgaben dienen. Dazu 
gehört, daß wir den Prozeß von Abrü- 
stung und Rüstungskontrolle konstruktiv 
vorantreiben, dazu gehört, daß auch der 
Westen offensiv Vorschläge macht, dazu 
gehört, daß wir jede Chance nutzen. 
Unser Ziel ist ein System stabiler Sicher- 
heit auf einem möglichst niedrigen 
Niveau von Rüstungen. 

Wir sind weder Raketen- noch Rüstungs- 
fanatiker. Wir müssen das tun, was not- 
wendig ist, was unsere Pflicht ist. Die 
Bündnispartner müssen die zukünftige 
Struktur nuklearer Verteidigung in 
Europa auch auf der Grundlage eines 

ausgewogenen Verhältnisses nuklearer 
und konventioneller Systeme — das ist 
für die Deutschen entscheidend — 
gemeinsam festlegen. Wir wollen — ich 
sage es nochmals — Frieden mit wenige«- 

Waffen schaffen. Aber wir wollen vor 
allem unsere Freiheit sichern, denn die 
Sicherung des Friedens in Freiheit ist und 
bleibt unser entscheidendes Ziel. 
Liebe Freunde, wir werden dies alles um 
so leichter tun können, je enger wir mit 
unseren Freunden und Partnern draußen 
zusammenarbeiten. Es ist uns im Februaf 

dieses Jahres in Brüssel während unserer 
EG-Präsidentschaft gelungen, einen 
Durchbruch in der Entwicklung der 
Gemeinschaft zu erreichen. Wir haben 
jetzt gute Chancen, 1992 das Ziel des 
europäischen Binnenmarktes zu erreichen- 
Ich sage es noch einmal und möchte es 
Ihnen beinahe beschwörend zurufen: 
Helfen Sie mit, daß das Interesse an die- 
sem Feld der Politik wächst. Dieser 
Raum ohne Binnengrenzen wird von sei- 

„Wenn jetzt über zweieinhalbtausefl» 
Mittelstreckenflugkörper verschrot' 
tet werden, dann ist dies das 
Verdienst auch unserer Politik.'* 
(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

ner wirtschaftlichen Leistungsstärke her 
mit einer Bevölkerungszahl von über 32" 
Millionen Menschen der wichtigste 
Markt der Welt sein. Er wird den Prozeß 
der europäischen Einigung unumkehrba 
machen. Das ist doch genau jener histofl' 
sehe Schritt, der nach der Gründung vof 
40 Jahren logischerweise in unserem 
Interesse folgen muß. 

Viele sehen nicht, welche Wirkungen 
bereits heute die Vereinbarung, diesen 
Binnenmarkt zu schaffen, über die Gren' 
zen der Gemeinschaft hinaus ausgelöst 
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•tot. Man muß doch einmal schauen, was 
jffaußen in der Welt vonstatten geht. 
hängst diskutieren die EFTA-Staaten von 
Österreich bis Finnland, wie sie ihre 
^künftigen Beziehungen zur Europäi- 
schen Gemeinschaft ordnen. Aber auch 
J^sere osteuropäischen Nachbarn 
drängen uns — ich erinnere nur an 

?J*nche Gespräche aus den letzten 
w°chen, etwa mit Ungarn — mit Fragen, 

0l*auf sie sich einzustellen haben und 
^lche Perspektiven und Chancen sich 
ergeben. Es sind Entwicklungen in Gang 
j^kornmen, die sich heute schon auf 

esamteuropa auswirken, ohne daß wir 
ls Jetzt fertige Antworten für zukünftige 

Strukturen besitzen. 
,e Anziehungskraft eines Teils eines eini- 

8j-n Europas ist ungeheuer groß. Nicht 
•ne Grund spricht Herr Gorbatschow vom 

jj*J»«s Europa". Das ist ein Begriff, der 
lr gefällt, wenn er richtig interpretiert 
lrd. Unser Haus Europa hat viele Fen- 
er» hat viele Türen, und jeder kann aus- 
1 eingehen, denn unten sitzt kein Block- 
tt» der darüber bestimmt, wer im Haus 

">en Mietvertrag bekommen könnte. Das 
st unser Bild vom Haus Europa. 

"ebe Freunde, bei aller Verzagtheit — 
Cn im europäischen Denken —: Wir 
1 doch die klassische Europapartei. Ein 
Scheidender Antrieb für diese Ent- 

,cklung hat sich aus der deutsch-franzö- 
schen Zusammenarbeit ergeben. Wie 
gte de Gaulle? Er sagte: zwei Nachbar- 
^c*, „dazu geschaffen, einander zu 

ganzen". Er sagte es an den Gräbern 
n Verdun. Ich habe ähnliches gemein- 
ni mit Francois Mitterrand am gleichen 
atz gesagt. Wir haben — das ist eine der 
°ßartigsten geschichtlichen Leistungen 

^er Neuzeit überhaupt — 12 Jahre vor 

'ich 
e dieses Jahrhunderts, das so entsetz- 
e Bruderkriege brachte, die Konse- 

s-^
nzen aus der Geschichte gezogen. Wir 
mit unseren französischen Freunden 

einig, daß wir in Europa weiter vorange- 
hen. Wir werden unsere verteidigungs- 
politische Zusammenarbeit weiter aus- 
bauen. Wir werden unsere Politik der 
Abrüstung und Entspannung mehr noch 
aufeinander abstimmen. Wir werden 
unsere Außenpolitik, insbesondere gegen- 
über dem Osten, noch stärker koordinie- 
ren. Wir werden unsere Zusammenarbeit 
in Wirtschafts-, in Währungs-, in Wissen- 
schafts- und Technologiefragen weiter 
vertiefen. 

Diese Zusammenarbeit wendet sich 
gegen gar niemanden in Europa. Sie ist 
für die Einigung Europas aber unerläß- 
lich. Das Ziel der Gründungsväter war 
doch nicht die Wirtschaftsgemeinschaft 
oder eine Art Freihandelszone, sondern, 
wie es im Elysee-Vertrag vom 22. Januar 
1963 heißt, „ein immer engerer Zusam- 
menschluß der europäischen Völker", ein 
politisch geeintes, freies Europa. Das 
muß das Ziel unserer Politik bleiben. 

Auf dieser Grundlage können wir wirk- 
lich eine aktive Ostpolitik betreiben, weil 
wir außer Zweifel stehen, weil unsere 
Freunde in Paris, in London, in Washing- 
ton und sonstwo in der Welt wissen: Die 
Deutschen in der Bundesrepublik 
Deutschland sind nicht käuflich. Sie sind 
nicht mit irgendwelchen Angeboten zu 
verlocken. Sie wissen, daß die Westbin- 
dung unseres Landes Teil unserer Staats- 
räson ist. 

Von dieser Basis aus führen wir auch die 
notwendigen Gespräche. Die sowjetische 
Führung hat unter Generalsekretär Gor- 
batschow weitreichende Reformen in 
Staat, Wirtschaft und Gesellschaft einge- 
leitet. Dieser Prozeß ist heute in seinen 
Zielen, in seinen Instrumenten und 
Ergebnissen noch nicht zuverlässig einzu- 
schätzen. Es gibt viele Hoffnungen im In- 
und Ausland. Gorbatschow gibt heute 
nach seinen eigenen Worten — ich zitiere 
ihn — den Anspruch seiner Partei auf 
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„den Besitz der Wahrheit in letzter 
Instanz" auf. Er nimmt Abschied — ich 
zitiere ihn wieder — vom „geschichtlich 
determinierten Sieg des Sozialismus". 
Liebe Freunde, er kann jetzt beweisen, 
wie ernst es ihm damit ist, und wir sollten 
auf die Beweise achten —: auf die Ach- 
tung von Menschenrechten wie beispiels- 
weise diejenigen der Freiheit des Gewis- 
sens, der Religionsfreiheit — ich finde 
überhaupt, wir sollten mehr über die Reli- 
gionsfreiheit sprechen und der freien 
Meinungsäußerung. Er kann es beweisen 
durch mehr Pluralität und nicht zuletzt 
durch die Anerkennung des Rechtes 
eines jeden Volkes auf Selbstbestimmung. 
Es gibt Anzeichen — ich sage: Anzeichen 
—, die in diese Richtung deuten. Wir 
wollen diese Bestrebungen aufmerksam 
verfolgen. Letztlich zählen aber immer 
nur die Taten und nicht die Worte. 
In der Außen- und Sicherheitspolitik sind 
wichtige Fortschritte erzielt worden. Ich 
erinnere an den INF-Vertrag in diesen 
Tagen. Liebe Freunde, ich sage es noch 
einmal: Wenn jetzt über zweieinhalbtau- 
send Mittelstreckenflugkörper verschrot- 
tet werden, dann ist dies das Verdienst 
auch unserer Politik. Wir wollen nicht, 
daß es bei diesem ersten Schritt bleibt. 
Wir wollen neues Vertrauen schaffen. 
Wir wollen weitere Fortschritte. Wir 
hören aufmerksam — dies ist im deut- 
schen Blätterwald fast untergegangen — 
eine Stimme aus Moskau, die daraufhin- 
weist, daß die massive Aufrüstung der 
Sowjetunion in den 70er Jahren das Miß- 
trauen des Westens hervorrufen mußte. 
Als wir Christliche Demokraten das 
damals hier bei uns sagten, wurden wir 
von der SPD angegriffen. Wir wurden 
immer wieder als Leute bezeichnet, die 
entspannungsfeindlich seien — erinnern 
Sie sich an die Landtagswahlen —, ange- 
griffen als Leute, die friedensunfähig 
seien. Das war doch ein Teil der Diffa- 
mierungskampagne. 

Heute erfahren wir aus Moskau selbst 
Bestätigung für unsere Überzeugungen 
und Vorbehalte. 
Wir werden jeden Fortschritt unterstüt- 
zen, der dazu führt, wirkliche Spannung 
abzubauen und Gräben zu überwinden. 
Ich habe seit meinem Regierungsantritt 
immer wieder darauf hingewiesen, daß 
ich es für nützlich halte, wenn gut vorbe- 
reitete Gipfelbegegnungen stattfinden. 
Die Ergebnisse gerade der letzten 
Wochen zeigen, wie wichtig dies ist. Die 
Entwicklung belegt, daß die beiden Welt- 
mächte sich ein Stück nähergekommen 
sind. Damit wurden Tore auch für eine 

„ Unsere Erfolge sind uns nicht ein' 
fach zugefallen. Sie mußten mit 
Grundsatztreue, mit Mut und mit 
Standfestigkeit erarbeitet werden." 
(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

bessere Zusammenarbeit zwischen den 
Europäern in West und Ost geöffnet. W»f 

solltenMiese Chance nutzen. 
Ich werde mit Generalsekretär Gorbat- 
schow bald zweimal zusammenkommen» 
in der zweiten Hälfte Oktober in Moskau 
und im ersten Halbjahr 1989 in Bonn. 
Wenn Generalsekretär Gorbatschow sei" 
Land wirklich öffnet, wenn er mehr 
Zusammenarbeit anstrebt, wie er mir m'1' 
geteilt hat, wird er in uns faire und 
berechenbare Partner finden. 
Wir messen — schon allein auf Grund d*r 

geographischen Lage — der Beziehung z" 
Sowjetunion eine zentrale Bedeutung bei* 
Wir wollen eine neue Qualität dieser 
Beziehung. Wir werden in diese Gespräch6 

selbstverständlich unsere ureigensten Inte' 
essen einbringen. 

Darüber hinaus verdient die Entwicklung 
in einzelnen Warschauer-Pakt-Staaten 
großes Interesse. Ich will hier ganz ein- 
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ach sagen: Wir wollen jede ausgestreckte 
'»and ergreifen, wenn damit Zusammen- 

rbeit gesucht wird und wenn Vereinba- 
jyngen in gegenseitigem Interesse mög- 
,cn sind. Die Vereinbarungen mit 
~ngarn, mit Bulgarien und der Tsche- 
choslowakei sind ebenso wie jene mit der 
^R nach Zahl und Inhalt durchaus ein- 

•"ucksvoll. Wir wollen, wie es im Leitan- 
rag des Bundesvorstandes, über den jetzt 

diskutiert wird, heißt, „unsere Politik der 
°uten Nachbarschaft fortsetzen" und 
',. as Verhältnis zu den östlichen und süd- 
lichen Nachbarn in allen Bereichen 

Verbessern". 
•ebe Freunde, die Zusammenarbeit zwi- 

schen West und Ost hat in den letzten 
ahren einen wichtigen Anstoß durch die 

^Wicklung in der Dritten Welt erhalten. 
,r verfolgten das mit Aufmerksamkeit 

ei den Verhandlungen der Weltmächte 
ber das Krisenmanagement in einigen 

Kegionen. 
;rs 'st einfach an der Zeit, daß dort Frie- 
Qen geschaffen wird. 
. as leider immer noch fehlt — und das 
. e,ne unserer Aufgaben —, sind tatkräf- 
ge Beiträge der Europäer als Gemein- 
^aft. Mit bloßen Erklärungen überzeu- 

» n wir niemanden. Wir müssen uns 
tf 0n ernsthaft fragen, ob dieser alte 

°ntinent seiner Verantwortung gerecht 
rd. Angesichts der internationalen Ent- 
eklungen können wir es nicht bei ein- 
nen Bemühungen einzelner EG-Staa- 

ten belassen. 

daß 
'esen Entwicklungen gehört auch, 

•sich Japan, China, Indien wie der 
zifische Raum insgesamt in einer bei- 

,  "»e atemberaubenden Weise entwik- 
^?'n- Auch außerhalb dieses Kontinents 
• ,~en s,cn neue Machtzentren heraus. 

n habe in diesen Jahren alles versucht, 
v.m unsere Beziehungen dorthin zu akti- 

eren. Ich bin stolz darauf, hier heute 
gen zu können, daß beispielsweise 

unsere Beziehungen zur Volksrepublik 
China eine große Erfolgsgeschichte 
geworden sind. Wir haben jetzt auch 
einen neuen Anlauf in den Beziehungen 
mit Indien genommen. 
Unser Erfolg, liebe Freunde, beruht dar- 
auf, daß wir diesen Staaten nicht bloß als 
Handelspartner — so wichtig das ist — 
entgegentreten und viele von ihnen eben in 
erster Linie nicht nur als Empfänger von 
Entwicklungshilfe sehen, sondern sie als 
gleichwertige Partner ansprechen. 
Es hat sich in der Welt jetzt auch langsam 
herumgesprochen — es könnte sich auch 
noch bei uns im Land herumsprechen —, 
daß die Bundesrepublik Deutschland 
mehr Entwicklungshilfe leistet als alle 
Staaten des Warschauer Paktes zusam- 
men. Der Kampf gegen Hunger und 
Armut in der Dritten Welt ist eine morali- 
sche Herausforderung gerade für uns als 
Christliche Demokraten. Das Schicksal 
der Menschen in der Dritten Welt kann 
uns niemals gleichgültig lassen. Wir 
haben 1946, 1947, 1948 erlebt, was Hilfe 
in der Stunde der Not bedeutet, und wir 
ziehen daraus unsere Konsequenzen. 
Diese Länder setzen mehr und mehr auf 
uns: auf die Europäer und auf die Deut- 
schen. Deswegen brauchen wir mehr 
Koordination, etwa auch in der Frage, 
die jetzt in Toronto auf dem Weltwirt- 
schaftsgipfel eine Rolle spielt, nämlich 
beim Schuldenerlaß für besonders arme 
Länder. 

Wir haben hier ein Beispiel gesetzt. Von 
der Bundesrepublik wurden besonders 
armen Ländern bereits vier Milliarden 
DM Schulden erlassen. Ein weiterer 
Schuldenerlaß für eine Reihe von Ent- 
wicklungsländern wird jetzt konkret vor- 
bereitet. 
Bei all diesen finanziellen Bemühungen 
werden wir nicht aus den Augen verlieren: 
Zu einer stabilen politischen Ordnung, die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
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ermöglicht, gehört immer, auch in der 
Dritten Welt, die Garantie von Grund- und 
Menschenrechten sowie von Mitwirkungs- 
rechten für alle Bürger. So heißt es im 
Leitantrag zu diesem Parteitag, und das ist 
Teil unserer Politik. 
Liebe Freunde, in Gesprächen mit aus- 
ländischen Besuchern erfahre ich immer 
wieder, wie sehr das Ansehen unseres 
Landes gewachsen ist. Wir haben dazu 
unseren Beitrag geleistet. 
Nicht nur draußen in der Welt setzt man 
auf uns Christliche Demokraten. Vor 
zwei Wochen erst habe ich bei einem pri- 
vaten Besuch in der DDR erlebt, wieviel 
Zuspruch und Sympathie unsere Politik 
findet, wieviel Hoffnungen gerade auf die 
CDU gesetzt werden. Das war nicht 
zuletzt deswegen ein bewegendes Erleb- 
nis, weil — wie Sie wissen — um die Jah- 
reswende 1982/83 nicht wenige drüben 
im anderen Teil Deutschlands 
Befürchtungen hatten. 
Die Menschen, die ich auf dem Markt- 
platz von Gotha traf, vor dem Dom von 
Erfurt, in Weimar oder im Fußballsta- 
dion in Dresden — sie sind für uns keine 
Fremden. Wir gehören gemeinsam der 
gleichen Nation an. Das ist ganz unmit- 
telbar zu spüren. Deswegen rate ich uns 
allen, nicht nur bei offizieller Gelegen- 
heit, sondern auch privat hinüberzufah- 
ren, zu möglichst ungezwungenen Begeg- 
nungen mit Menschen. Wir müssen 
menschliche Begegnungen pflegen und 
mit den Menschen sprechen. 

Unsere Erfolge sind uns nicht einfach 
zugefallen. Sie mußten mit Grundsatz- 
treue, mit Mut und mit Standfestigkeit 
erarbeitet werden. 
Noch vor wenigen Jahren — und das 
möchte ich Ihnen nochmals zurufen — 
war unser klarer außenpolitischer Kurs 
auch in der Öffentlichkeit unseres Landes 
heftig umstritten. Heute — nachdem die 
Entwicklung uns eindrucksvoll bestätigt 

hat — finden wir breite Zustimmung, ufld 
selbst die Opposition tut sich schwer, an 
diesem Punkt Kritik zu üben. 
Wir sollten die Erfahrung, die wir 
gemacht haben, um zu diesem positiven 
Ergebnis zu kommen, nicht so schnell 
wieder vergessen. Denn, liebe Freunde, 
wir stehen auch jetzt und in den nächste11 

Monaten in einer schwierigen Phase, der 
schwierigsten Phase in dieser Legislatur- 
periode: Wir müssen ungewöhnlich kon»' 
plizierte und sehr weitreichende Ent- 
scheidungen treffen. Und manche haben 
die Notwendigkeit noch nicht einmal 
erkannt. 
Es ist meine feste Überzeugung: So wie 
wir unsere Außenpolitik durchgesetzt 
haben und zu unbestreitbaren Erfolgen 
gekommen sind, so werden wir auch im 
innenpolitischen Bereich das Reform- 
werk durchsetzen können: wenn wir au^ 
diesmal standhaft bleiben; wenn wir an 
den notwendigen Entscheidungen fest- 
halten; wenn wir vor der Macht und vor 
den Drohungen einzelner Gruppen nicht 
zurückweichen; wenn wir dem Wohl des 
Landes und aller Bürger dienen; wenn 
wir zusammenstehen — mit unseren Pa1*' 
nern in der Koalition und vor allem in 
der Gemeinschaft, in der politischen He'' 
mat unserer Partei. 
Diese großen Reformprojekte sind Wei- 
chenstellungen für die Zukunft; sie kön- 
nen nicht verschoben werden. Auch die- 
ser Parteitag muß und wird deutlich 
machen: Wir werden niemandem nach 
dem Munde reden, wir wollen unsere 
Pflicht tun. 
Gehen wir, liebe Freunde, selbstbewußt 
an die Arbeit. So gewinnen wir auch bei 
Wahlen ganz selbstverständlich erneut 
das Vertrauen unserer Mitbürger. Und 
wir gewinnen mit ihnen zusammen eine 
gute Zukunft für unser Land. 

Ich bitte Sie: Helfen Sie uns und helfen 
Sie mir auf diesem Weg! 
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Wir haben die bessere Politik und die 
besseren Ideen 
gn späten Nachmittag des ersten 
»?ges nahm der Parteivorsitzende 
j*elimit Kohl noch einmal das Wort. 
, ®r Kanzler antwortete auf eine Reihe 
.bischer Anmerkungen aus den Rei- 
j,e° der Delegierten, die sich um das 

rscheinungsbild der Bundesregierung 
j.nj[ der Bundespartei in der öffent- 
Jchkeit Sorgen machen. In einer sehr 
J'ßagierten und kämpferischen Rede 

bellte Helmut Kohl u. a. fest: 

*. s entspricht der Tradition und ist auch 
a'

n guter Brauch, daß der, der am meisten 
gesprochen worden ist — und das ist in 
esem Fall der Bundesvorsitzende, über 

essen Bericht die Generalaussprache 
Je'ührt wurde —, natürlich auch selbst 
azi» antwortet. 

Xr diskutieren offen und kritisch mitein- 
der. Dagegen ist überhaupt nichts ein- 
Senden. Die Fähigkeit einer freien, 

j. .ef demokratisch verfaßten Partei zur 
. ntik ist so notwendig wie die Luft zum 
, ^en. Das praktizieren wir jedenfalls in 
..n eineinhalb Jahrzehnten, in denen ich 

si K      e' führe, ganz gewiß. Lassen Sie 
auß doch um G9ttes willen nicht von 
L . en den Unsinn aufreden, dies sei 
re

me diskutierende Partei. Wir diskutie- 
. .so viel und so intensiv wie jede ver- 

stellbare Partei in der Bundesrepublik 
üeutschland. 
IcHab 
Wie e viel Verständnis, wenn jemand, 

es soeben einer unserer Freunde von 
G K • ar ~~ nämlich unser Delegierter 

nring — hier in einer ungewöhnlich 
^Pathischen Weise getan hat, sagt, er 
£  'e sich jetzt einmal ,Luft machen'. 

nnde ich gut. Das ist übrigens auch 
ist ITlec''zm'schen Gründen gut, aber es 

uch politisch gut. Es ist politisch gut, 

damit hier jeder einmal hört, was Gehör 
verdient. Nur sollten wir, so finde ich, 
dabei sowohl in der Sache als auch intel- 
lektuell redlich miteinander umgehen, ein 
paar Begriffe unter uns klären und uns 
nicht manche Diskussion von außen ein- 
reden lassen. 
Eines unserer Hauptprobleme — und das 
müssen wir offen ansprechen — besteht 
darin, daß viele unserer Freunde, und 
noch mehr unserer Anhänger, den Wech- 
sel von der Oppositions- zur Regierungs- 
rolle noch nicht akzeptieren, zum Teil 
noch nicht einmal entdeckt haben. 
In meiner Zeit als Parteivorsitzender sind 
über die Hälfte der Mitglieder, die jetzt 
die CDU Deutschlands bilden, in unsere 
Partei eingetreten — und das heißt: in 
der Oppositionszeit. 
Viele haben damals natürlich ein ganz 
bestimmtes Verständnis von Politik 
gehabt. Ich selbst schließe mich da auch 
nicht aus. Ich war ja Oppositionsführer 
im Deutschen Bundestag. Es gibt hier auf 
diesem Parteitag Oppositionsführer aus 
Landtagen, und es gibt solche, die ihre 
Rolle gewechselt haben — wie ich auch. 
Und wahr ist natürlich, daß die eine oder 
andere Forderung — auch auf einem Par- 
teitag — sehr viel leichter zu stellen ist, 
wenn man in der Opposition ist, als wenn 
man den Regierungschef und die Ressort- 
minister am Tisch sitzen hat, die morgen 
danach gefragt werden: Wie wirst du das 
in der Praxis dann realisieren? 
Aber, liebe Freunde, ich habe immer 
gesagt — in der Wahlnacht und vor allem 
am 1. Oktober 1982 —: Dies wird ein stei- 
niger, ein dorniger, ein steiler Weg. Ich 
habe niemanden in die Illusion versetzt, 
daß man nur die CDU wählen müsse — 
und die Probleme seien gelöst. Mehr als 
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ein Jahrzehnt haben sich die Probleme 
durch Untätigkeit unserer Vorgänger- 
Regierungen angestaut und sind keiner 
Lösung zugeführt worden. 
Und wenn einer unserer Freunde hier 
vorhin gefragt hat ,Warum macht ihr 
diese Projekte alle auf einmal, warum 
verteilt ihr das nicht auf die nächste 
Legislaturperiode?', dann sage ich aus 
Überzeugung —: weil wir keine Zeit 
haben, weil die Geschichte uns die Zeit 
nicht läßt. Wenn wir jetzt nicht handeln, 
werden wir — unter Zugrundelegung 
internationaler Bezüge — aus der ersten 
Liga der Nationen absteigen. 
Wir müssen jetzt das, was notwendig ist, 
um der Zukunft des Landes willen durch- 
setzen — mit knappen Zeitperspektiven 
auch für die Kollegen, die im Parlament 
die Arbeit machen müssen. Ich wefß, daß 
es schwierig ist, die Gründe für unseren 
Mangel an Zeit in der Öffentlichkeit ver- 
ständlich zu machen. 
Es ist auch wahr — und der Kreisvorsit- 
zende aus Baden-Württemberg hat es 
soeben in einer für mich sehr überzeugen- 
den Weise angesprochen —, daß wir uns 
das Leben erleichtern könnten. 
Wir könnten uns zum einen das Leben in 
der Koalition erleichtern, in der eine zum 
Teil völlig sinnlose Profilierung stattfin- 
det. Denn eines ist doch klar: Entweder 
die Koalition gewinnt — dann gewinnt sie 
gemeinsam , oder sie verliert — dann ver- 
liert sie gemeinsam —; das ist eine einfa- 
che Faustregel. 
Wenn dies so ist, dann gilt das nicht nur 
für mich, sondern für uns alle. Und das 
führt mich zu einem anderen Punkt: Die 
Profilierung von so vielen einzelnen fin- 
det auch deswegen statt, weil das Bestra- 
fungspotential, das unsereiner hat, relativ 
gering ist. 
Was ich tun kann — und auch tun werde, 
wenn es not tut, — ist, daß ich dem oder 
jenem die gelbe und, wenns sein muß, die 

rote Karte zeige; das ist mein Problem 
nicht. 
Nur: Die meisten, über die Sie sich 
ärgern, stehen doch gar nicht in der off»' 
ziellen Mannschaft, sondern die spreche" 
vom Spielfeldrand aus. Und ich bin nid1' 
in der Lage der UEFA, jemanden schik- 
ken zu können, der diejenigen weg- 
schickt, die am Spielfeldrand stehen ui»** 
stören. Das ist doch das praktische Pro- 
blem, vor dem ich stehe. 
Und wenn Sie mir also sagen: ,Zieh den1 

oder jenem an den Ohren', dann schaüefl 

Sie sich doch einmal die Ohren an, me«^ 

„Wir sind die klassische Europaptf' 
tei. Ein entscheidender Antrieb fir 

diese Entwicklung hat sich aus der 
deutsch-französischen Zusammen' 
arbeit ergeben. Diese Zusammen^' 
beit ist für die Einigung Europas 
unerläßlich.*4 

(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

Damen und Herren, an denen ich da z'e' 
hen soll. 
Sie wissen genau, wovon ich rede. Des*' 
gen finde ich es schlecht und töricht, 
wenn der eine oder andere — und das 
sage ich jetzt einmal mit Härte — an a"c 

glaubt, was da in irgendeiner Postille 
geschrieben wird. 

Natürlich habe ich die Richtlinienkomp*' 
tenz. Und überall dort, wo ich sie nach »e 

Verfassung und der gesamtpolitischen 
Lage wirklich wahrnehmen konnte, hat>e 

ich sie doch wahrgenommen. 

Erinnern Sie sich doch an den Spät- 
sommer vergangenen Jahres, als es um 
die Pershing Ia ging. In diesen Tagen n 
Generalsekretär Gorbatschow — ebefls 

wie Präsident Reagan in seinem Schre'' 
ben aus der Nacht der Unterzeichnung 
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es INF-Vertrages — noch einmal deut- 
lcn gemacht, daß diese deutsche Ent- 
c"eidung wesentlich zu dem Abrüstungs- 
"olg beigetragen hat. Ja, liebe Freunde, 
ardas nun eine Richtlinienentschei- 

dung oder war es keine? 

•n Wort zur Koalition. Was wir da erle- 
e" ist doch alles nichts Neues. Dies ist, 

8'aube ich, jetzt mein 34. Bundespartei- 
§• In früheren Zeiten gab es genau sol- 

ne Probleme, wie wir sie haben, auch. 
n habe kürzlich einigen Kollegen 
°pien zweier Schreiben von Konrad 
Genauer vom Anfang der 50er und aus 
en 60er Jahren überreicht und hatte 
üvor die Unterschrift und das Datum 

*eschwärzt. Alle waren der Meinung, die 
.^efe stammten von mir. Ich bin bereit, 

auch der Öffentlichkeit zur Verfügung sie 

*u stellen. 
Ir sehen: Probleme in der Koalition gab 

( 
auch damals. Auch heute haben wir 

ra 
M 
Jftner — nicht nur in der FDP, auch in 
anchen —, die wiederum ihre Probleme 
ben, wie jeder unschwer erkennen kann. 

i er Arger über das öffentliche Bild ist 
^rechtigt. Aber bitte hören Sie auf, vom 
fe . au^en' unc* vom »besseren Verkau- 
• n_ Unserer Politik zu reden! Wenn wir 
P ^r Koalition spät in der Nacht eine 
.   Scheidung treffen und am nächsten 

frr°K8en sitZt Jemand scbon um 6 Uhr 
. " am Mikrofon, der noch nicht einmal 
- n Text gelesen hat, und kommentiert 

ese Ereignisse im Radio — dann kann 
ser Freund Friedhelm Ost tun, was er 

g I • ^a ist angesichts eines solchen Man- 

Ich 
an Disziplin nichts ,zu verkaufen'. 

•    'üge hinzu: Ich habe in einer Demo- 
;'e nicht viele Möglichkeiten durchzu- 

p ,,en. Sie haben bei Neuwahlen auf dem 
ich      a8 8anz andere Möglichkeiten als 
r  '       bekenne mich zu der Aufforde- 
u,, 8» die der Kreisvorsitzende aus Baden- 

•»temberg eben ausgesprochen hat. 

Da ist noch etwas: Wir regieren mit einer 
Koalition, und ,Koalition' heißt doch, 
daß wir Kompromisse machen müssen. 
Sie können in einer Koalition nicht so 
tun, als seien sie allein in der Mehrheit. 
Ich höre — vor allen Dingen auch aus 
der Wirtschaft — immer diese Hinweise: 
So wie in Großbritannien müßte man das 
machen, da kann man durchgreifen. — 
Nun, Margaret Thatcher hat mit etwa 
einem Drittel der Wahlberechtigten bei 
der letzten Wahl in Großbritannien etwa 
60 % der Mandate erhalten. Mit einem 
ähnlichen Wahlrecht — in der Bundesre- 
publik Deutschland — hätten wir seit 
geraumer Zeit die absolute Mehrheit. Ob 
das übrigens so gut wäre, bezweifle ich 
auf Grund unserer Erfahrungen, aber ich 
will das jetzt nicht näher untersuchen. 

Ich will nur sagen: Die Vergleiche hinken 
alle. Es ist ein mühsames Geschäft, in 
einer Koalition zu arbeiten, und wir müs- 
sen dabei immer zu einem Kompromiß 
kommen — übrigens auch innerhalb die- 
ser Volkspartei CDU. Ich habe mit gro- 
ßem Interesse die Redner eben gehört; 
sie sind nahezu alle beklatscht worden. 
Aber es waren zum Teil völlig konträre 
Meinungen, die hier beklatscht worden 
sind. Das will ich doch immerhin einmal 
gesagt haben. 
Wenn wir alles das machen würden, was 
hier gesagt wurde, würde ein seltsames 
Bild von der CDU entstehen. Damit 
meine ich: Sagen Sie nicht nur, ,die da 
oben', sondern fragen Sie selbst: ,Was ist 
realisierbar und was nicht?' 

Da war noch ein Punkt, zu dem ich etwas 
sagen will, weil er von einem unserer 
Freunde — wie ich unterstellen will, ohne 
böse Absicht — aufgenommen wurde, 
der ist ebenso falsch wie aus der Propa- 
gandaküche unserer politischen Feinde 
— ich sage hier ganz bewußt:,Feinde', 
und nicht nur unserer politischen Gegner 
- entliehen ist. Diese Koalition — dies 
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behaupte ich — ist gegenwärtig die erfolg- 
reichste Regierung in Europa; das können 
Sie an vielen Indikatoren messen. Den- 
noch wird auf mich bezogen gesagt, daß 
der Chef dieser Regierung — der ja wohl 
auch etwas mit den Regierungsgeschäften 
zu tun haben muß — Probleme sozusa- 
gen ,aussitzt\ Wissen Sie, diese Behaup- 
tung ist deswegen so abwegig, weil das 
Gegenteil für jeden erkennbar ist. Ich 

„Vor zwei Wochen erst habe ich bei 
einem privaten Besuch in der DDR 
erlebt, wieviel Zuspruch und Sympa- 
thie unsere Politik findet, wieviel 
Hoffnungen gerade auf die CDU 
gesetzt werden." 
(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

zähle nur die wesentlichsten Punkte des 
angeblichen ,Aussitzens' auf: Da gab es 
die Stationierung. Liebe Freunde, ich 
weiß nicht, wie ein Bundesparteitag im 
Oktober 1983 abgestimmt hätte, wenn ich 
die konsequente Haltung, die ich durch- 
gesetzt habe — und die Sie dann mitge- 
tragen haben — damals zur Abstimmung 
gestellt hätte. 

Ich weiß nicht, liebe Freunde, wie ein 
Bundesparteitag abgestimmt hätte, als ich 
gesagt habe — übrigens mit Unterstüt- 
zung von Franz Josef Strauß, die sehr 
hilfreich war: Wir geben jetzt die Bürg- 
schaft für den Milliardenkredit von deut- 
schen Banken an die DDR, weil wir 
damit eine bestimmte Politik einleiten — 
nämlich eine Politik, die dazu führt, daß 
— nach der Entwicklung der Zahlen — 
in diesem Jahr wiederum schätzungs- 
weise zwischen vier und fünf Millionen 
Menschen aus der DDR zu uns zu 
Besuch kommen können. Die Mauer ist 
zwar nicht verschwunden, aber die Gren- 
zen sind durchlässiger geworden. Diese 

Entscheidung war doch heftig umstritten 
War das,Aussitzen'? 
Ich nehme ein anderes Beispiel, das uns 
in der nordrhein-westfälischen Landtags' 
wähl 1985 bitter weh getan hat: der Streit 
um die Einführung des Katalysators. Ist 
nicht auch für manche in unserer Partei 
die Welt beinahe eingestürzt, haben nicl*1 

manche gefragt, wie man so etwas Abwß' 
giges so schnell — und auch noch in 
einer europäischen Pilotfunktion — 
machen kann? Einer der deutschen 
Unternehmer, der sich jetzt nicht genug 
rühmen kann, daß er mehr Autos als je 
zuvor verkauft, hat damals gesagt: Die 
Einführung des Katalysators wird Mas- 
senarbeitslosigkeit bringen — das hat dC 
Mann acht Tage vor der Wahl in Nord- 
rhein-Westfalen gesagt, und unsere Geg' 
ner haben es dort gegen uns ausgenutzt- 
Jetzt laufen die Modelle desselben Untef' 
nehmens als ein Welterfolg — nicht 
zuletzt wegen des Katalysators. In Sache" 
Umweltschutz, liebe Freunde, brauche0 

wir uns von niemandem in diesem Lande 

etwas vormachen zu lassen. Lange vor 
allen anderen haben wir wichtige Ent- 
scheidungen durchgesetzt. Wenn Willy 
Brandt 1972 oder Helmut Schmidt 
1974/75 den Katalysator eingeführt hät- 
ten, als es die Japaner und die Amerika' 
ner taten, wäre das Thema längst abge- 
hakt. 
Ich nenne ein anderes Thema, bei dem e 

sich doch gezeigt hat, daß wir — in die' 
sem Fall vor allem Norbert Blüm und icn 

— keinen Millimeter zurückgewichen 
sind: das Thema § 116 AFG. Wer hat ütjj 
nicht alles empfohlen, hier vor der geba1 

ten Macht des DGB zurückzuweichen- 
Weder Norbert Blüm noch ich sind 
DGB-feindlich; es ist doch Quatsch, 
wenn das erzählt wird. Um was ging es 
denn? In der entscheidenden Bespre- 
chung habe ich, als wir nahe an einer *e 

ständigung waren, zu Herrn Breit gesagt. 
Wir werden nicht dulden, daß in Zukuf 
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u» dem Weg des sogenannten ,Minimax- 
^treiks' — d. h. der Bestreikung eines 
ausgewählten Teils der Betriebe — ein 
§roßer Bereich der Wirtschaft lahmgelegt 

erden kann und das dann von der 
^ürnberger Bundesanstalt für Arbeit 
ezahlt wird. Das heißt nichts anderes 
,s> daß man ohne eigenes Risiko auf der 
'ften Seite der Tarifpartner — nach dem 
"otto ,Wenn dein starker Arm dies will' 
^ unser Gemeinwesen stillegt. — Liebe 

reünde, ich will Ihnen nicht vorlesen, 
er mir in jenen Tagen vor Weihnachten 

*lles gesagt hat: ,Die falsche Schlacht 
um falschen Zeitpunkt'. — Wir hätten in 
en Jahren seit der Novellierung des 

* 16 AFG eine Summe von Streiks 
p kommen, wenn wir nicht zu unseren 
"Scheidungen gestanden und das 
ürchgestanden hätten. 

. n nenne ein weiteres Beispiel: die 
Agrarpolitik. Ich weiß, daß die Bauern 
y \Ignaz Kiechle, auf mich und auf die 

.n,°n überhaupt schimpfen. Aber wir 
u eigentlich diejenigen, die nur als 

"Ich werde mit Generalsekretär 
°rbatschow bald zweimal zusam- 
*nkommen, in der zweiten Hälfte 
ktober in Moskau und im ersten 

"Qibjahr 1989in Bonn« 
aüf "deskanzler Helmut Kohl 
w     ern 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

j ^kursverwalter einer falschen Politik 
aen Jahren zuvor jetzt die Prügel ein- 
ten. 

<iulr^ar n'cnt ^er Erfinder der Überpro- 
31 u°n' *cn naDe scnon vor Jahrzehnten, 
w |»err Mansholt das Landeskabinett in 
^a,nz besuchte, gesagt: Das, was Sie hier 
Qr     

n' *cann nicht klappen. Mächtige 
v    PPen — angefangen von den Bauern- 
y.   anden über die Agrarwissenschaftler 

zur Agrarpolitik —, die jetzt zum Teil 

ganz anders reden, waren damals für 
diese Politik. 
Meine Damen und Herren, bei der ent- 
scheidenden Tagung in Brüssel habe ich 
zwar beinahe zweimal 24 Stunden die 
Nächte hindurch gesessen — aber wir 
haben das Problem nicht ,ausgesessen'. 
Wir haben eine Wende herbeigeführt, die 
— das gebe ich zu — noch drei, vier viel- 
leicht fünf Jahre dauern wird. Hätte man 
das vor zehn Jahren gemacht, wäre auch 
dieses Problem längst ausgestanden. 

Jetzt, liebe Freunde, sehen wir ein weite- 
res Beispiel. Norbert Blüm ist von einem 
der Kollegen und Freunde eben zu Recht 
gerühmt worden. Was sich bei den Prote- 
sten gegen die Reform des Gesundheits- 
wesens ereignet, ist oft nichts anderes als 
eine große Heuchelei. Jeder, der klar den- 
ken kann — das ist immer noch die große 
Mehrheit der Bevölkerung — erkennt 
unschwer, daß es so nicht weitergehen 
kann. 

Liebe Freunde, ich weiß, daß wir Fehler 
gemacht haben; ich doch auch. Ich will 
auch einmal zugunsten eines Kollegen, 
der betroffen ist, sagen: Wer das Arbeits- 
pensum von Gerhard Stoltenberg miter- 
lebt hat, und die spezielle Belastung, die 
er in seinem Heimatbereich in den letzten 
Monaten ertragen hat, der kann nur 
Respekt haben vor dem Mann. 

Nicht jeder von uns hat die gleiche Kon- 
stitution. Wer so oft wie ich erlebt hat, 
daß bestimmte Druckerzeugnisse den 
nahen Sturz prophezeiten, der ist in die- 
ser Frage etwas abgeklärter; das gebe ich 
zu. Aber das ist nicht jedermanns Sache. 

Aber meine Sache ist — und das sage ich 
hier —, zu Kollegen zu stehen, die in 
besonderen Schwierigkeiten sind. Ich bin 
damals nicht in einen Interessenverband 
eingetreten, als ich Mitglied der CDU 
wurde. Mich hat vielmehr ein bestimmtes 
Geschichtsbild geleitet, ein bestimmtes 
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Bild vom Menschen — und das leitet mich 
heute noch. 
Um das festzustellen, brauche ich keine 
Basiserfahrung, die ich natürlich auch 
habe: Ich war Ortsvorsitzender, Kreisvor- 
sitzender, Bezirksvorsitzender, Landes- 
vorsitzender. Etwas Ahnung habe ich von 
unserem ,Geschäft' auch. Nur: wenn eine 
Regierung in kurzer Zeit aus Gründen, 
die man bestreiten mag — doch ich stehe 
zu meiner Meinung —, so viele Entschei- 
dungen treffen muß wie wir, ist nicht 
alles, wie ich zugebe, bis ins letzte Detail 
aufs beste gemacht. 

In diesem Zusammenhang komme ich 
zum Thema Arbeitslosigkeit. Das ist ein 
bedrückendes Problem. Aber ich oppo- 
niere gegen den Begriff, den uns die 
anderen aufgedrängt haben: Massenar- 
beitslosigkeit'. Ich sage hier einmal offen, 
wie mir bei dieser Debatte zumute ist. 
Wir haben fast 800 000 neue Arbeitsplätze 
geschaffen. 
Wahr ist, daß jetzt — leider auf lange, 
lange Zeit zum letzten Mal —, der letzte 
geburtenstarke Jahrgang ins Berufsleben 
kommt. 

Wahr ist auch, daß sich das Selbstver- 
ständnis der Frauen — gerade auch hin- 
sichtlich ihres zweiten oder dritten 
Lebensabschnitts — und das Vertrauen in 
unsere Volkswirtschaft — das ist ein 
Kompliment an unsere Wirtschaftspolitik 
— dazu geführt haben, daß viele hundert- 
tausend Frauen zusätzlich auf den 
Arbeitsmarkt kommen. 

Wahr ist schließlich auch, daß wir ange- 
sichts der Veränderungen in unserer 
Gesellschaft — Sie können das in jedem 
Betrieb erkennen — zunehmend vor dem 
Problem stehen, minder qualifizierte 
Leute in Arbeit zu bringen. Das eigentli- 
che Problem der Arbeitslosigkeit in der 
Bundesrepublik ist vor allem auch ein 
Problem der Qualifikation. Da müssen 

wir mehr Geld einsetzen, da müssen wir 
mehr tun. 
Hier ist doch die Volkspartei CDU gefof 
dert. In ihr ist doch der Handwerksmei- 
ster und der Unternehmer Mitglied. 
Reden Sie einmal in Städten, die eine 
Arbeitslosenquote von 12 % oder 14 % 
aufweisen, mit einem Meister. Der wird 
Ihnen dann erklären: Ich finde nieman- 
den, wenn ich beim Arbeitsamt nach- 
frage. Auch das ist Realität. 
Hier geht es doch nicht darum — wie 
einige meinen —, daß wir die Statistik 
irgendwie schönen wollen, weil wir mit 
dem Problem nicht fertig werden. AbereS 

„Wir werden niemandem nach den* 
Munde reden, wir wollen unsere 
Pflicht tun. So gewinnen wir auch 
bei Wahlen ganz erneut das 
Vertrauen unserer Mitbürger." 
(Bundeskanzler Helmut Kohl 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) ^ 

ist doch wahr, daß unter den Arbeitslo- 
sen, die gezählt werden, eine Menge 
Leute sind, die entweder schwarz arbei- 
ten oder die gar nicht die Absicht haben 
zu arbeiten. Beides gibt es, und auch das 

gehört zur Wahrheit in der Bundesrepü' 
blik Deutschland. 
Ich habe in den letzten Wochen viele 
Gespräche mit Norbert Blüm und ande- 
ren darüber geführt, was wir tun könne11' 
um die Qualifikation zu verbessern. Lie" 
Freunde, darin steckt natürlich ein weite' 
res Problem: Der klassische Hilfsarbeite 

ist auf vielen deutschen Fabrikhöfen      ,• 
nicht mehr gefragt. Als ich als Schüler 3 
dem Bau zu arbeiten begann, hatte ich 
die Funktion eines Hilfsarbeiters wahr2" 
nehmen. In vergleichbaren kleinen mitte 

ständischen Bauunternehmen gibt es 
heute solche Hilfsarbeiter überhaupt 
nicht mehr. Es sind völlig andere Qua'1' 
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Nationen gefragt. Wir sind in der Gesell- 
schaft weit vorangekommen — weiter als 
es sich etwa bei den Analysen über den 
'""beitsmarkt niederschlägt. Wir müssen 
^schichten und mehr Geld für die Qua- 
J'fikation zur Verfügung stellen. Das halte 
lch für eine der wichtigsten Aufgaben. 
Liebe Freunde, wir sind natürlich auch 
ein Land, von dem Konrad Adenauer ein- 
•***! gesagt hat, daß es deswegen so 
schwer zu regieren sei, weil es leicht zur 
jtysterie neige. Ich gehe nicht so weit; ich 
b,n übrigens ja auch noch nicht so alt wie 
fr- Aber ich finde schon, daß es uns 
betroffen machen muß, wie etwa Woche 
Jür Woche irgendein anderes Thema 
"ochgeblasen wird — und acht Tage spä- 
er ist es völlig vergessen. Es hat zwi- 

schenzeitlich trotzdem die Medien und 
die Politik zutiefst beschäftigt. 
Pas heißt also: Wir dürfen uns nicht 
Jedes beliebige Thema aufdrängen lassen, 
^ber wir müssen zu Themen, die einfach 
^a sind, natürlich unsere Meinung sagen; 

e°n wir stehen mitten in dieser Gesell- 
schaft. 

Yn sind dabei, die Grundlinie auf 
Zukunft zu trimmen. Nur, meine Freunde 

•""• und das will ich halt doch hinzufügen 
7~> das geht nicht über Nacht. Ich sage 
as oft in einem Beispiel: Die Bundesre- 

publik Deutschland ist kein Schnellboot, 
as auf der Stelle drehen kann; sie ist ein 
chwerfälliger Riesentanker mit einem 

r,esigen Wendekreis. 
|e wichtigen Fragen, die jetzt anstehen, 

Jessen bis zum Ende des Jahres 1989 
^Wältigt werden, damit wir unsere ganze 

^raft auf 1990 konzentrieren können, 
^h bedanke mich herzlich für die Kritik, 
r die Anregungen, für das Mitdenken. 

Ich bedanke mich vor allem bei den vie- 
len, die zwar die Faust in der Tasche bal- 
len — aber nicht gleich losschlagen, son- 
dern die wissen: Wir befinden uns in 
einer schwierigen Zeit, aber wir gehen 
hier durch. 

Ich habe nicht den geringsten Zweifel, 
daß wir an dem Ende, das wir uns wün- 
schen, ,grundsatztreu und zukunftsoffen' 
ankommen — wenn wir nur wollen. Wir 
können schimpfen, wir können kritisie- 
ren. Aber wir müssen Mut haben und 
standfest sein und das Richtige jetzt tun, 
auch wenn am nächsten Tag die Demo- 
skopie sagt: es ist ganz falsch. Wenn 
Erhard und Adenauer in den Grundent- 
scheidungen deutscher Politik, die Sie 
kennen, jeweils nach der Demoskopie 
gegangen wären, wären wir verloren 
gewesen; wir hätten jahrzehntelang noch 
Brotgutscheine gehabt, wir hätten Vertei- 
digungsbeiträge im Bündnis nicht leisten 
können und vieles andere mehr nicht. 

Wir zitieren gerne Adenauer und Erhard. 
Das ist nicht nur ein Thema für Festvor- 
träge, etwa zum 40. Jahrestag der 
D-Mark. Das ist Alltag, liebe Freunde, 
manchmal bitterer Alltag. Aber es ist die 
Pflicht. So wie Sie mich mit Recht als 
Vorsitzenden in die Pflicht nehmen, will 
ich Sie in die Pflicht nehmen mit der 
Bitte, auf der Wegstrecke durch die Ein- 
öde weiterzugehen. Wir werden 1990 
gewinnen, weil wir die bessere Politik, die 
bessere Überzeugung, die besseren Ideen 
haben — und weil wir dies wollen. Und 
daraufkommt es an!" 

(Langanhaltender lebhafter Beifall — 
Die Anwesenden erheben sich) 
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Walter Wallmann 

Unsere Grundsätze stehen nicht 
zur Disposition 
Liebe Freunde! Die CDU Hessen freut 
sich, daß der 36. Bundesparteitag der 
CDU Deutschlands in unserem Hes- 
senlande stattfindet. Ich heiße Sie alle 
in unserer Landeshauptstadt Wiesba- 
den herzlich willkommen. Ich grüße 
ganz besonders unseren Parteivorsit- 
zenden und Bundeskanzler Helmut 
Kohl. 

Am 12. Juni 1973, also gestern vor 15 Jah- 
ren, hat Sie, lieber Helmut Kohl, der 
21. Bundesparteitag in Bonn zum ersten- 
mal zum Bundesvorsitzenden der CDU 
gewählt. Heiner Geißler hat Ihre Arbeit 
und Ihre große Leistung während dieser 
15 Jahre gestern im Bundesvorstand ein- 
drucksvoll gewürdigt. Er hat Ihnen 
gedankt und Ihnen die Solidarität des 
Bundesvorstandes für Ihre künftige 
Arbeit ausgesprochen. Ich möchte das 
heute für unseren Parteitag hier tun. 
Unter Ihrem Vorsitz ist die Union zur 
modernen Volkspartei geworden. Sie 
haben in einer schwierigen Zeit, in einer 
schwierigen Zeit gerade für die Union, 
das Steuer der Partei übernommen. Die 
Union war damals nur zweitstärkste 
Fraktion in Bonn. Die Prognose — wer 
erinnert sich noch daran? —: keine 
Chance für die Union, in diesem Jahr- 
hundert wieder Regierungspartei zu wer- 
den. Sie, Helmut Kohl, haben den ersten 
Verdienst daran, daß es nicht so gekom- 
men ist. 
Wir alle, die ganze Partei, haben uns mit 
Ihnen auf einen langen und manchmal 
schweren Weg gemacht. Es hat seit jenem 
12. Juni 1973 über neun Jahre gedauert, 
bis wir mit Ihrer Wahl zum Bundeskanz- 

ler am 1. Oktober 1982 und mit einer 
Koalition der Mitte wieder die Regie- 
rungsverantwortung in Bonn übernom- 
men haben. Dies war nur möglich, weil 
wir unter Ihrem Vorsitz um die Fortent- 
wicklung unserer Partei gerungen und 
nach unseren Positionen zu den konkre- 
ten Fragen in Staat und Gesellschaft 
gesucht haben. Das war nicht immer ein- 
fach. Es wird auch auf diesem Parteitag» 
meine lieben Freunde, nicht einfach sein- 
Aber schweren Herausforderungen, Un- 
sicherheiten über Wertordnungen, neuen 
Gefahren für Umwelt oder Zivilisation 
begegnet man nicht mit Patentrezepten 
oder billigen Parolen. 

Sie, lieber Helmut Kohl, haben es sich 
und uns, und wir haben es uns und Ihnen 
nicht immer leichtgemacht, und das ist 
gut so. Wir haben uns während dieser 15 
Jahre unser Grundverständnis von christ- 
lich-demokratischer Politik bewahrt. Wir 
haben kein Recht, unsere Grundsätze 
modischen Trends zu opfern. Zugleich 
haben wir uns den Fragen unserer Zeit 
gestellt. Wir haben nach unseren Antwof' 
ten gesucht, und wir haben sie gefunden- 
Wir haben unsere Entscheidungen auch 
dann vor unseren Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern vertreten, wenn das unbe- 
quem war. Übrigens, meine lieben 
Freunde, ich behaupte, dann waren wir 
auch am überzeugendsten. 

Das christliche Menschenbild bleibt Aus* 
gangspunkt und Grundlage unserer Poli- 
tik. Daraus folgt unser Bekenntnis zur 
Unverletzlichkeit und Würde jedes Men- 
schen, zur Freiheit der Bürgerinnen und 
Bürger, unsere Pflicht zur Solidarität wie 
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2||m Selbstbestimmungsrecht aller Deut- 
schen. Diese Grundsätze stehen nicht zur 
Disposition. 
Wir müssen sie aber im öffentlichen 
Bewußtsein wachhalten, und wir müssen 
Jhese Grundsätze immer wieder erneuern, 
deswegen stehen diese Fragen im Mittel- 
Punkt dieses Parteitages. 

J0 Ihrer Zeit als Parteivorsitzender, lieber 
•Helmut Kohl, haben wir uns auf unseren 
arteitagen immer wieder grundlegenden 

Und nicht nur tagespolitischen Fragen 
^gewandt und uns mit ihnen auseinan- 
dergesetzt. Ich nenne wichtige Stationen 
JJnserer Parteitage: Hamburg, Ludwigs- 
J^^fen, Stuttgart, Essen; andere könnten 
hinzugefügt werden. Die programmab- 
le, die geistige Auseinandersetzung 

und die daraus folgende politische Stand- 
rtbestimmung waren die Voraussetzung 
^ die Glaubwürdigkeit und für die 
^ehrheitsfähigkeit der Christlich Demo- 
Fischen Union. 

aiim ging es Ihnen immer und beson- 
ers- Meine Freunde, ich erinnere an 
^sere Beschlüsse zur Außen- und zur 
eutschlandpolitik, zur Mitbestimmung 

, nd Vermögensbildung, zur Reform der 
erufiichen Bildung oder des Bau- und 

ö°denrechts. 

^leber Helmut Kohl, 15 Jahre Bundes- 
0rsitzender der CDU Deutschlands — 
as Waren und sind aber nicht nur Höhe- 

^Unkte und Erfolge. 15 Jahre - das 
aren manchmal auch persönlich sehr 

s
cnwere Stunden, Rückschläge, Enttäu- 
nungen. Sie haben gegen den Zeitgeist 

na manchmal auch gegen Zweifel in den 
S^nen Reihen an Positionen festgehal- 
n und sie durchgesetzt, wenn Sie dies 

Ur unser Land, für unser Volk für gebo- 
n hielten. Ich nenne nur ein einziges 
lspiel: Das Festhalten an dem von dem 

amaligen Bundeskanzler Helmut 
.chmidt herbeigeführten NATO-Doppel- 

eschluß, als die SPD aus blankem 

Opportunismus auch aus dieser Position 
längst ausgestiegen war. Diese klare, diese 
unmißverständliche Entscheidung war die 
Voraussetzung für erste Erfolge in der 
Abrüstung. 
„Frieden schaffen mit immer weniger 
Waffen" — dieser Satz aus Ihrer Regie- 
rungserklärung bleibt wahr. „Der Kern- 
punkt des Friedens aber ist die Freiheit", 
schreibt Salvador de Madariaga in sei- 
nem großen Essayband „Zuerst die Frei- 
heit". Frieden und Freiheit — so heißt 
also unser Auftrag. 
Nun aber zur Verwirklichung: Schritt für 
Schritt bedarf es Kraft, Entschlossenheit, 
Gelassenheit und Realitätssinn. Diese 
Eigenschaften haben Sie, lieber Helmut 
Kohl, über 15 Jahre befähigt, Ihre 
schwere Aufgabe zu erfüllen. Wir danken 
Ihnen dafür. 

Die gewiß nicht leichten Aufgaben der 
Zukunft — auch die, über die wir auf die- 
sem Parteitag miteinander diskutieren 
werden — wollen wir gemeinsam mit 
Ihnen lösen. Wir wünschen Ihnen für die 
Zukunft Gesundheit und auch jenes 
Quentchen Glück, das jeder von uns 
nötig hat. Helmut Kohl, herzlichen Dank 
für 15 Jahre Arbeit als Parteivorsitzender 
der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands. 

Liebe Freunde, Solidarität, Treue und 
Kameradschaft beweisen sich immer erst 
in schwierigen Zeiten. Die hessische 
Union kann viel davon berichten. Wir 
haben wirklich nicht nur glückliche Tage 
erlebt. Ich weiß, wovon ich rede — als 
früherer Kreisvorsitzender, Bezirksvorsit- 
zender, 15 Jahre Stellvertreter von Alfred 
Dregger und jetzt rund 6 Jahre Landes- 
vorsitzender der hessischen CDU. Wir 
haben große Erfolge in den 70er Jahren 
unter der Führung von Alfred Dregger 
bei Landtagswahlen errungen, Erfolge, 
die kaum jemand für möglich gehalten 
hat. 
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Ich möchte auch bei dieser Gelegenheit 
meinem, unserem Freunde Alfred Dregger 
für einen unglaublichen Einsatz über 15 
Jahre für die hessische Union hier in Wies- 
baden auf diesem Bundesparteitag danken. 
Liebe Freunde, aber erst am 5. April 1987 
haben wir nach 41 Jahren die SPD als 
stärkste Regierungspartei in der Verant- 
wortung abgelöst. Wir haben schwere 
Niederlagen erlebt, auch ich persönlich, 
z. B. bei der Landtagswahl 1983. Eines, 
meine Freunde, haben wir aber nie verlo- 
ren: unsere sprichwörtliche Geschlossen- 
heit, unsere Kameradschaft und unseren 
unbeugsamen Willen, als christliche 
Demokraten für unsere Politik einzutre- 
ten und um die Mehrheit zu kämpfen. 
Liebe Freunde, hier sitzen Delegierte des 
Bundesparteitages, Kreisvorsitzende, 
Landesvorsitzende, hier sitzen Abgeord- 
nete und Regierungsmitglieder. Ich 
denke, wir sollten in diesem Augenblick 
ein Wort an unsere Freunde richten, die 
vor Ort ihre Aufgabe erfüllen. Wir kön- 
nen sie nur bewundern. Ihnen, die nie 
irgendwelche Positionen angestrebt 
haben, schulden wir besonderen Dank, 
gerade wir hier im Landesverband der 
hessischen Union. 
Sie haben treu und solidarisch zu unseren 
Überzeugungen und zu den Freunden 
gestanden, die in Führungspositionen 
berufen wurden, auch dann, auch wenn 
wir ohne Chancen zu sein schienen. Das 
Geheimnis unseres Erfolges, des Erfolges 
nach 41 Jahren, ist Treue zur Sache und 
zu Personen. Diskussionen haben wir 
unter uns geführt. Profilierungen zu 
Lasten des Ganzen schätzen wir in der 
hessischen CDU nicht. 

In der Niederlage nicht untergehen, im 
Erfolg nicht übermütig werden — so lau- 
tete und so lautet unsere Parole, unsere 
Überzeugung, aber auch unsere politische 
Lebenserfahrung. Ich möchte allen unseren 
Freunden Mut machen, die in den letzten 

Monaten bittere Niederlagen hinnehmen 
mußten. Ich möchte hinzufügen: Verloren 
sind wir nur, wenn wir uns selbst aufgeben 
oder wenn wir uns der Hybris der Macht 
hingeben. 

Wir werden auf Zeit gewählt. Städte, 
Gemeinden, Kreise oder Länder — sie 
sind nicht das Eigentum einer Partei. 
Wahlen zu verlieren ist keine Schande, 
sondern gehört zur Selbstverständlichkeit 
in der Demokratie. Ein Regierungswech- 
sel ist kein Machtwechsel, sondern ein 
normaler demokratischer Vorgang. Wir 
haben unsere Pflicht zu tun und uns ohne 
Ansehen der Person zu bemühen, das 
gemeine Wohl zu befördern. Das ist 
schlicht und einfach unser Grundver- 
ständnis von Politik über die Jahrzehnte 
hinweg gewesen. 

Wir haben in Hessen mit der FDP eine 
Koalition der Mitte gebildet. Beide Par- 
teien hatten und haben unterschiedliche 
Profile, und sie stimmen nicht in allen 
Punkten überein, aber in den entschei- 
denden landespolitischen Fragen sind W,r 

einer Meinung, und darauf kommt es an- 
Wir bemühen uns, dem Partner nicht 
zuzumuten, was wir uns selbst nicht 
zumuten lassen. Wir wollen diese Koali- 
tion über diese Legislaturperiode hinaus- 
Wir betreiben keine Gegengewichtspoli- 
tik zu Bonn, weil wir auch den Erfolg 
unserer Freunde in der Bonner Koalition 
wollen. Deswegen unterstützen wir mit 
allen unseren Kräften unsere Freunde in 
Bonn. 

Ich wollte damit durchaus Grundsätzli- 
ches anmerken. Wir dürfen nicht der Ver- 
suchung nachgeben, uns bei der Bewälti- 
gung unserer Aufgaben von Gruppenin- 
teressen bestimmen zu lassen. Wir müs- 
sen den Mut und die Standfestigkeit 
beweisen, auch gegen den Strom des Zeit' 
geistes zu schwimmen, wenn die Verant- 
wortung für das Ganze dies verlangt. wif 
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dürfen uns nicht opportunistisch gehen 
'assen. 
Uie Grundlinie unserer Politik muß 
*rkennbar sein. Hier, meine Freunde, 
haben wir in letzter Zeit unsere Probleme. 
~ie Grundlinie muß erkennbar sein, die 
Menschen müssen wissen, warum wir wel- 
c'te Entscheidungen getroffen haben. 

^d es darf nicht um Gefälligkeitspolitik 
8ehen. Es kommt eben darauf an, daß die 
Menschen begreifen, daß wir ihnen erklä- 
ren, warum wir was entscheiden und 
durchsetzen. 
Und wir werden auch keinen Erfolg 
j?aben, wenn wir unsere Politik an Um- 
trageergebnissen ausrichten. Wir bleiben 
^ur dann mehrheitsfähig, wenn wir das 
^sprach mit den Menschen suchen und 
unren, wenn wir zuhören und dann unse- 

|"5n Standpunkt fest und ohne Überheb- 
,chkeit erläutern und vertreten. 

7*'r werden und wir müssen über die 
ächfragen — auch hier auf diesem Par- 
eitt*g — in aller Offenheit diskutieren. 

Das schadet uns überhaupt nicht, im 
Gegenteil: Es hilft uns. Wir müssen mit 
diesem Parteitag die Gelegenheit nutzen 
— nach gemeinsamem Nachdenken über 
die richtigen Lösungen, nach unseren 
Beschlüssen —, unseren Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern zu sagen, welchen Bei- 
trag die Christlich Demokratische Union 
Deutschlands zur Gestaltung der Zukunft 
unseres Vaterlandes leisten kann und lei- 
sten will. Aber ich füge hinzu: Hüten wir 
uns vor vorschnellen Antworten auf alle 
Fragen. Hüten wir uns vor der Neigung, 
alles und jedes vom Staat zu erwarten. 
Und lassen wir uns nicht durch neue 
Machbarkeitsideologien verführen! Der 
Staat — er kann nur in beschränktem 
Umfange gesellschaftliche Probleme 
lösen. 
Max Weber hat uns gesagt: „Die Politik 
bedeutet ein langsames Bohren von har- 
ten Brettern mit Leidenschaft und Augen- 
maß zugleich." Dies wünsche ich uns 
allen am Beginn unseres 36. Bundespar- 
teitages. 

^essestimmen zum 36. Bundesparteitag in Wiesbaden 
*• * übrigen aber braucht sich die christliche Volkspartei über neue außenpolitische Pro- 
vammatik nicht zu schämen. In der Entspannungspolitik und bei der Abrüstung mar- 
kiert die CDU... unter der Führung Kohls und Geißlers ziemlich weit vorne mit." 

(Kölner Stadt-Anzeiger vom 14. Juni 1988) 

"   ie Debatte selbst sorgte für Wandel. In Foyer spürte man die wachsende Spannung, 
Qs teilweise außerordentlich hohe Niveau. Später gab es Phasen fast voller Präsenz, 
temloser Aufmerksamkeit." (Die Welt vom 15. Juni 1988) 

'   'e .Durststrecke' hat die Karawane noch nicht hinter sich, aber sie zeigte gestern den 
ut weiterzuziehen." (Frankfurter Neue Presse vom 15. Juni 1988) 

"Sonders bemerkenswert ist, daß erhebliche Klarstellungen in den Aussagen zum 
e*na Abtreibung von der Parteibasis kamen."        (Kölnische Rundschau vom 15. Juni 1988) 

"   er Generalsekretär hielt eine brillante Rede, war stets dort präsent, wo es des steuern- 
"Eingriffs bedurfte, und bewies die große Stärke, die Diskussion um das Thema 

^ e°en' nach der Bedürfnislage der Delegierten laufen zu lassen, anstatt die Auseinander- 
zung dem Zeitdiktat unterzuordnen." (Kölnische Rundschau vom 16. Juni 1988) 
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Alfred Dregger 

Wir sind nicht nur Kulturnation 
sondern auch deutsche Staatsnation 
Liebe Freunde! Die Bewährung der 
Union als Reformpartei und die Union 
als Partei des Friedens, der Freiheit 
und der Einheit Deutschlands und 
Europas, das sind die beiden Themen, 
um die der Bericht der Fraktion Ihnen 
gegenüber kreisen wird. Regierung und 
Fraktion benötigen bei der Bewälti- 
gung dieser Aufgabenfelder Ihre 
Unterstützung, die Unterstützung der 
Partei. Das ist auch eine Frage der 
Information, und ich benutze die Gele- 
genheit, Ihnen einige Sachzusammen- 
hänge und Argumente vorzutragen, die 
Sie benötigen, wenn wir die Entwick- 
lung nicht nur als Zuschauer eines 
Dramas beobachten, sondern tätig auf 
sie Einfluß nehmen wollen. 

Die Bewährung der Union als Reform- 
partei: Noch niemals haben Regierung 
und Fraktion so viele, so schwierige und 
so bedeutsame Reformaufgaben gleich- 
zeitig anpacken müssen, wie es jetzt der 
Fall ist. Es sind Reformen, die im Grunde 
schon vor Jahren hätten durchgeführt wer- 
den müssen und die liegengeblieben sind, 
weil die Sozialdemokraten nicht in der 
Lage waren, sie zu verwirklichen. Das 
müssen nun wir tun; unter Zeitdruck, 
trotzdem nicht weniger sorgfältig und mit 
einer nicht immer freundlichen Presse. 
Darauf will ich nicht eingehen, das 
Thema ist zu wichtig. Ich meine, wenn 
Sie diese Informationen schon nicht auf 
anderen Wegen erhalten, ist es meine 
Aufgabe — wie all derer, die in Bonn für 
die Union und für Deutschland arbeiten 
— sie Ihnen zu übermitteln. 
Große Steuerreform: Sie entlastet die 

Steuerzahler um netto 50 Milliarden DM 
jährlich. Selbst wenn wir die Verbrauch- 
steuererhöhungen, die schon zu Beginn 
der Legislaturperiode im Koalitionspa- 
pier fest vereinbart wurden und jetzt mit 
rund 8 Milliarden DM in Aussicht 
genommen sind, von diesen 50 Milliar- 
den DM abziehen, verbleibt eine Net- 
toentlastung von ca. 42 Milliarden DM 
jährlich. Das ist die größte Steuerentla- 
stung der Nachkriegszeit. 
Die Verbrauchsteuererhöhungen dienen 
nicht der Finanzierung des Bundeshaus- 
halts. Sie werden der Europäischen 
Gemeinschaft und den strukturschwa- 
chen Bundesländern zugeführt; das letz- 
tere in einer Form, die noch vereinbart 
werden muß. Sie sind zugleich der erste 
Schritt einer Steuerharmonisierung in 
den Ländern der Europäischen Gemein- 
schaft, die realisiert werden muß, wenn 
der europäische Binnenmarkt verwirk- 
licht werden soll, der größte Markt der 
Erde, den die Staats- und Regierungs- 
chefs unter deutscher Präsidentschaft, d. 
h. unter dem Vorsitz unseres Parteivorsit- 
zenden, des Bundeskanzlers Helmut 
Kohl, vereinbart haben. 
Wir die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
sind fest entschlossen, zusammen mit der 
FDP die Steuerreform Ende Juni zu verab" 
schieden. Wir verwirklichen damit ein gro* 
ßes, kühnes und sozial ausgewogenes 
Werk. 
Die Steuerentlastung ist möglich, weil w>r 

von I983 bis heute den jährlichen Ausgä' 
benzuwachs des Bundes unter 2 %, min- 
destens unter 3 % gehalten haben, und 
zwar über sechs Jahre hinweg. Das ist die 
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8fößte Konsolidierungsleistung der 
F«nanzgeschichte. 
*|e Wird nicht dadurch geschmälert, daß 
aie Nettoneuverschuldung dieses Jahres 
*uf zirka 40 Milliarden DM steigt; des- 
j^lb nicht geschmälert, weil das nicht die 
°'ge überhöhter Ausgaben ist. Der über- 
Urchschnittliche Schuldenanstieg dieses 
ärires ist ausschließlich einnahmebe- 
,ngt und deshalb leichter korrigierbar. 

Und wir werden ihn im nächsten Bundes- 
haushalt korrigieren. 

aß die Steuerentlastung die Steuergläu- 
!8er, also Bund, Länder, Gemeinden 
nd Kirchen, drückt, ist zwar bedauer- 

,ch, aber unvermeidlich. Wir dienen 
flserem Land und seinen Menschen in 

8ar keiner Weise, wenn wir den Staatsan- 

»Wir verwirklichen mit der 
teuerreform ein großes, kühnes 

**nd sozial ausgewogenes Werk.** 

Qem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

am Bruttosozialprodukt und die »eil 

^Uer- und Abgabenlast immer weiter in 
^windelnde Höhen steigen lassen, wie 

t- 
,n der Ära der sozialliberalen Koali- 

°n der Fall gewesen ist. 
°tz der beiden ersten, schon in Kraft 

,.tretenen Steuerentlastungen haben sich 
. e Steuereinnahmen in den ersten vier 

erh-naten dieses Jahres um zirka 5 0/o 

st k^' Und das bei nanezu voller Preis- 
.   b'Ütät. Ich meine, mit solchen Erhö- 
a 

n8en müssen die öffentlichen Hände 
kommen, auch wenn es schwerfällt, 
e,ne Damen und Herren. 

|: , Steuerentlastung ist nicht nur mög- 
aj. » s'e ist auch notwendig. Sie dient vor 
u ®m den breiten Schichten der kleinen 
Q d mittleren Steuerzahler. Daß wir die 
Un^nC*- und Kinderfreibeträge erhöhen 

d dadurch 500 000 Mitbürger aus der 

Steuerpflicht — Lohn- und Einkommen- 
steuer — entlassen, daß wir den Ein- 
gangssteuersatz für die kleinen Steuerzah- 
ler erheblich absenken und daß wir den 
Progressionsverlauf vom Eingangssteuer- 
satz zum Spitzensteuersatz begradigen, ist 
sozial, gerecht und leistungsfördernd zu 
gleich. 
Die Begradigung des Progressionsver- 
laufs kostet die Steuergläubiger am mei- 
sten, nämlich 23 Milliarden DM. Sie ent- 
lastet unsere Leistungselite im mittleren 
Bereich vom gut verdienenden Facharbei- 
ter über den Industriemeister, den Hand- 
werksmeister bis zum mittleren Unterneh- 
mer. 

Geringfügig ist demgegenüber die Entla- 
stung bei den Unternehmensteuern. Der 
Spitzensatz bei der Einkommensteuer 
wird nur von 56 % auf 53 % und die Kör- 
perschaftsteuer auf den nicht entnomme- 
nen Gewinn nur von 56 % auf 50 % abge- 
senkt. Die Gesamtsteuerbelastung der 
deutschen Unternehmen, zu der dann 
noch die Gewerbesteuer gehört, die es in 
keinem anderen Land der Erde gibt — 
was nicht bedeutet, daß ich sie abschaf- 
fen möchte; aber man muß das hinzu- 
rechnen —, wird nur vermindert von 
zirka 70 % auf 66 %. In verschiedenen 
unserer Konkurrenzländer ist sie nur 
noch halb so hoch, so nach drastischen 
Steuersenkungen in den USA und Groß- 
britannien. In der Schweiz lag der 
Gesamtsteuersatz immer auf dieser Höhe. 

Es war daher von Anfang an eine üble 
Lügenpropaganda unserer Gegner — der 
leider viele aufgesessen sind, sogar im 
eigenen Lager — zu behaupten, die von 
uns konzipierte Steuerreform sei etwas 
für die Reichen. Eher das Gegenteil ist 
richtig. Deshalb bleibt die Unternehmen- 
steuerentlastung, jedenfalls oberhalb des 
mittelständischen Bereichs, als unerle- 
digte Aufgabe zurück. 
Wir müssen sie in der nächsten Legisla- 



Seite 36 •  UiD 19/1988 36. BUNDESPARTEITAG 

turperiode nachholen. Dabei geht es um 
die Wettbewerbsfähigkeit des Steuer- 
standorts und damit auch des Industrie- 
standorts Bundesrepublik Deutschland. 
Ich bitte Sie alle, als Parteitagsdelegierte 
die von mir vorgetragenen Tatsachen und 
Argumente aufzunehmen und in die 
öffentliche Diskussion einzubringen. 
Zur Zeit überwiegen nicht Information, 
sondern Desinformation, nicht die objek- 
tive Darstellung der Tatsachen und 
Zusammenhänge, sondern wahrheitswid- 
rige Kampagnen und die — allerdings über 
Parteigrenzen hinweg, auch bei uns, weit 
verbreitete — Neigung, zu jammern, 
schwarzzusehen und die Zukunft in dürste- 
ren negativen Farben zu sehen. 
Das liegt nicht im deutschen Interesse, 
und es liegt auch nicht im Unionsinter- 
esse. Deswegen müssen wir dem widerste- 
hen, und dazu rufe ich Sie auf. 
Was für die Steuerreform gilt, gilt auch 
für das Gesundheitsreformgesetz. Wir 
können unser soziales und freiheitliches 
Gesundheitswesen nur erhalten, wenn 
wir die Beitragserhöhungen der sozialen 
Krankenversicherung stoppen. Der Aus- 
gabenzuwachs der sozialen Krankenversi- 
cherung — der Bundeskanzler hat heute 
morgen die Zahlen genannt — von 9 Mil- 
liarden DM im Jahre I960 auf 125 Mil- 
liarden DM im vergangenen Jahr ist so 
nicht durchzuhalten. Die Alternative lau- 
tet nicht: Sozialreform — ja oder nein, 
sondern nach einem geflügelten Wort von 
Norbert Blüm: Reform oder Ruin, das 
heißt Zusammenbruch des Systems der 
sozialen Krankenversicherung, und daran 
kann niemand interessiert sein. 
Wir haben in dieser Reform neue Wege 
beschritten, zum Beispiel die Einführung 
eines Festbetrages anstelle einer prozen- 
tualen Selbstbeteiligung dort, wo es geht. 
Wichtig ist die Philosophie, die dahinter- 
steckt. Sie lautet wie folgt: Das medizi- 
nisch Notwendige soll voll erstattet wer- 

den — voll! Niemandem, unabhängig 
von seinen Einkommensverhältnissen, 
soll das medizinisch Notwendige vorent- 
halten werden. Aber alles, was über das 
medizinisch Notwendige hinausgeht, soll 
gar nicht erstattet werden. Das Festbe- 
tragssystem macht Überforderungs- und 
Härteklauseln überflüssig, führt aber, wie 
wir hoffen, zu erheblichen Einsparungen- 
Wir wollen aber nicht nur sparen, um die 
Explosion der Kosten und der Beitrags- 
sätze zu beenden. Wir wollen und wir 
müssen auch etwas für die ambulante 
Hilfe von Schwerst pflegebedürft igen tun. 
Es wäre verantwortungslos, meine 
Freunde, die Augen vor der Entwicklung 
zu verschließen: Auf Grund der gestiege- 
nen Lebenserwartung werden immer 
mehr Menschen pflegebedürftig. 90 % 
von ihnen werden zur Zeit in den Fami- 
lien gepflegt, nur 10 % in Krankenhäu- 
sern und Heimen. Würde sich dieses Vef' 
hältnis umkehren, dann wäre das nicht 
nur inhuman — die in den Familien 
geleistete Pflege könnte von Dritten übe'' 
haupt nicht übernommen werden —, es 

wäre auch unbezahlbar. Wir müssen 
denen helfen, die diese Pflegeleistung zu 

Hause erbringen. 
Wir gehen dabei, weil ja alle Zahlen nie«1 

genau abzuschätzen sind, sehr vorsichtig 
vor. In der erstem Stufe wird nur jährlic'1 

für vier Wochen eine Ersatzkraft gestellt' 
damit der — in der Regel: die — Pflege' 
leistende für diesen Zeitraum von dieser 
Aufgabe befreit werden kann; eine gute 
Sache, finde ich. 
Heinrich Krone hat einmal gesagt: ihr 
müßt den Menschen auch etwas Gutes 
tun, und ich finde, das ist etwas Gutes. 
Weitere Schritte müssen zu einem späte- 
ren Zeitpunkt folgen, natürlich im Rah- 
men des Möglichen. 

Die dritte dringend notwendige große 
Reformaufgabe stellt uns die Deutsche 
Bundespost, auf die wir stolz sind und 
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deren Zukunft wir sichern wollen. Sie ist 
das größte Unternehmen Europas. Sie 
S/bt zur Zeit etwa ein Viertel der Investi- 
erten im Industrie- und Handwerksbe- 
reich unseres Landes in Auftrag. Sie 
erbringt die unterschiedlichsten Leistun- 
gen in Organisationsformen, die im 19. 
Jahrhundert angemessen waren, den heu- 
len Erfordernissen aber nicht mehr ent- 
sPrechen. 
Wir haben die Absicht, dieses Großunter- 
nehmen in drei öffentliche Unternehmen 
2u gliedern, die im Verbund bleiben, mit 
örei Vorständen, von denen jeder in sei- 
nem Verantwortungsbereich voll ausgela- 
stet sein wird. 
r*as gilt insbesondere für den künftigen 
Bereich der TELECOM, der die Informa- 
'°ns- uncj Kommunikationstechniken 

Jjmfaßt. Das ist die größte Wachstums- 
ranche der Gegenwart, deren internatio- 

nale Verflechtung nicht aufzuhalten ist, 
ni allerwenigsten von der Bundesrepu- 
nk Deutschland, dem größten Export- 
en d der Erde. In den 90er Jahren wird 

*nese Branche in Japan die Bedeutung 
er Automobilbranche übertreffen; was 
,ese Automobilbranche in Japan bedeu- 

et> sehen wir auf unseren Straßen, 
^as wir jetzt machen, kommt spät, hof- 
^ntlich nicht zu spät, und es geht gewiß 

n,cht zu weit. 
°n sage das nicht nur der Postgewerk- 
cnaft, die von der „Umwandlung der 
ürgerpost in einer Unternehmerpost" 
aherredet; ich sage es allen: Wir laufen 
e'ähr, im Wohlstand schläfrig, egoistisch 
"d völlig unbeweglich zu werden. 
le Immobilität, die Unbeweglichkeit 

es Denkens und des Handelns hat bei 
'cht wenigen in unserem Land ein 
schreckendes Ausmaß angenommen, 
erade auf der Linken gibt es geradezu 
aktionäres Beharrungsvermögen. So, 
eine Freunde, können wir den Wettbe- 
epb nicht bestehen, weder mit den wie- 

der leistungsfähiger werdenden alten 
Industrienationen — ich nenne Großbri- 
tannien — noch mit den äußerst lei- 
stungsfähigen neuen Industrienationen, 
insbesondere in Südostasien. 
Machen wir uns klar: Wir sind ein kleines 
und an Rohstoffen armes Land. Das ein- 
zige, was wir haben, haben wir in unseren 
Köpfen und in unseren Händen. Wir 
müssen machen, was die anderen noch 
nicht machen. Wir müssen ständig Neues 
erfinden und ständig auf neue Aufgaben 
umschulen. Das heißt, wir müssen unsere 
Arbeit und teilweise auch unsere Lebens- 

„Wir laufen Gefahr, im Wohlstand 
schläfrig, egoistisch und 
völlig unbeweglich zu werden." 
(Alfred Dregger 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

umstände ständig verändern. Wir, die 
Union, haben das begriffen, die Linken 
offenbar nicht. Deshalb ist es auch heute 
— wie in der Vergangenheit — unsere 
Aufgabe, unser Land für die Zukunft fit- 
zumachen. Dabei können wir uns nicht 
nach Gruppeninteressen richten. Wir 
müssen und wir werden uns — ich sage 
das jetzt als Vorsitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion — nach dem Allge- 
meininteresse richten, das mehr ist als die 
Summe der Gruppeninteressen. Und wir 
werden dieses Allgemeininteresse durch- 
setzen. 
Das gilt nicht nur für die von mir genann- 
ten drei Reformbereiche. Das gilt 
genauso für die Rentenreform — auf die 
der Bundeskanzler heute morgen einge- 
gangen ist —, die wir vorbereiten, für die 
Reform der Agrarpolitik in der EG und 
bei uns selbst, für die innere Sicherheit, 
für den Umweltschutz, für die Ausländer- 
und Asylverfahrensgesetzgebung, für den 
öffentlichen Dienst, für die Gesetzgebung 
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im Bereich der Mitbestimmung und für 
vieles andere mehr. 
Besonderen Rang hat das Beratungsgesetz, 
besonderen Rang deshalb, weil es dabei um 
das Kostbarste geht, was es auf dieser Erde 
gibt: menschliches Leben. 
Wir können alles ersetzen, Menschen 
nicht. Das Kostbarste sind immer die 
Menschen. Das wird einer der Gegen- 
stände unserer morgigen Beratungen 
sein. Die Bundestagsfraktion unterstützt 
in dieser Aufgabe die federführende 
Ministerin, Frau Professor Süssmuth, mit 
Nachdruck. 
Ich füge hinzu: Weder Strafe noch Bera- 
tung allein können das größte Unglück 
abwenden, das sich unser Volk nach dem 
Kriege selbst zugefügt hat und auch jetzt 
immer noch zufügt. Wenn irgendwo eine 
geistige und moralische Wende notwen- 
dig ist, dann auf diesem Feld. Sie ist 
keine Angelegenheit der Frauen allein, 
sondern in gleicher Weise auch eine 
Angelegenheit der Männer. Was ich auf 
unserem Bundesparteitag im Oktober 
1986 in Mainz gesagt habe, möchte ich 
heute wiederholen: Wenn die Männer 
ihren Frauen oder Freundinnen beistün- 
den, gäbe es keine Massenabtreibungen 
in Deutschland. 
Was wir stärken müssen, ist unser aller 
sittliche Verantwortung für das Leben 
und unsere Freude an Kindern, die wie- 
der in den Mittelpunkt der Gesellschaft 
gerückt werden müssen. Ohne diese gei- 
stige und moralische Wende wird unser 
Volk zugrundegehen. Und das darf nicht 
sein. 
Das Tempo und die Vielfalt unserer 
Arbeit erschwert die Akzeptanz unserer 
Vorschläge und Entscheidungen. Hinzu 
kommen Auseinandersetzungen zwischen 
Unionspolitikern, die von unseren Mit- 
gliedern und Anhängern als schlimmer 
Streit empfunden werden, übrigens häu- 
fig zu Unrecht. Das hängt mit der 

Gewohnheit der Medien zusammen, jede 
Diskussion zur Klärung von Sachverhal- 
ten, die ja ein Grundgesetz der Demokra- 
tie ist, als Streit zu bezeichnen. Aber es 
gibt in Union und Koalition auch Ausein- 
andersetzungen, die — zumindest in der 
Form — verletzend, überflüssig und 
daher schädlich sind. 
Um so wichtiger ist die Haltung der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Sie ist 
bis heute geblieben, was sie seit der 
Regierungsübernahme durch Helmut 
Kohl am 1. Oktober 1982 ist: ein Hort der 
Stabilität, der Kollegialität und der Soli- 
darität. 
Alle Versuche, unsere Bundestagsfraktion 
auseinanderzudividieren, sind von uns 
abgeprallt. Wir lassen uns weder in Partei- 
flügel noch in Landesgruppen aufteilen, 
auch in aktuellen Auseinandersetzungen 
nicht. CDU und CSU sind in ihrer 
gemeinsamen Bundestagsfraktion eine 
Einheit, die ihre Entscheidungen in aller 
Regel einstimmig trifft, natürlich nach 

„Besonderen Rang hat das Bera- 
tungsgesetz, weil es dabei um das 
Kostbarste geht, was es auf dieser 
Erde gibt: menschliches Leben." 
(Alfred Dregger 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

eingehenden Diskussionen und Ausein- 
andersetzungen. Aber wir entscheiden, 
und dann gemeinsam. 
Ich danke allen meinen Kolleginnen und 
Kollegen, Ihren Bundestagsabgeordne- 
ten, meine Damen und Herren Parteitags- 
delegierte. Ich danke Theo Waigel, mei- 
nem ersten Stellvertreter und Vorsitzen- 
den der CSU-Landesgruppe. Ich danke 
auch dem Fraktionsvorsitzenden 
Mischnick, dem Kollegen aus der FDP- 
Fraktion, mit dem wir konstruktiv zusam- 
menarbeiten, auch dann, wenn es Streit- 
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'ragen gibt, die wir leider von ganz unter- 
schiedlichen Ansätzen her nicht so über- 
brücken können, daß es unseren Vorstel- 
lungen voll entspricht. 
Öas zur CDU in ihrer Bewährung als 
Reformpartei. 
so wichtig diese innenpolitischen Refor- 
men sind, noch wichtiger ist die Außen- 
Un<J Sicherheitspolitik. 
Pur ein Volk in der Mitte Europas und an 
~er Teilungsgrenze zwischen Ost und 
yest ist die Außen- und Sicherheitspoli- 
*k d i e Existenzfrage. 
J^er europäische Staatsmann, der die 
^age Deutschlands und Europas am 
*~nde des Zweiten Weltkrieges als einer 
aer ersten klarsichtig erkannte und dar- 
aus die einzig möglichen Folgerungen 
*°g, war Konrad Adenauer. Es war die 
Erkenntnis, daß sich der Teil Deutsch- 
ands, der nicht von sowjetischen Trup- 

Pen besetzt war, nach seiner staatlichen 
j^uordnung nicht allein zwischen den 

ronten, sondern nur im europäischen 
Verbund und im Bündnis mit den USA 

ürde behaupten können. Das galt poli- 
sh, ökonomisch und militärisch in glei- 

cher Weise. 
°htisch wurden wir, die Bundesrepublik 

üeutschland, auf der Grundlage der Ade- 
auerschen Konzeption zu einem geach- 

le*en Mitglied der freien Welt. Ökono- 
m,sch wurden wir, was damals niemand 
gartet hat, zu einer der größten Indu- 

plr»enationen der Erde, die zur Zeit 
txPortweltmeister ist. 
^'•«tärisch wurden wir in einen uneinge- 
chränkten Risiko- und Abschreckungs- 
erbund einbezogen, der das Allianzge- 
,e| beiderseits des Atlantik zu einer stra- 

e8«schen Einheit machte. Nur durch die- 
n Verbund konnte im freien Resteuropa 

^T Sehen Sie sich die Landkarte an — für 
Jlnen potentiellen Angreifer ein Risiko 
u'gebaut werden, das für ihn untragbar 
ar- So ist es noch heute. 

Die strategische Einheit von Nordame- 
rika und Westeuropa auch im Zuge der 
Abrüstung zu erhalten, ist jetzt eine der 
wichtigsten Aufgaben der deutschen 
Außen- und Sicherheitspolitik. Diese 
Aufgabe ist unter Rahmenbedingungen 
zu erfüllen, die sich zur Zeit dramatisch 
verändern. 
In der Sowjetunion läuft das „Experi- 
ment Gorbatschow" mit noch ungewis- 
sem Ausgang. Sollte es scheitern, könnten 
die damit verbundenen Turbulenzen für 
uns gefährliche Folgen haben. Sollte Gor- 
batschow Erfolg haben, dann würde die 
Sowjetunion dadurch noch mächtiger 
werden, als sie jetzt schon ist. Auch das 
würde unsere volle Aufmerksamkeit, 
unseren Zusammenhalt und unsere 
Handlungsfähigkeit im europäischen und 
atlantischen Verbund erfordern. 

Die Ära Gorbatschow bietet natürlich 
nicht nur Risiken, sondern vor allem 
auch Chancen; diese müssen genutzt wer- 
den. Abrüstung, Friedenssicherung und 
Zusammenarbeit zum gegenseitigen Nut- 
zen müssen im Vordergrund stehen, auch 
um den Boden zu bereiten, um die 
erstarrte Kriegsordnung mit ihren unsin- 
nigen Grenzen in Deutschland, mit ihren 
Mauern und ihrem Stacheldraht zu über- 
winden und in eine Friedensordnung 
umzuwandeln, die die Freiheitsrechte der 
Menschen und die Würde der Nationen 
Europas wiederherstellt. 

Auch in den Vereinigten Staaten vollzie- 
hen sich Veränderungen. Wir müssen 
dazu beitragen, daß die Allianz dadurch 
nicht beschädigt wird. Dazu gehört auch, 
daß wir unsere deutschen Sicherheitsin- 
teressen in die strategische Debatte der 
Vereinigten Staaten einbringen. Als ver- 
läßliche Verbündete können und müssen 
wir offen miteinander reden. Ich habe es 
am 5. und 6. Mai 1988 in Washington in 
Gesprächen mit Präsident Reagan und 
seiner Administration, in Gesprächen mit 
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den amerikanischen Medien und in zwei 
öffentlichen Vorträgen vor einem fach- 
kundigen Publikum getan. 
Die mit dem INF-Abkommen begonnene 
Abrüstung wird unsere Sicherheit in 
Deutschland nur dann nicht beeinträchti- 
gen, sondern verbessern, wenn sie weiter- 
geht auf der Grundlage eines Gesamtab- 
rüstungs- und Sicherheitskonzepts, das 
keine Zonen unterschiedlicher Sicherheit 
in Europa entstehen läßt. 

Es war eine deutsche Forderung an die 
Allianz, dieses Konzept zu erarbeiten. 
Die Allianz wird diese Forderung erfül- 
len. Das ist ein Erfolg gemeinsamer 
Anstrengungen des Bundeskanzlers und 
seiner Fraktion. 
Es war eine deutsche Forderung an die 
Allianz, in dieses Konzept auch die ato- 
maren Waffen mit Reichweiten unter 500 
km einzubeziehen. Die Allianz wird diese 
deutsche Forderung erfüllen. Auch das 
ist ein gemeinsamer Erfolg von Regie- 
rung und Fraktion. 
Warum das so wichtig ist? Die Sowjet- 
union hat in diesem Bereich unter 500 km 
Reichweite, der vom INF-Abkommen 
nicht erfaßt wird, eine haushohe Überle- 
genheit von 1365 zu 88 westlichen Syste- 
men. Ferner: Diese Kurzstreckenraketen 
reichen in Zentraleuropa nahezu aus- 
schließlich von Deutschland nach 
Deutschland, gleichgültig auf welcher 
Seite sie stehen. Schließlich: Diese Kurz- 
streckensysteme können das Gebiet des 
potentiellen Angreifers nicht erreichen, 
was ihre abschreckende, d. h. kriegsver- 
hindernde Wirkung begrenzt. 
Deshalb können die Kurzstreckensy- 
steme kein Ersatz für die wegfallenden 
Mittelstreckensysteme sein. Wir Deutsche 
wollen Abrüstung bei allen Reichweiten, 
auch bei den kürzeren Reichweiten, aber 
nicht auf Null, weil das die sowjetische 
Überlegenheit an konventionellen und 
chemischen Waffen, die sich weiter 

erhöht — Gorbatschow rüstet weiter auf 
mit Ausnahme dieses Abkommensberei- 
ches —, voll zum Tragen bringen würde. 
Deshalb können die Kurzstreckensy- 
steme kein Ersatz für die wegfallenden 
Mittelstreckensysteme sein; ich sagte es 
schon. Wir wollen die Abrüstung auch 
bei den kürzeren Reichweiten, aber bei 
allen Reichweiten auf einen Mindestbe- 
stand, der ausreicht, um den Frieden 
auch durch Abschreckung eines poten- 
tiellen Angreifers sicherzustellen. 

Das gilt insbesondere für den Mittelstrek' 
kenbereich, dem Gelenkstück zwischen 
den atomaren Systemen der Vereinigten 
Staaten in Europa und ihren strategi- 
schen Systemen zu Hause und auf den 
Weltmeeren. Bevor über Kurzstreckensy 
steme in Europa entschieden werden 
kann, muß die Allianz klären, was bei 
den luft- und seegestützten Systemen im 
Mittelstreckenbereich geschieht. 

Zwei Erkenntnisse sollten wir in den letZ' 
ten Jahren gewonnen haben: Erstens. 
Abrüstung ist nicht in jedem Falle gut; 
der Bundeskanzler hat es heute morgen 
gesagt. Abrüstung ist gut, wenn sie das 
Gleichgewicht der Kräfte herstellt oder 
zumindest bewahrt. Maßstab können 
nicht einzelne Waffenkategorien sein; 
entscheidend ist der Zusammenhang allef 

Angriffs- und Abwehroptionen auf dem 
Hintergrund der geostrategischen Unter 
schiede von Ost und West in Europa. 

Die zweite Erkenntnis: Es gibt nicht nuf 
Allianzinteressen, es gibt auch spezifisch 
deutsche Sicherheitsinteressen, die wiri" 
die Allianz einbringen müssen. Wir tun 
es, und mit Erfolg, wie die Entwicklung 
zeigt. 

So wichtig politische, ökonomische und 
militärische Zusammenarbeit in den jet/'' 
gen europäischen und atlantischen Struk- 
turen ist, wir brauchen mehr. Wir brauch6 

im Rahmen der Allianz die politische 
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Union der freien Staaten Europas; wir 
"fauchen sie endlich, brauchen sie jetzt. 
w>r brauchen die europäische Wirt- 
Schafts- und Währungsunion. Unter der 
yäsidentschaft des Bundeskanzlers sind 
•n der Europäischen Gemeinschaft große 
F°rtschritte erzielt worden. Bis 1992 soll 
Und muß der europäische Binnenmarkt 
Entstehen. Der Bundeskanzler hat das 
•jeute morgen in seiner Bedeutung mit 
(ler Einführung der DM vor 40 Jahren 
erglichen. Würdigen möchte ich auch 

^en Beitrag des jetzigen Präsidenten der 
^"Kommission, Jacques Delors, und 
*Jlcht zuletzt den Beitrag unserer CDU- 
Abgeordneten im Europäischen Parla- 
^ent' deren Arbeit genauso wichtig ist 
Wle die Arbeit der CDU/CSU-Bundes- 
lagsfraktion. 
Parallel zur Wirtschafts- und Währungs- 
nion muß sich die europäische Sicher- 
eitsunion entwickeln. Anknüpfungs- 

punkt dafür ist die Westeuropäische 
^n>on, die WEU, deren Mitglieder sich 
ut>er den NATO-Vertrag hinaus gegensei- 
"Be Hilfe — wie es dort heißt — „mit 
'en Mitteln" versprochen haben. Ich 
abe die Hoffnung, daß Mitterrand und 
°hl mit ihren Regierungen — die neue 
anzösische Regierung wird bald gebil- 
et sein — in der Lage sein werden, 
'tiativen zu ergreifen, die Europa auch 

Cnerheitspolitisch voranbringen. 
le Zeit war dafür seit dem Ausscheiden 
ankreichs aus der integrierten Kom- 

Jj!andostruktur der NATO im Jahre 1966 
enials so günstig wie jetzt. Die Franzo- 
n haben parteiübergreifend begriffen, 

<*aß 
aHein 
sal 

sie ihre Unabhängigkeit nicht mehr 
verteidigen können, daß ihr Schick- 

^' niit unserem untrennbar verknüpft ist. 
e sind bereit, daraus Konsequenzen zu 

*ehen. 
11 dem deutsch-französischen Verteidi- 
ngsrat wurde ein Organ geschaffen, in 

eni Frankreich und Deutschland sicher- 

heitspolitische Initiativen für Europa 
erarbeiten können. Darin sehe ich den 
eigentlichen Zweck dieser Institution. Es 
kann nicht um ein exklusives, die ande- 
ren europäischen Partner ausschließen- 
des Konzept von Deutschland und 
Frankreich gehen. Frankreich und 
Deutschland müssen die Entwicklung 
vorantreiben, sie müssen Motoren für die 
Einigung Europas auch im sicherheitspo- 
litischen Bereich sein. 
Sie werden fragen: warum jetzt? Nun, ich 
glaube, Europa braucht jetzt eine politi- 
sche Identität, auch eine sicherheitspoliti- 

„Die Überwindung der Teilung 
Deutschlands bleibt unser großes 
nationales Ziel." 
(Alfred Dregger 
auf dem 36. Bundesparteitag in Wiesbaden) 

sehe. Die freien Europäer müssen aus der 
Rolle derer herauskommen, die bei Ent- 
scheidungen über ihre Sicherheit besten- 
falls konsultiert werden, die aber nicht 
mitentscheiden können. 
Unsere Perspektive ist: Bei künftigen Ver- 
handlungen zwischen Ost und West z.B. 
über Abrüstungsfragen sollte mit Reagan 
und Gorbatschow bzw. ihren Nachfol- 
gern auch ein Vertreter der europäischen 
Sicherheitsunion mit am Verhandlungs- 
tisch sitzen. Alles andere ist Europas 
unwürdig und gefährlich zugleich. 
Und was wird aus Deutschland? Die 
Überwindung der Teilung Deutschlands 
bleibt unser großes nationales Ziel. 
Unsere westlichen Verbündeten haben 
sich im Deutschland-Vertrag verpflichtet, 
uns bei der Erreichung dieses Ziels zu 
unterstützen. Sie haben ihre Pflichten bis- 
her erfüllt; wir können ihnen keinen ein- 
zigen Verstoß ankreiden. 
Zu entscheiden ist nicht über das Ziel, 
sondern über den Weg. Man kann nicht 
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zum selben Ziel gleichzeitig verschiedene 
Wege gehen, den europäischen Weg und 
den Weg des Neutralismus. Wer zwei 
Wege gleichzeitig gehen will, kommt nie 
ans Ziel. Wir müssen uns schon entschei- 
den! 

Wir können nicht gleichzeitig militäri- 
schen Schutz im Bündnis, offene und 
gesicherte Märkte in Europa und Rück- 
sichtnahme auf unsere nationalen Inter- 
essen von Seiten unserer Verbündeten 
erwarten, wenn diese damit rechnen müs- 
sen, daß wir bereit sein könnten, das alles 
bei der nächsten Gelegenheit gegen ein 
neutralisiertes Gesamtdeutschland einzu- 
tauschen. Das geht nicht! 
Wir müssen uns entscheiden. 

Wir haben uns für den europäischen Weg 
entschieden, und zwar aus guten Grün- 
den. Es ist der einzige Weg, der unsere 
freiheitliche Existenz hier in West- 
deutschland nicht aufs Spiel setzt, und 
auch der einzige Weg, der eine Erfolgs- 
chance für Deutschland als Ganzes bie- 
tet. Selbst wenn wir von der System- 
grenze, die Deutschland und Europa teilt 
und die unseren Handlungsspielraum 
zusätzlich einengt, einmal absehen: Was 
wäre ein wiedervereinigtes Deutschland 
heute? Keine Großmacht mehr, sondern 
eine atomar unbewaffnete Mittelmacht. 

Eine Mittelmacht aber kann sich in der 
Mitte Europas, wo sich alle Kraftlinien 
kreuzen, allein nicht behaupten. Schon 
für das Bismarck-Reich, eine Großmacht 
im europäischen Mächtesystem, war das 
schwer und nur so lange erfolgreich, wie 
ein Realist und dazu ein genialer Staats- 
mann an der Spitze stand. Für eine 
atomar unbewaffnete Mittelmacht in 
einem nicht mehr europäischen Mächte- 
system, sondern in einem Weltmächtesy- 
stem, wo außereuropäische Mächte, die 
USA und die Sowjetunion, die Dominanz 
haben, wäre das unmöglich. 

Das ist eine wichtige Frage. Ich sage: 
Wer sich auf Bismarck beruft, sollte nicht 
weniger realistisch denken, als Bismarck 
es immer getan hat und auch heute tun 
würde. 

Politische friedenserhaltende Mitte zwi- 
schen den Weltmächten kann heute nicht 
mehr Deutschland allein, sondern nur ein 
vereinigtes Europa sein. Dieses vereinigte 
Europa wäre ein ernstzunehmender 
Gesprächspartner für Ost und West. Das 
europäische Stimmengewirr, das jetzt in 
den Kreml und nach Washington dringt, 
würde durch eine hörbare europäische 
Stimmme abgelöst. Dieses vereinigte 
Europa könnte die Weltmächte von der 
Konfrontation im Herzen Deutschlands 
befreien. Die damit verbundenen Lasten 
könnten den Weltmächten abgenommen 
werden. Ein solches Europa könnte mit 
beiden Weltmächten intensiv zusammen- 
arbeiten. Ein solches Europa läge auch 
im Interesse einer Sowjetunion, die auf 
Weltrevolution und Weltherrschaft ver- 
zichtet, die das Selbstbestimmungsrecht 
ihrer Nachbarvölker respektiert und ihre 
Poltik auf Verständigung und gute Nach- 
barschaft gründen möchte. Ob die 
Sowjetunion einmal so sein wird, das ist 
die offene Frage. Nichts ist unmöglich. 
Eine andere Sowjetunion aber wird ihre 
Macht im Herzen Deutschlands weder 
zugunsten eines vereinigten Europas 
noch zugunsten eines wiedervereinigten 
Deutschlands aufgeben. Mit einer 
Sowjetunion, wie wir sie kennen, wäre 
ein nationaler Alleingang der Deutschen 
nicht nur aussichtslos, er wäre von tödli- 
cher Gefahr für die Deutschen selbst und 
für ganz Europa. 

Deshalb „Incertitudes Allemandes" darf 
es nicht geben. Ziel und Weg müssen klaf 

sein. Das Ziel ist die staatliche Einheit 
Deutschlands in einem vereinigten 
Europa der Menschenrechte und des 
Selbstbestimmungsrechts. Aus diesem 
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^iel können sich deutsche Ungewißhei- 
ten nicht ergeben. Dieses Ziel ist in unse- 
rer Verfassung und im Deutschlandver- 
trag festgeschrieben. 
Auf die Frage unserer Verbündeten nach 
dem Weg muß die Antwort ebenso klar 
sein: Wir wollen dieses Ziel mit ihnen, 
n|cht ohne sie und schon gar nicht gegen 
si« erreichen. 
An unserer Verläßlichkeit darf es keinen 
Zweifel geben. 
'Hi übrigen, unser Weg des europäischen 
und atlantischen Verbundes ist so erfolg- 
reich, daß es geradezu töricht wäre, ihn 
aufzugeben, selbst wenn der neutralisti- 
sche Weg überhaupt eine Alternative sein 
^°nnte, was ich nicht glaube. Das derzei- 
'8e „Experiment Gorbatschow" und die 
Veränderungen im Ostblock sprechen 
*j°ch für unsere Politik. Sie zeigen doch, 
daß die Zukunft nicht dem Sozialismus, 
s°ndern der Freiheit gehören wird. 

, >e Grundelemente der Freiheit — das 
find die Menschenrechte und das Selbst- 

estirnmungsrecht der Völker — sind die 
stärksten Kräfte der Gegenwart. Nie- 
mand kann sich ihnen entziehen, auch 
Gorbatschow und Honecker nicht. Auch 
^onecker bewegt sich, weil er sich bewe- 
in muß. Bevor er in Bonn erschien, 
j^ßte er den Zaun für die DDR-Bürger 

uch unterhalb des Rentenalters wesent- 
'ch durchlässiger machen. Am 27. Mai 
at Herr Honecker mir bei einem 
espräch in Ost-Berlin gesagt, er bereite 

•nen Verordnungsentwurf vor, der klar- 
eile, wann die Bürger einen Anspruch 

^f Besuchsreisen in den Westen hätten. 
p
as wäre doch ein Fortschritt zu mehr 
[eizügigkeit und auch Rechtssicherheit. 

£,n zweites. Die DDR versucht, sich die 
Preußische und die deutsche Geschichte 
J1 eigen zu machen, sichtbar vor allem in 

st-Berlin. Sie tut es, weil sie Legitimität 
aucht, die es ohne Anknüpfung an die 

at'onale Geschichte nicht gibt. Wir 

haben keinen Anlaß, das zu bedauern 
oder das gar zu fürchten. Die DDR bleibt 
ein künstliches Gebilde, solange sie sich 
dem Votum ihrer Bürger nicht unterwirft 
und solange sie versucht, sich von 
Deutschland abzukapseln. Das geht 
nicht. 
Wir haben die DDR als Staat anerkannt, 
aber nicht als einen von Deutschland 
getrennten Staat. Das ist ein wesentlicher 
Unterschied. Wir koppeln uns nicht ab. 
Wir stehen für das Ganze ein. Unsere 
Identiät ist keine bundesdeutsche, sie ist 
eine deutsche. Sie schließt die Deutschen 
in der DDR und in Ostdeutschland 
selbstverständlich ein. Wir sind nicht nur 
deutsche Kulturnation, wir sind deutsche 
Staatsnation geblieben, wie es das Staats- 
angehörigkeitsrecht zeigt. 

Wer sich das alles vergegenwärtigt, wird 
mir zustimmen, wenn ich sage, zur Resi- 
gnation besteht nicht der geringste Anlaß, 
auch nicht in der Deutschlandpolitik. 
Unsere Perspektive, die demokratische, 
die freiheitliche, die auf ganz Deutsch- 
land und auf ganz Europa bezogene, ist 
offensichtlich die bessere, die zukunftsge- 
rechtere, auch die realistischere. Unsere 
Konzeption stützt sich auf die Sehnsucht 
der Menschen, frei zu sein, und auf die 
Sehnsucht der Völker, über sich selbst zu 
bestimmen, aber auch auf die nicht gerin- 
gere Sehnsucht aller vernunftbegabten 
Wesen, wie ich einmal sagen möchte, in 
guter Nachbarschaft in Frieden miteinan- 
der zu leben. 
Das waren und sind die Zielpunkte der 
Union von Konrad Adenauer bis zu Hel- 
mut Kohl. Ich glaube in Ihrer aller 
Namen zu sprechen, wenn ich sage: An 
diesen Zielpunkten wird sich nichts 
ändern. Wir, die Union, bleiben die Par- 
tei des Friedens, die Partei der Freiheit 
und die Partei der Einheit, der Einheit 
Deutschlands und Europas. 
Ich danke Ihnen. 
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Rudolf Luster 

Europa ist wieder im Aufwind 
Meine lieben Freunde! Seit meinem 
letzten Bericht vor dem Bundespartei- 
tag in Bonn sind erst sechs Monate 
vergangen, und doch hat sich in der 
Europastimmung Entscheidendes 
geändert. Europa ist wieder im Auf- 
schwung ! Unser Freund Santer hat es 
gesagt, ich darf mich seinen Worten 
anschließen und sie unterstreichen. 

Was ist geschehen? Zu Jahresbeginn hat 
die Bundesrepublik Deutschland den 
Vorsitz in der Europäischen Gemein- 
schaft übernommen. Schon sechs 
Wochen später hat Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl in Brüssel den Europäischen 
Rat zu Beschlüssen von historischer 
Bedeutung geführt. Freilich, der Brüsse- 
ler Gipfel hatte seine Preise, so insbeson- 
dere die allmähliche Verdoppelung der 
Strukturfonds. Es trifft zu, daß wir Deut- 
schen in diesen Strukturtopf relativ am 
meisten zahlen. Unsere Zahlungen sind 
aber keine Almosen; es sind die Kraft- 
spritzen, die uns — wenn wir es rein wirt- 
schaftlich sehen, uns am meisten — zah- 
lungskräftige Käufer schaffen. Anders 
ausgedrückt, es ist unser Solidarbeitrag 
für ein entspanntes, soziales Klima in 
Westeuropa. 
Der große Binnenmarkt, der Wirtschafts- 
raum ohne Grenzen, ist die Herausforde- 
rung, von dem jetzt die größte Faszina- 
tion ausgeht. Er bedeutet für uns mehr 
Freiheit für Verbraucher und Erzeuger, 
Sicherung und Mehrung unseres Wohl- 
standes, Wegfall von bürokratischen 
Schikanen und frustierenden Formalitä- 
ten und letztlich die überzeugendste 
Maßnahme zur Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit. Der wirtschaftliche Nutzen für 
die gesamte Gemeinschaft wird auf insge- 

samt jährlich etwa 410 Milliarden DM 
oder mehr geschätzt. Dies wären rund 
fünf Prozent des Bruttosozialprodukts 
der Gemeinschaft von 1986. Die Verfas- 
ser des Cecchini-Berichts nehmen an, dal* 
die Wirtschaft 1,8 Millionen neue 
Arbeitsplätze schaffen kann, die auf fünf 
Millionen erhöht werden könnten, wenn 
der freie Binnenmarkt von einer aktivere" 
Wirtschaftspolitik begleitet wird. Das 
alles klingt fast zu schön, um wahr zu 
sein. Eine gewaltige Chance für unsere 
Gemeinschaft tut sich auf. Es wird von 
einem qualitativen Sprung und von der 
stillen Revolution gesprochen. Die deut- 
sche Wirtschaft müssen wir ermuntern, 
sich mit Mut und Vorstellungskraft auf 
die neuen Chancen einzustellen. 

Niemand soll allerdings verkennen, daß 
eine derart revolutionäre Umwälzung auc«1 

ihre Nebenwirkungen zeitigen wird, neben 
den erwünschten leider auch unerwünschte* 
Wir sollten uns in seriösen Szenarien auf 
das Neue vorbereiten, denn der Binnen- 
markt soll und muß ein Erfolg werden, daS 

sind wir unseren Bürgern in der EG schul' 
dig. 

„Die Europäische Gemeinschaft zur 
Europäischen Union auszubauen" ist 
eine vorrangige Forderung des Leitantr3' 
ges für diesen Parteitag. Es wird in die- 
sem Zusammenhang gefordert, das Eur°' 
päische Parlament müsse mehr Rechte, 
mehr Befugnisse haben. Lassen Sie mi0*1 

dazu anmerken: Wenn es richtig ist zu 
sagen, jedes Parlament müsse sich seine 
Rechte selbst erstreiten, so kann das 
Europäische Parlament eine gute Bilanz 
des bisher gegen manchen Widerstand 
Errungenen vorweisen. Gemeinsam m'1 

dem Rat ist inzwischen das Parlament d» 
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Haushaltsbehörde der Gemeinschaft. 
Durch mündliches und schriftliches Fra- 
gerecht gegenüber Rat und Kommission 
ubt das Parlament seine Kontrollrechte 
aus. Den Mitgliedern der Kommission 
kann es in diesem Zusammenhang das 
Mißtrauen aussprechen. Einen wichtigen 
Schub gab es durch die Einheitliche 
Europäische Akte. Hier wurde durch das 
"erfahren der Zusammenarbeit und 
durch das Mitwirkungsrecht des Präsi- 
denten beim Abschluß von Beitritts- und 
Assoziierungsverträgen die Stellung des 
"arlaments in Teilbereichen der Gesetz- 
gebung nicht unerheblich gestärkt. So 
Schön, so gut. 

^°er ein anderes müssen wir sagen: Der 
Europäischen Gemeinschaft kommt für 
v»ele in der Welt zu Recht Modellcharak- 
^r zu. Um so schwerer wiegt die zentrale 
Beanstandung, die Europäische Gemein- 
schaft sei eine Gemeinschaft in erster 
E'nie der Regierungen, nicht der Völker, 
darüber dürfe das Feigenblatt Europäi- 
sches Parlament nicht hinwegtäuschen. 

Ie Europäische Gemeinschaft werde 
•cht demokratisch, sondern im Zusam- 

^enspiel von EG-Kommission und Mini- 
terrat bürokratisch gelenkt. — Was müs- 

sen wir antworten? Das Europäische Par- 
aiuent wird seit I97l direkt gewählt; es 
at aber bis heute nicht echte Gesetzge- 

bur>gsbefugnis. Die EG-Gesetze werden 
ach wie vor allein vom Ministerrat, in 
""klichkeit vielfach von den Ministerial- 

Urokratien, also von den Beamten, 
»ernacht, also hinter verschlossenen 

üren. In allen der Gemeinschaft übertra- 
genen und der nationalen Souveränität 

ntzogenen Zuständigkeiten weitet sich 
,n Parlamentsfreier Gesetzgebungsraum 
üs- Nein, die schon langfristige Hin- 
ahme des Demokratiedefizits ist nicht 
!n Politisches Kavaliersdelikt, sondern 
ne Todsünde wider unsere staatliche 

tx'stenz. 

Wir müssen auf parlamentarischer Mitent- 
scheidung aus Gründen der Demokratie 
bestehen. Sie ist das Bollwerk unserer 
Freiheit. Sie ist zugleich das Erfolgsrezept 
freiheitlicher Staatsführung. Sie ist dar- 
über hinaus der Hebel zur Erleichterung 
europäischer Einigungsbemühungen. 

Die öffentliche parlamentarische Debatte 
würde zudem die Europapolitik den Bür- 
gern nahebringen und ihr Interesse sowie 
ihr Verständnis wecken. Transparenz 
wäre eine wichtige Voraussetzung für die 
Bereitschaft der Bürger, z. B. demnächst 
wählen zu gehen. 
So bleibt nur übrig, das demokratische 
Gewissen der Verantwortlichen bei Parla- 
ment und Regierungen der zwölf Mit- 
gliedstaaten wachzurütteln. Wer hier 
kneift oder mauert, muß sich den Vor- 
wurf gefallen lassen, daß er aus Bequem- 
lichkeit oder Gleichgültigkeit in Sachen 
Demokratie faule Kompromisse schließt. 
Vor dem Europäischen Parlament hat 
unser Bundespräsident dazu gesagt: „Wir 
müssen aufpassen, daß wir nicht auf die 
Dauer in der Gemeinschaft ganz andere 
Prinzipien demokratischer Gewaltentei- 
lung schaffen, als wir sie in den Mit- 
gliedsländern selbstverständlich befol- 
gen." Der einschlägige Satz im Leitantrag 
heißt deshalb prägnant und zutreffend: 
Das Europäische Parlament muß gemein- 
sam mit dem bisher allein beschließenden 
Ministerrat bei der Gesetzgebung mitent- 
scheiden. 
Liebe Freunde, es geht nicht um das Pre- 
stigebedürfnis des Parlaments. In Wirk- 
lichkeit geht es doch um die Gemein- 
schaft als Ganzes. Die Gemeinschaft 
benötigt eine ihrer Aufgabe gemäße Ent- 
scheidungsstruktur und Entscheidungska- 
pazität. 
Ich habe eingangs dieses Berichts das 
historische Verdienst unseres Bundes- 
kanzlers hervorgehoben, wie er die Part- 
ner des Europäischen Rates auf die Brüs- 
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seier Beschlüsse festlegen konnte. Das 
Außergewöhnliche seines Verhandlungs- 
erfolges hervorhebend — die Kombina- 
tion von Beichtvater und Dompteur, wie 
gesagt wurde — heißt doch zugleich die 
Entscheidungsschwierigkeiten des Rates 
im Normalfall zu beklagen. Unsere 
Gemeinschaft nur auf den Glücksfall von 
persönlicher Entscheidungskraft hin 
organisiert sein lassen, kommt einem 
Hasardspiel gleich. 

Liebe Freunde, die europäische Integration 
— das ist der große Markt, das ist Solida- 
rität mit den Schwachen hier und in der 
Dritten Welt. Aber das ist vieles mehr. Es 
ist vor allem Friedenswerk. Fast ein halbes 
Jahrhundert geht von dieser Gemeinschaft 
in unserem einst so kriegsgeplagten West- 
europa und in einer leider unruhigen Zeit 
in anderen Teilen der Welt friedensstif- 
tende Kraft aus. 
Die Westeuropäer haben gelernt, die 
Gleichartigkeit ihrer Interessen in immer 
mehr Feldern ihres Zusammenlebens auf- 
zuspüren. Bei gegenläufigen Interessen 
haben sie sich in einem obligatorischen 
Gesprächsgeflecht wirksame friedliche 
Methoden des Ausgleichs geschaffen. 
In solche Gesprächskontakte die Staaten 
Ost- und Mitteleuropas einzuführen, 
geduldig, aber stetig, in Wachsamkeit, 
aber auch in Offenheit, könnte nützlich 
sein. Die beispielhaften Erfolge der Euro- 
päischen Gemeinschaft machen auch 
jenen solche Kontakte interessant. So 
könnten wir Schritt für Schritt den macht- 
politischen und den ideologischen 
Gegensatz zu überwinden suchen, der 
unseren Kontinent spaltet. 
Hier liegt der Lösungsansatz auch für die 
deutsche Wiedervereinigung. Es gibt vor- 
sichtige Zeichen der Hoffnung. Mit 
Genugtuung merken wir an, daß in weni- 
gen Tagen die diplomatische Anerken- 
nung der Europäischen Gemeinschaft 
durch die Staaten des COMECON bevor- 

steht. Sie haben den Widerstand gegen 
die Einbindung meiner Vaterstadt Berlin 
endlich aufgegeben. Gerade dieser Tage 
hat Gorbatschows Berater DaschitscheW 
die Berliner Mauer ein „Relikt des Kalte11 

Krieges" genannt. Er fügte an: „Diese 
Mauer belastet das Dasein und die Psy- 
chologie des Menschen." 
Zeichen der Hoffnung? Mancherorts, 
liebe Freunde, nimmt der Irrglaube zu, 
die Wiedervereinigung sei erreichbar auf 
Kosten unserer Nachbarn oder gerade 
durch Verzicht auf unsere Westbindung- 
Nein, nicht anders als Konrad Adenauer 
sagen wir: Selbstbestimmung und Wie- 
dervereinigung in Freiheit werden wir 
nur erreichen im Rahmen einer gesamte^' 
ropäischen Friedensordnung und in 
enger Verbindung mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika. 

Also: Europäische Integration und deut- 
sche Wiedervereinigung schließen einander 
nicht aus. Sie bedingen einander. Ganz 
bewußt hat das Grundgesetz beide Postu- 
late in seiner Präambel als Staatsziele 
nebeneinander gestellt. 
Lassen Sie mich, liebe Freunde, auch ein 
Wort sagen zum Thema Bund und Län- 
der in der Europäischen Gemeinschaft. 
Es kommt auf die bestmögliche Organis3' 
tion des Zusammenwirkens aller Ebenen 
— Gemeinde, Land, Bund und Europäi* 
sehe Gemeinschaft — an. Ordnungsprin' 
zip muß die Subsidiarität sein. Wir wol- 
len keinen großen europäischen Wasser- 
kopf. Die Proportionen müssen stimmen* 
und die Kompetenz und die Mittel müs- 
sen dort zur Verfügung stehen, wo die 
Arbeit am besten getan werden kann. 
Föderalismus und Regionalismus sind 
gleichzeitig auch der Garant für Erhal- 
tung des Reichtums unserer europäische11 

Kultur. Die kulturelle Zusammengehörig' 
keit in der Vielfalt der Überlieferung def 

Völker — so wird gesagt — stellt die 
Identität Europas dar. Das war es viel- 
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^cht, was Jean Monnet meinte, als er im 
Rückblick auf die ersten Jahrzehnte der 
Gemeinschaft fast wehmütig sagte: 
»Wenn ich es noch einmal beginnen 
Könnte, dann begänne ich mit der Kul- 
tur." 

^ebe Freunde, die Schaffung eines verei- 
nen Europa wird das größte politische 
treignis dieses Jahrhunderts, wurde 
8esagt. Dieser große Erfolg wird uns 
n,cht in den Schoß fallen. Manche — 
j*üch in unserer Partei — sagen: Wir 
at>en genug anderes zu tun, für Europa 
a°en wir doch euch, unsere Europaab- 

Seordneten. Das hört sich recht schmei- 
"elhaft an. Niemand sollte jedoch seine 

Politischen Einflußmöglichkeiten selbst 
^schneiden. 

Also: Seit dem Brüsseler Gipfel ist 
Europa wieder im Aufwind. Unser Bun- 
desvorsitzender hat diesen Aufschwung 
entscheidend herbeigeführt. Helmut Kohl 
geht auf dem Weg in den Bundesstaat 
Europäische Union in der Gemeinschaft 
und in der CDU mit anhaltend gutem 
Beispiel voran. Aber er allein kann diese 
einmalige geschichtliche Aufgabe der 
europäischen Einigung nicht schaffen. Er 
braucht uns. Europa braucht uns. Europa 
braucht nicht Mitläufer, sondern Beken- 
ner. 

Ganzer Einsatz ist gefordert. Die Europa- 
wahlen 1989 werden unsere große Kraft- 
probe sein. Wir müssen, wir wollen und wir 
werden sie erfolgreich bestehen. 

^essestimmen zum 36. Bundesparteitag in Wiesbaden 
"Helmut Kohl beherrscht die Kunst der 
^Stimmung ... Der Parteitag erlebte 
'nen kämpferischen und entschlossenen 
^ndeskanzler und Vorsitzenden, der sich 
u?ch Querschüsse nicht aus der Bahn wer- 

~nlassen will." 
eue Osnabrücker Zeitung vom 14. Juni 1988 

' reihändig und ohne Manuskript hatte 
^°hl in einer halben Stunde demonstriert, 
j^ernan das Parteivolk begeistern kann ... 
e*s ist der Grund, weshalb Kohl nicht zu 

z 
e!Zen ist. Diese Fähigkeit, Niederlagen 

4 Verwinden, sich selbst am Schöpfe aus 
.m Sumpf zu ziehen, besitzt keiner in dem 

QJ?e wie Kohl. Das macht ihm keiner 

°lnische Rundschau vom 15. Juni 1988 

"k*
Qr»Pferischer Kohl ...Der Taktiker Kohl 
nnte am Montagabend wieder einmal 

Q efür ihn wichtige Schlacht zu seinen 
§{l"

sten entschieden haben." 
"garter Zeitung vom 14. Juni 1988 

„Die gestrige Diskussion auf dem Partei- 
tag war niveauvoll und von großem Ernst 
geprägt... Eine vergleichbare Debatte sind 
die anderen Parteien bisher schuldig 
geblieben ..." 
General-Anzeiger, Bonn vom 15. Juni 1988 

„ Geißlers wohltuende Seelenmassage." 
Stuttgarter Nachrichten vom 15. Juni 1988 

„Für die CDU ist Heiner Geißler unent- 
behrlich. " 
General-Anzeiger, Bonn vom 15. Juni 1988 

„Der Auftakt des Wiesbadener CDU-Par- 
teitags war gezeichnet von der Niederge- 
schlagenheit einer Partei, deren Gemüts- 
verfassung an die SPD des Jahres 1982 
erinnerte. Durch Kohl ging ein Ruck durch 
die Reihen." 
Frankfurter Neue Presse vom 14. Juni 1988 

„ Heiner Geißler schärft das sozialpolitische 
Profil der CDU als Volkspartei der Mitte." 
Handelsblatt vom 15. Juni 1988 
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Franz Josef Strauß 

Jetzt werden die Weichen 
für die kommenden Wahlen gestellt 
Der Vorsitzende der Christlich Sozia- 
len Union, der bayerische Minister- 
präsident Franz Josef Strauß, richtete 
am Nachmittag des ersten Tages ein 
vielbeachtetes Grußwort an die Dele- 
gierten des 36. Bundesparteitages der 
CDU, in dem er u. a. feststellte: 

Sie begehen Ihren Parteitag in einer 
bemerkenswerten politischen Situation. 
Im Jahre 1988 werden die Weichen für 
eine Reihe von Landtagswahlen und für 
die Bundestagswahlen im Jahre 1990 
gestellt. Wir haben vorher schon die 
Kommunalwahlen. Deshalb ist für uns 
gemeinsam eine Analyse der Situation — 
das ist hier nicht meine Aufgabe — und 
die Entwicklung eines Programms für die 
Zukunft mit dem Blick auf das Jahr 2000 
von besonderer Bedeutung. 
Lassen Sie mich aus den vielen Proble- 
men, über die man bei einem solchen Par- 
teitag sicherlich redet, über die der Gruß- 
redner aber nur teilweise reden kann, ein- 
zelne Schwerpunkte auswählen und dazu 
einige Bemerkungen machen. 
Der Parteitag steht unter besonderer Auf- 
merksamkeit, weil viele Wähler genau 
beobachten werden, ob er eine Vorent- 
scheidung oder eine Entscheidung trifft, 
an Hand deren man erkennen kann, ob 
die Unionsparteien zu ihren fundamenta- 
len Werten stehen. Das heißt, wir müssen 
nicht nur aus wahlpolitischer Opportuni- 
tät, sondern auch auf Grund unserer 
Wertvorstellungen ein ganz klares 
Bekenntnis zum Schutz des ungeborenen 
Lebens ablegen. 
Auch hier muß man unterscheiden zwi- 
schen dem, was gefällig ist, was 

ankommt, und dem, worauf es ankommt- 
Ich glaube, wir müssen hier den Blick für 
das Mögliche verbinden mit der zähen 
Energie, das Notwendige durchzusetzen- 
Ich meine also bei der Beratung und bei 
der Indikation die Trennung des Raumes- 
Wir dürfen denjenigen unserer Wähler, 
die auf uns setzen, daß das, was christli- 
che Fundamentallehre ist, für uns auch 
Aufgabe und Verpflichtung im politi- 
schen Raum ist, keine Enttäuschung — 
aus weiß Gott welchem Grunde auch 
immer — zumuten. 
Wir sind das auch uns selber und unse- 
rem Gewissen gegenüber schuldig. Wir 
sind das natürlich auch denen schuldig, 
die uns über Jahrzehnte hinweg als Wäh- 
ler die Treue gehalten haben. 
Es gibt viele Wählerkreise, die in der Ver- 
gangenheit auf uns gesetzt haben, und 
die, wie wir hoffen, auch heute noch auf 
uns setzen. Dazu gehört zum Beispiel 
auch der weite Bereich des Mittelstandes- 
Wir dürfen den Mittelstand nicht merk- 
antilistischen Erwägungen opfern. Dazu 
gehört auch eine mittelstandsgerechte 
Steuerpolitik, für die diese Regierung 
einiges geleistet hat, für die aber noch 
mehr zu tun ist. 
Dazu gehören auch die möglichen und "ii( 

moderner Wirtschaftsverfassung zu verei"' 
barenden Maßnahmen gegen die Aussau- 
gung des Mittelstandes durch die Groß- 
macht der Nachfrage im Handelsbereich 
unter den sich daraus ergebenden Wettbe- 
werbsverzerrungen. 
Wir müssen da, wo Vertrauen verlorenge' 
gangen ist, dieses Vertrauen wiederher- 
stellen. Das ist im Bereich der Landwirt- 
schaft der Fall. Hier haben wir es sicher- 
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'•eh besonders schwer. Denn die heutige 
Regierung hat eine Vorgeschichte über- 
J°mmen, in der lange Jahre entweder die 
Weichen falsch gestellt worden oder 
schwerwiegende Versäumnisse zu ver- 
2eichnen waren. Die Überproduktion 
Zeichnete sich ja schon seit Mitte der 70er 
Jahre ab. Sie hat ihre Schatten schon 
ahre vorher geworfen. Es blieb dieser 

Regierung vorbehalten, den Schutt auf- 
knien zu müssen. 
°ie Bauern waren über Jahrzehnte hin- 
weg unsere treuesten Wähler; sie sind es 
2üm Teil auch heute noch. Auch hier geht 
pS nicht nur um wahlopportunistische 
Erwägungen. Ich betrachte den Bauern- 
tand als ein Wesenselement einer freien 

und modernen Gesellschaft. 
er Bauernstand muß auch in Zukunft — 

jjuch wenn nicht alle Strukturen gepflegt 
nd erhalten werden können — ein unent- 
ehrliches Element unserer Gesellschaft 

sein. 
s geht nicht nur darum, daß wir sagen, 
er Bauer hat die Aufgabe, die Lebens- 
Utel zu beschaffen, und dann, wenn wir 

,le anderswo besser und billiger beziehen 
°nnen, entsprechende Konsequenzen 

^ehen. 

^lr in der CSU - und dasselbe setze ich 
s°n der CDU voraus — sind entschlos- 
j. n' einen gesunden, lebensfähigen 
fernstand zu erhalten und ihn über die 

Urbulenzen dieser Jahre hinwegzubrin- 

^ n nenne einen weiteren Wählerbereich, 
s L auch nicht nur mit wahlopportunisti- 
in V   °der wan'taktiscnen Überlegungen 
^. Verbindung zu bringen ist. Ich meine 
r ? 8roße Zahl derer, die in uns eine libe- 

e und konservative Partei sehen, die in 
^ s auch eine nationale Partei sehen. 

azu gehört die überwältigende Mehr- 
'erh dCr Vertriebenen- Auch dieser Wäh- 

ereich darf durch uns nicht enttäuscht 
^erden. 

arum brauchen wir die Klarheit der 

Projektion bis zum Jahre 2000 und dar- 
über hinaus. Wir brauchen aber auch die 
Klarheit und Unzweideutigkeit der Aus- 
sage. 
Lassen Sie mich deshalb zwei Bereiche 
herausgreifen. Wir leben in einem Zeital- 
ter, in dem wir freudig — wie lange, weiß 
kein Mensch, aber wir hoffen, für sehr 
lange, ja für immer — einen allgemeinen 
Zug in Richtung Abrüstung, in Richtung 
Abbau der militärischen Spannungen, 
Abbau des Kriegsrisikos, Abbau der 
Hochrüstung erwarten können. 

Wir begrüßen diese Entwicklung. Aber 
wir müssen uns über eines im klaren sein. 
Meine vielfältigen Gespräche und auch 
dementsprechenden Informationen füh- 
ren zu der Schlußfolgerung, zu der 
Erkenntnis, daß mit dem Abbau der 
Glaubwürdigkeit der sowjetischen 
Gefahr auch ein Abbau der moralischen 
Verteidigungsbereitschaft verbunden ist. 
Hier gilt es den Anschluß an das Notwen- 
dige zu finden. 
In dem Augenblick, in dem die sowjeti- 
sche Kriegsgefahr, die sowjetische Dro- 
hung zu verblassen begann — das war 
beim Übergang von Breschnew zu Gor- 
batschow —, tauchte bei uns die Frage 
auf: Brauchen wir eigentlich überhaupt 
noch eine starke Verteidigung? Denn das 
ursprüngliche Motiv — wir müssen uns 
der Gefahr durch die Sowjetunion 
gemeinsam erwehren — gilt in der alten 
unverminderten Stärke nicht mehr. Ich 
habe zu Herrn Gorbatschow gesagt: Ich 
müßte Ihnen ein großes Wort des Glück- 
wunsches aussprechen; Sie sind der 
größte Public-Relations-Meister, den ich 
jemals aus der Sowjetunion kennenge- 
lernt habe. Sie haben einen tiefen Ein- 
bruch in die Psychologie des Westens, in 
den USA, in Europa, herbeigeführt. 

Ich möchte hier auch nicht den Versuch 
machen, das Bild Gorbatschows zum 
Gegenteil von dem zu verwandeln, das 
ich selbst von ihm gewonnen habe. Nur 
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ist hier natürlich eine Reihe von Fragen 
notwendig, die ich aber hier nicht beant- 
worten will: Was will er denn wirklich? 
Will er das, was wir hoffen? Kann er das 
durchsetzen, was wir erhoffen? Wie lange 
bleibt er? Schafft er Tatsachen, die nicht 
mehr zurückgedreht werden können? 
Wer wird sein Nachfolger? Welche Poli- 
tik macht sein Nachfolger? Das sind alles 
legitime Fragen, die gerade bei der — so 
darf ich sagen — Zähigkeit der sowjeti- 
schen Strategie mit Recht gestellt werden 
dürfen. 

Was ist der Sinn dieser Worte? Der Sinn 
dieser Worte: Wir müssen endlich einmal 
von der Verteufelung des Militärischen als 
Ausdruck einer verhängnisvollen und ver- 
fehlten, um nicht zu sagen: kriminalisier- 
ten deutschen Geschichte loskommen. 
Wenn es keine sowjetische Gefahr mehr 
gibt — und die gibt es noch lange; so ein- 
fach sind die Dinge nicht —, dann braucht 
unser Staat genauso wie jeder andere Staat 
ein Instrument der Selbstverteidigung. 
Wir müssen hier zum normalen, natürli- 
chen Denken zurückfinden. Sehen Sie die 
französischen Kommunisten, die bis zu 
einem gewissen Grade sicherlich immer 
Parteigänger Moskaus gewesen sind, aber 
auf französisch: Aus ihrem Munde hört 
man kein böses Wort gegen die französi- 
schen Streitkräfte, gegen die französische 
Armee, gegen die französische Luftwaffe. 
Dasselbe in Italien, dasselbe in allen 
anderen Ländern. Deshalb müssen wir 
uns wieder zu einer Normalität der 
Bewertung des Militärischen als einem 
Bestandteil unserer Staatsraison durch- 
ringen. 
Die Bereitschaft zur Verteidigung, mate- 
riell und moralisch, darf nicht von den 
Public-Relations-Ergebnissen der Beurtei- 
lung der jeweiligen Nummer 1 im Kreml 
abhängen. 
Ich nenne einen zweiten Gesichtspunkt. 
Ich habe in den letzten Monaten, 
Wochen und Tagen allerlei kluge Äuße- 

rungen über die Energieversorgung 
gehört. Wir in Bayern sind wie alle ande- 
ren Länder von diesem Problem natürlich 
betroffen, und mit Recht betroffen. Wir 
müssen uns zu einer einheitlichen 
Sprachregelung durchringen, ich möchte 
nicht einmal sagen: zu einer einheitliche" 
Konzeption, denn die haben wir ja. Aber 
es entsteht draußen oft ein sehr, sehr ver- 
wirrendes Bild. 

Ich möchte in aller Deutlichkeit sagen, 
daß wir uns nicht mit Erklärungen, daß 
in den nächsten Jahren der Ausstieg aus 
der Kernenergie vollzogen sein werde, 
des Volksbetrugs schuldig machen soll- 
ten. 

Die heutige Bundesregierung hat dieses 
Energieversorgungsprogramm und die 
damit verbundene Entsorgungskonzep-, 
tion übernommen und bis zur Stunde be«' 
behalten. Die Leute fragen uns natürlich- 
Warum die Milliarden Investitionen, 
warum die bürgerkriegsähnlichen und 
chaotischen Szenen, die sich in der Ober' 
pfalz in zum Teil sehr blutigen Auseina"' 
dersetzungen abgespielt haben, für eine 
Energie, die in wenigen Jahren zu Ende 
geht? Warum denn? Ist das nur Spleen 
der Politiker? Ist das nur Größenwahn? 
Ist das nur Starrsinn? Ist das Unver- 
nunft? Darum brauchen wir volle Sach- 
kunde und eine realistische Aussage. 

Wir erwarten, daß hier mit einer Zunge 
gesprochen wird. Denn Sie können übef' 
zeugt sein, daß wir bei den beiden The- 
men, die ich jetzt erwähnt habe, bei den 
nächsten Bundestagswahlen, wenn ich 
den Ausdruck gebrauchen darf, vorge- 
führt werden. Man wird uns fragen: 
Warum wollt ihr denn noch Atomwaffe 
behalten? Weil wir wissen: Ohne diese1 

eine Sicherheit Europas nicht möglich- 
Wir wollen so wenig wie möglich — tf0 

des freundlichen Bildes der sowjetische 
Politik und der Umwandlung des, wie d 

Chinesen sagen, Polarbären zu einer 
mehr oder minder friedlichen europä»* 
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chen Hauskatze und der Umwandlung 
er ganzen Verhältnisse. Gerade wir 
eutsche sollten mit gutem Beispiel vor- 
gehen. Ich sage aber gleichzeitig, daß 
>r auch wegen der politisch-psychologi- 

^"en Lage in Europa und bei uns ein 
0°zept einer ausgewogenen Abrüstung 

j7 das Wort hängt mir schon bald zum 
a'Se heraus — erarbeiten und vertreten 
ussen, bei dem nicht nur die Russen 
was abzugeben haben, sondern auch 

w,r selber. 
n bin der letzte, der in der Abrüstung 
öen Wert in sich selber sieht. Aber wir 
"ssen die Sowjets mit ihrer Abrüstungs- 

^feitschaft vorführen. Wir dürfen ihnen 
' ^"t die Möglichkeit geben, zu sagen: Wir 

,en massiv abrüsten, und der Westen ist 
n,chts bereit. Ich habe es jetzt etwas ver- 

n«acht ausgedrückt. In diesem Konzept 
^UIJ aber auch noch die nukleare Kompo- 

nte eine wesentliche Rolle spielen. 

^Jnauso ist es auch bei der Kernenergie. 
Vo

,r Werden bei den nächsten Wahlen 
hj^fiihrt werden. Man wird fragen: Wie 
^.tet ihr es denn bei der Kernenergie? 
An*" C'tirl^en selber diese abergläubische 

gst vor der Kernenergie nicht noch 
<"en     ^PPeldeutige Aussagen vermeh- 

naben dann immer noch gewonnen, 
Spr

nn wir unpopuläre Wahrheiten ausge- 
geben haben, statt uns nach dem Zeit- 
£;n, Zu richten. Hier muß eine gewisse 
ti0n      ^er Aussage hinter der Konzep- 
.     und vor der Konzeption stehen. 

Wjr
n hat es für uns nicht allein Sinn, daß 

nis-
Üns auf unsere richtigen Erkennt- 

en ?X^eistungen und Tugenden der letz- 
W   Jahre berufen- wir sollen bloß den 
^ent ° nicht ver,assen und die Funda- 
A(je    nicnt aufgeben, auf denen Konrad 
Sta "auer und seine Mitarbeiter diesen 
Q at gebaut haben. Wir sollen die 
nen wSätZe beibeha,ten- Es g'bt da kei- 
de| 

Wer*ewandel, es gibt nur einen Wan- 
es Wertebewußtseins. Die Werte 

sind metaphysisch, die Werte sind vorge- 
zeichnet; die Frage ist nur, wie man zu 
diesen Werten steht. Das ist zum Teil 
auch eine Frage des Zeitgeistes. 

Man muß auch zwischen Weltanschau- 
ung und Weltbild unterscheiden. Unsere 
Weltanschauung, die im christlichen 
Glauben fundiert ist, bleibt unwandelbar. 
Das Weltbild, das wir haben, müssen wir 
den Veränderungen anpassen, die sich 
unaufhaltsam — zum Teil auch mit unse- 
rer Mitwirkung — vollziehen. Deshalb 
stimme ich dem Satz des großen Münche- 
ner Historikers Franz Schnabel zu, der 
sagte: Jedes Zeitalter trägt den Keim sei- 
ner Überwindung in sich selber. 

Wir stehen heute bereits in grundlegen- 
den Veränderungen, die von der dritten 
industriellen Revolution geprägt sind, 
und wir müssen uns über die Konsequenz 
im klaren sein, daß es heute für drei tech- 
nische Bereiche keine Grenzen mehr gibt, 
für die Nachrichtentechnik, für die Ver- 
kehrstechnik und für die Zerstörungs- 
technik. Für diese drei Bereiche gibt es 
keine Grenzen mehr. Wenn man damit 
die Verhältnisse vor 50 Jahren oder vor 
100 Jahren vergleicht, wenn man den 
Wandel sieht, der sich bis heute vollzogen 
hat, kommt man zu der Schlußfolgerung, 
daß sich alle 100 Jahre das naturwissen- 
schaftlich-technische Wissen der Mensch- 
heit mindestens verdoppelt. Es hat sich 
von 1900 bis heute verdoppelt, und es 
wird sich in den nächsten 100 Jahren, von 
heute bis zum Jahr 2090, noch einmal ver- 
doppeln. 
Was sind die Konsequenzen? In Wirt- 
schaft, Technik und Industrie vollzieht 
sich ein tiefgreifender Wandel. Nach den 
Automaten erobern nun die Computer 
die Märkte und leiten ein neues Kapitel 
der technisch-industriellen Entwicklung 
ein. Selbst einer, der vor 40 Jahren 
Mathematik studiert hat, der heute als 
Vater seinem Sprößling in der sechsten 
Klasse des Gymnasiums Hilfe auf dem 
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Weg zum Abitur geben will, steht ver- 
zweifelt vor diesen Büchern, in denen 
ihm völlig neue Zeichen und völlig neue 
Begriffe begegnen. Die Mikrochips ent- 
wickeln und vervollkommnen nicht ein- 
fach alte technische Konzepte; sie eröff- 
nen zusammen mit den umwälzenden 
Neuerungen in der medizinisch-biologi- 
schen Forschung und in der Informa- 
tionstechnik eine neue Zeit. 

Das Beschäftigungssystem wird sich 
grundlegend verändern. Dies wird sich 
tiefgreifend auf die Gesellschaft und auf 
das Bildungswesen auswirken, und zwar 
nicht in Richtung auf Vermittlung von 
immer mehr Wissen, das ohnehin rasch 
veraltet, sondern in unseren Schulen wie- 
der hin zur Vorherrschaft der formalen 
Bildung, d. h. zur dringend notwendigen 
stärkeren Schulung der Geschmeidigkeit 
des Denkens. 

Wenn sich das Wissen alle paar Jahre ver- 
ändert, hat es keinen Sinn, möglichst viel 
Wissen in sich aufzunehmen — das 
gesamte aufzunehmen ist ohnehin gar 
nicht möglich —, sondern Sinn hat es nur 
noch, bei unseren jungen Leuten, und 
zwar bei denen, die sich dafür eignen — 
Gott hat ja die Menschen verschieden 
geschaffen —, die Geschmeidigkeit des 
Denkens zur jeweiligen Umstellung auf 
die sich immer wieder neu ergebenden 
Resultate der Naturwissenschaft und der 
Technik zu schulen. Wer sich einmal auf 
einen Standpunkt eingestellt hat, der hat 
in zehn Jahren nichts mehr verloren, und 
deshalb darf unser Bildungssystem kein 
gleichmacherisches System des Ergebnis- 
ses sein; es muß ein System sein, das die 
Talente entdeckt, sie pflegt und sie entfal- 
tet und damit denen, die höhere Fähig- 
keiten haben, die Gelegenheit gibt, sich 
so zu entwickeln, daß der Rest der 
Menschheit an dem Fortschritt, den sie 
bringen, auch beteiligt werden kann. Das 
ist gegen jede gleichmacherische oder 
nivellierende Philosophie! 

Die neuen technischen, naturwissen- 
schaftlichen und medizinischen Möglich' 
keiten schaffen uns aber auch schwierig6 

ethische und juristische Probleme. Diese11 

neuen Anforderungen gilt es sich zu stel- 
len, wenn die Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht in 20 Jahren hoffnungslos hi"' 
ter der technischen, wissenschaftlichen 
und wirtschaftlichen Entwicklung herhil' 
ken soll. 

Was sind die äußeren Anzeichen? Heute 
verändern sich politische Zustände nicht 
mehr mit dem Donnerschlag von Krie- 
gen. Dabei bin ich kein Visionär und kei" 
Träumer. Kriege im Mittleren Osten, in 
Afrika, im Fernen Osten und in Latein- 
amerika — wenn auch nicht Kriege im 
Maßstab des Ersten und des Zweiten 
Weltkrieges — werden auch noch weiter' 
hin den Horizont begleiten. Vor lauter 
Begeisterung für den ewigen Frieden, def 

ja mehr oder minder von der Technik he' 
erzwungen worden ist, darf man diese 
Realitäten nicht vergessen. Aber es voll' 
ziehen sich Änderungen mit der Lang- 
samkeit geologischer Vorgänge. Sie voll' 
ziehen sich im kommunistischen Macht- 
bereich, und sie vollziehen sich — unter 
erfreulicheren Umständen — im demo- 
kratischen Bereich der Welt. 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß 
sich die weltwirtschaftlichen Schwerge- 
wichte aus dem atlantischen in den asia- 
tisch-pazifischen Raum hinein verlagert' 
Das sind keine jähen Donnerschläge 
nach dem Motto „Heute an der Spitze, 
morgen am Ende", sondern VerschiebU*1 

gen mit der Langsamkeit geologischer 
Vorgänge. Der pazifische Raum ist im 
Aufstieg. 

Neulich habe ich mich mit dem Ministe' 
Präsidenten Gandhi unterhalten, der ja 

für mehrere Tage Gast der Bundesregie' 
rung war. Dieses Indien mit seinen 800 
Millionen Menschen, von denen ein ye 

tel schon etwa unsere Lebensverhältnis5 

hat, während ein weiteres Viertel noch ' 
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^tsetzlicher Armut und vielleicht auch in 
Hunger lebt, dieses Indien mit seinen 800 
Millionen Menschen ist mit Sicherheit im 
Aufstieg und wird eine der Weltmächte 
sein. Für Japan gilt das schon weitge- 
hend, dazu kommen Indonesien und die 
philippjnen) und dann kommen die vier 
"kleinen Tiger": Korea, Hongkong, Sin- 
§aPur, Taiwan. 

y as sind die Folgen dieser Veränderungen, 
d'e sich in der Welt vollziehen? Die EG 
Jtouß — das sage jcn? obwohl ich vor Über- 
reibungen und Fehlentwicklungen warne 

~""~ den Weg zum größten Binnenmarkt der 
^e't konsequent weitergehen. Sie muß ihn 
J^'t den Maßstäben der Vernunft weiterge- 
hen. 
wenn wir als Deutsche in dieser sich 
Rändelnden Welt, in der die Amerikaner 

'e Weltmacht Nummer 1 bleiben wer- 
ei}, aber in der Bedeutung absinken, 
fil in Asien die eben geschilderte Ent- 
,cklung im pazifisch-ostasiatischen 

*aum stattfindet, uns behaupten wollen, 
ann haben wir nur über Europa die 
hance, diese unsere Selbstbehauptung 
Wirklichen und gewährleisten zu kön- 

nen. 

enn die Sowjetunion nicht vom Zeital- 
grvon Kohle, Eisen und Stahl den 

Urchbruch in das Zeitalter der Compu- 
er und Chips schafft, wird sie am Ende 

•eses Jahrtausends eine Großmacht 
|. ^iten Ranges sein. Das sind die eigent- 

chen Grundlagen, die eigentlichen 
ninde und die eigentlichen Motive für 

<e sowjetische Reformpolitik. 

s 
,e Umstellung der sowjetischen Wirt- 

c"aft muß in mehrerlei Hinsicht bewäl- 
8t werden, einmal muß die Trennung 

n 'sehen Rüstungstechnik und Ziviltech- 
>k aufgegeben werden. Die beiden 
ereiche arbeiten bei uns nahtlos zusam- 

^etl- Alles andere wäre Unsinn. Ich habe 
^errn Gorbatschow auf seine Frage, 
cj
a,rum sicn der deutsch-sowjetische Han- 

nicht besser entwickle, geantwortet: 

„Schauen Sie sich doch die Struktur Ihrer 
Exporte an: 85 % sind Erdöl und Erdöl- 
produkte, 15 % bleiben noch, davon sind 
die Hälfte wieder Rohstoffe und die 
andere Hälfte Fertigprodukte." Er war 
nicht beleidigt, als ich sagte: „Wer kauft 
denn bei uns einen Lada? Ein paar 
Schwärmer. Wer kauft denn bei uns ein 
sowjetisches Fernsehgerät, eine sowjeti- 
sche Videokassette? Wenn Sie sagen, der 
europäische Markt sei so anspruchsvoll: 
Das ist er auch. Der deutsche Markt ist 
anspruchsvoll. Ein Handelsvertrag nützt 
gar nichts, wenn man Waren kaufen und 
verkaufen will, die auf unseren Märkten 
keine Absatzchancen haben, weil sie in 
der Vielfalt, im Design und in der Ästhe- 
tik nicht den Forderungen unserer Kun- 
den entsprechen. Daß es möglich ist, sich 
auf den europäischen Markt einzustellen, 
haben uns die Japaner sattsam bewiesen, 
indem sie es in fantastisch kurzer Zeit 
nach der totalen Niederlage verstanden 
haben, den europäischen Markt für sich 
aufzubrechen." Ich habe die Stichworte 
genannt: Motorrad, Optik, Foto, Elektro- 
nik, Automobile usw. „Dieses aber wer- 
den Sie nie schaffen. Sie werden nie ein 
echter Wettbewerber auf zivilem Gebiet 
werden. Es ist für uns schwer verständ- 
lich, daß Sie Spitzenleistungen in der 
militärischen Technik vollbringen und in 
der Ziviltechnik, in der zivilen Wirtschaft 
den niedrigsten Lebensstandard aller 
Industriestaaten haben." Ich habe sogar 
gesagt: „Die Sowjetunion ist in meinen 
Augen ein Entwicklungsland, wenn man 
die Rote Armee abzieht." Sowjetunion 
minus Rote Armee ist ein Entwicklungs- 
land. 
Das sind die Probleme, vor denen Herr 
Gorbatschow steht. Er hat Millionen von 
Gegnern, nämlich die Millionen derer, 
die mit mehr oder minder, eher minder 
großer Effektivität ihre Pfründen und Pri- 
vilegien verteidigen wollen. Das ist sein 
eigentliches Problem. Als ich vom Krieg 
sprach, sagte er mir: „Ich brauche keine 
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Feinde, ich habe sowieso schon genug." 
Bei dieser Gelegenheit ist mir klargewor- 
den, warum er das Washingtoner Abkom- 
men wollte, denn Fortschritte in der 
Innenpolitik, mehr Freiheit, bessere Ver- 
sorgung mit besseren Konsumgütern, das 
schafft man nicht über Nacht, auch nicht 
durch Bekenntnisse oder durch Ände- 
rung der Regularien. 

Ich könnte noch viel dazu beitragen, will 
Ihre Zeit jedoch nicht damit beanspru- 
chen. Ich möchte nur mit diesen persönli- 
chen Erinnerungen und mich sehr inter- 
essierenden Erlebnissen klarmachen, daß 
wir im Zusammenhang mit den anderen 
Problemen, die ich aufgezeigt habe, am 
Beginn einer Umwandlung stehen, an 
deren Ende die Welt anders aussehen 
wird, als sie heute aussieht. Eines muß 
aber klar sein, die folgenden Jahre Wer- 
den entscheiden — schon das Jahr 1988 
—, ob wir in der Bundesrepublik 
Deutschland die führende Kraft bleiben 
werden. Da gibt es einiges aufzuarbeiten. 
Die folgenden Jahre werden auch dar- 
über entscheiden, ob die Bundesrepublik 
Deutschland ihren Platz behaupten kann. 
Sie wird ihn bestimmt nicht durch Rück- 
kehr zu einer sozialistischen oder durch 
die Liberalen etwas gemilderten Links- 
koalition behaupten. 

Wenn wir dieses Deutschland auf den 
bewährten Grundlagen unserer alten 
politischen Überzeugungen in das näch- 
ste Jahrhundert, in das nächste Jahrtau- 
send führen wollen, müssen wir auf den 
Fundamenten stehenbleiben und den 
Blick in die Zukunft richten. Wir müssen 
den modernen Entwicklungen Raum und 
Lauf geben. Ich bin fest überzeugt, daß in 
einer arithmetisch nicht genau zu quanti- 
fizierenden Zeit die Welt nicht nur anders 
aussehen wird, sondern daß das Haupt- 
problem des Ost-West-Gegensatzes all- 
mählich verblassen und verdämmern 
wird. 

Die Sowjetunion kann uns vernichten, 
die Amerikaner können die Sowjetunion 
vernichten: Das ist keine Strategie mehr, 
das hat keinen Sinn mehr. Die Zukunft 
wird vom wissenschaftlich-technischen 
und vom wirtschaftlichen Potential 
bestimmt werden. Sie wird nicht zuletzt 
auch von den alten Tugenden bestimmt 
werden, die in jeder wissenschaftlich- 
technischen Ära gelten, nämlich Fleiß, 
Leistungsfähigkeit und Willen zur 
Bewährung. 

Wir müssen unserer Jugend auch sagen: 
Wer ihr vormacht, daß sie eine schlechte 
Gegenwart und eine trostlose Zukunft hat. 
ist ein Verbrecher an der Zukunft unseres 
Volkes. 

Ich klopfe mir nicht aus Mitleid auf die 
eigene Schulter. Was die Generation 
unserer Väter, Großväter und auch wir 
erlebt haben, soll endgültig der Vergan- 
genheit angehören. Aber die Leistungen, 
die erbracht worden sind, der Geist, aus 
dem sie erbracht worden sind, jetzt ein- 
mal politisch-moralisch richtig gewertet, 
der ist auch Vorbild für die Zukunft. Wir 
haben uns sicherlich unserer Vergangen- 
heit zum Teil zu schämen, aber nicht im 
Sinne einer Kollektivschuld oder einer 
Kollektivscham, höchstens im Sinne 
historischer Lehren, die wir aus schwer- 
wiegenden Fehlern der deutschen 
Geschichte gezogen haben. Wir, CDU/ 
CSU, haben sie in den Jahren unmittel- 
bar nach dem Kriege gezogen, in den 
großartigen Jahren des Aufbaus, den 50e 
und den 60er Jahren. Wir haben nicht 
den geringsten Grund, in Kleinmut und 
Kleingläubigkeit zu verfallen. Wir müs- 
sen wieder an den zeitlosen Wert unsere*- 

Grundsätze glauben, müssen sie im 
Lichte neuer Erkenntnisse sehen und 
bewahren, dann werden CDU und CSU 
auch wieder den Aufschwung nehmen, 
der trotz gewisser Rückschläge in den 
letzten Jahren möglich und erzielbar ist- 
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Warum das Parteiengesetz 
novelliert werden muß 
^as Parteiengesetz soll novelliert wer- 
"en, und sogleich wird in der Presse 
unter der Überschrift „Die Parteien 
Sjeifen in die Staatskasse" oder 
jGeheiniabsprache der Schatzmeister" 
jjarüber mehr polemisiert als sachlich 
Richtet. Warum muß das Parteienge- 
setz novelliert werden? 
m Sommer 1986 hatte das Bundesverfas- 

sungsgericht auf Grund einer Klage der 
HÜNEN über die Verfassungsmäßigkeit 

es Parteiengesetzes zu befinden. Das Urteil 
achte dem Gesetzgeber die Auflage, 
Stimmte Vorschriften noch einmal neu zu 
Ssen. So wurde vom Bundesverfassungs- 

gericht beispielsweise die 5-Prozent/2-Pro- 
''le-Regeiung, die bisher die Höchstgrenze 

pr die Abzugsfähigkeit von Spenden an 
arteien markierte, für verfassungswidrig 
K'äft. Der Gesetzgeber war also gefordert. 

^ er Bundestagspräsident hat auf Grund sei- 
ß

er gesetzlichen Verpflichtung einen 
t 

er,cht über die finanzielle Lage der Par- 
ken vorgelegt und dabei auf einige Fakten 

ngewiesen, die den Experten schon vor 
^  'ger Zeit aufgefallen waren: So wirkte 
•.   auf Grund eines Vorschlags der vom 

ndespräsidenten eingesetzten Sachver- 
^ ndigenkommission ins Gesetz integrierte 

ancenausgleich dergestalt, daß Parteien 
A'

1 v>elen Mitgliedern, die erhebliche 
A ^trengungen zu Finanzierung ihrer 
^   e't über Beiträge unternahmen, durch 
p    Chancenausgleich „bestraft" wurden. 
di  ^?nc'ert 'cann man sa8en: Je geringer 
[^  E'genanstrengungen einer Partei, über 
J^J g'iedsbeiträge und eine möglichst große 
ein 8liederzahl z" möglichst hohen Eigen- 
er a       n zu kommen, desto geringer war 
erh 11      nce' den Chancenausgleich zu 

len. Dies liegt am Berechnungsmodus. 
und H-U^a^e des Bundesverfassungsgerichts 

d'e berechtigte Kritik des Bundestags- 

präsidenten am Parteiengesetz haben zu 
Überlegungen zwischen den Schatzmeistern 
und ihren Beauftragten geführt, die nun in 
den Gesetzgebungsprozeß eingeflossen 
sind. Die Novelle wird im wesentlichen fol- 
gende Elemente haben: 

1. Beim Chancenausgleich soll zukünftig 
die Mitgliederzahl der Parteien berücksich- 
tigt werden. Dies wird über einen „Bedeu- 
tungsfaktor" erreicht und nicht ausschließ- 
lich — wie bisher — über das Zweitstim- 
menergebnis. Das Ergebnis wird eine 
gerechtere Teilhabe der Parteien am Chan- 
cenausgleich sein. 
2. Die vom Bundesverfassungsgericht 
gesetzte maximale Obergrenze für die 
Abzugsfähigkeit von Spenden an Parteien 
(100000 DM) wird auf 60000 DM festge- 
legt. Gleichzeitig wird die Grenze für die 
Veröffentlichungspflicht (Nennung des 
Namens des Spenders im Rechenschaftsbe- 
richt der Partei) von 20000 auf 40000 DM 
erhöht. Da die 20000-DM-Grenze seit 1968 
unverändert ist, war diese Anpassung längst 
überfällig. 
3. Neu eingeführt wird ein Sockelbetrag, 
den alle Parteien mit zumindest 2,5 % Anteil 
an den Zweitstimmen erhalten. Die Begrün- 
dung ist klar: Jede Partei, zumal wenn sie 
sich neu am „politischen Markt" etablieren 
will, hat bestimmte Grundaufwendungen 
(Sekretariat, Statutenbroschüren, Mitglie- 
derkartei, Anfangswerbung), die für alle 
Parteien gleich sind. Diese „Sockelbela- 
stung" solle auch in Form einer besonderen 
Zahlung abgedeckt sein. Im übrigen entT 

spricht die Einführung des Sockelbetrages 
dem Vorschlag der vom Bundespräsidenten 
eingesetzten Sachverständigenkommission. 
Die Novelle des Parteiengesetzes ist also • 
nicht — eine erneute „Selbstbedienung der 
Parteien", sondern eine notwendige Geset- 
zesnovelle, die die Parteienfinanzierung 
gerechter und logischer organisiert. 
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Viel Beifall gab es für Generalsekretär Heiner Geißler am zweiten Tag des 
Parteitages, als er in einer brillanten Rede Akzente setzte für unsere Politik auf det 
Grundlage des christlichen Menschenbildes. Nicht nur die Delegierten brachten 
ihm stehend Ovationen dar, auch die Präsidiumsmitglieder, an der Spitze Helmut 
Kohl, dankten dem Generalsekretär. Über diesen Teil des Parteitages sowie über 
den weiteren Verlauf berichten wir in der nächsten Ausgabe. Um unsere 
Parteifreunde und Leser möglichst umfangreich und authentisch zu unterrichten, 
hat die Redaktion sich entschlossen, die Berichterstattung über den Parteitag auf 
mindestens zwei Ausgaben zu verteilen, damit nicht wesentliche Beiträge allzu 
stark gekürzt werden müssen. 
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